
Inhaltsverzeichnis

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und
des Strafarrests im Freistaat Sachsen sowie zur
Änderung weiterer Gesetze vom 16. Mai 2013 ............ 250

Gesetz über den Vollzug der Unterbringung in der
Sicherungsverwahrung im Freistaat Sachsen
(Sächsisches Sicherungsverwahrungsvollzugs-
gesetz – SächsSVVollzG) vom 16. Mai 2013 ................ 294

Fünfte Verordnung des Ministerpräsidenten zur Ände-
rung der Ernennungsverordnung vom 24. April 2013 ........ 318

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums
des Innern zur Änderung der Förderzuständigkeits-
verordnung SMI vom 29. April 2013 ................................ 319

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für
Kultus über Zulassungsbeschränkungen für den Vor-
bereitungsdienst 2013 (Zulassungsbeschränkungs-
verordnung – ZulbeVO) vom 14. Mai 2013 ...................... 320

Verordnung der Landeshauptstadt Dresden zur Fest-
setzung des Landschaftsschutzgebietes „Zschoner-
grund“ vom 25. April 2013 ................................................ 322

Verordnung des Landratsamtes Nordsachsen zur
Änderung der Abgrenzung des Landschaftsschutz-
gebietes „Parthenaue-Machern“ vom 29. April 2013 ........ 326

Zweite Änderung der Geschäftsordnung des Verfas-
sungsgerichtshofes des Freistaates Sachsen vom
26. April 2013 .................................................................. 327

Bekanntmachung des Präsidenten des Sächsischen
Landtages über die Anpassung der Grundentschädi-
gung für die Mitglieder des Sächsischen Landtages
nach § 5 SächsAbgG vom 25. April 2013 ........................ 328

Bekanntmachung der Sächsischen Staatskanzlei über
das Inkrafttreten von Abkommen vom 8. Mai 2013 ............ 329

Nr. 5/2013 31. Mai 2013

Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt

249



Gesetz
über den Vollzug der Freiheitsstrafe und des Strafarrests im Freistaat Sachsen

sowie zur Änderung weiterer Gesetze
Vom 16. Mai 2013

Der Sächsische Landtag hat am 16. Mai 2013 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Inhaltsübersicht

Artikel 1 Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und des
Strafarrests im Freistaat Sachsen (Sächsisches
Strafvollzugsgesetz – SächsStVollzG)

Artikel 2 Änderung des Sächsischen Jugendstrafvollzugs-
gesetzes

Artikel 3 Änderung des Sächsischen Untersuchungshaftvoll-
zugsgesetzes

Artikel 4 Änderung des Sächsischen Justizvollzugssicher-
heitsgesetzes

Artikel 5 Neufassung des Sächsischen Jugendstrafvollzugs-
gesetzes und des Sächsischen Untersuchungshaft-
vollzugsgesetzes

Artikel 6 Inkrafttreten

Artikel 1
Gesetz

über den Vollzug der Freiheitsstrafe und des Strafarrests
im Freistaat Sachsen

(Sächsisches Strafvollzugsgesetz – SächsStVollzG)

Inhaltsübersicht

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Ziel und Aufgabe des Vollzugs
§ 3 Vollzugsgestaltung
§ 4 Stellung der Gefangenen, Mitwirkung
§ 5 Soziale Hilfe

Teil 2
Aufnahme, Diagnose, Vollzugs-

und Eingliederungsplanung

§ 6 Aufnahmeverfahren
§ 7 Diagnoseverfahren
§ 8 Vollzugs- und Eingliederungsplanung
§ 9 Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

Teil 3
Unterbringung, Verlegung

§ 10 Trennung von männlichen und weiblichen Gefangenen
§ 11 Unterbringung während der Einschlusszeiten
§ 12 Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten
§ 13 Wohngruppenvollzug
§ 14 Unterbringung von Müttern und Vätern mit Kindern
§ 15 Geschlossener und offener Vollzug
§ 16 Verlegung und Überstellung

Teil 4
Sozialtherapie, psychologische Intervention

und Psychotherapie

§ 17 Sozialtherapie
§ 18 Psychologische Intervention und Psychotherapie

Teil 5
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining,

schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen,
Arbeit

§ 19 Arbeitstherapeutische Maßnahmen
§ 20 Arbeitstraining
§ 21 Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen
§ 22 Arbeit
§ 23 Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung
§ 24 Freistellung

Teil 6
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel,

andere Formen der Telekommunikation und Pakete

§ 25 Grundsatz
§ 26 Besuch
§ 27 Untersagung der Besuche
§ 28 Durchführung der Besuche
§ 29 Überwachung der Gespräche
§ 30 Telefongespräche
§ 31 Schriftwechsel
§ 32 Untersagung des Schriftwechsels
§ 33 Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung von

Schreiben
§ 34 Überwachung des Schriftwechsels
§ 35 Anhalten von Schreiben
§ 36 Andere Formen der Telekommunikation
§ 37 Pakete

Teil 7
Lockerungen und sonstige Aufenthalte

außerhalb der Anstalt

§ 38 Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels
§ 39 Lockerungen aus sonstigen Gründen
§ 40 Weisungen für Lockerungen
§ 41 Ausführung, Außenbeschäftigung, Vorführung, Ausant-

wortung

Teil 8
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung

und nachgehende Betreuung

§ 42 Vorbereitung der Eingliederung
§ 43 Entlassung
§ 44 Nachgehende Betreuung
§ 45 Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage
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Teil 9
Grundversorgung und Freizeit

§ 46 Einbringen von Gegenständen
§ 47 Gewahrsam an Gegenständen
§ 48 Ausstattung des Haftraums
§ 49 Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen
§ 50 Zeitungen und Zeitschriften, religiöse Schriften und Ge-

genstände
§ 51 Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik
§ 52 Kleidung
§ 53 Verpflegung und Einkauf
§ 54 Freizeit

Teil 10
Vergütung, Gelder der Gefangenen und Kosten

§ 55 Vergütung
§ 56 Eigengeld
§ 57 Taschengeld
§ 58 Konten, Bargeld
§ 59 Hausgeld
§ 60 Zweckgebundene Einzahlungen
§ 61 Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung
§ 62 Überbrückungsgeld

Teil 11
Gesundheitsfürsorge

§ 63 Art und Umfang der medizinischen Leistungen, Kosten-
beteiligung

§ 64 Durchführung der medizinischen Leistungen, Forde-
rungsübergang

§ 65 Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung
§ 66 Gesundheitsschutz und Hygiene
§ 67 Krankenbehandlung während Lockerungen
§ 68 Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheits-

fürsorge
§ 69 Benachrichtigungspflicht

Teil 12
Religionsausübung

§ 70 Seelsorge
§ 71 Religiöse Veranstaltungen
§ 72 Weltanschauungsgemeinschaften

Teil 13
Sicherheit und Ordnung

§ 73 Grundsatz
§ 74 Allgemeine Verhaltenspflichten
§ 75 Durchsuchung
§ 76 Sichere Unterbringung
§ 77 Erkennungsdienstliche Maßnahmen
§ 78 Lichtbildausweise
§ 79 Videoüberwachung
§ 80 Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch
§ 81 Auslesen von Datenspeichern
§ 82 Festnahmerecht
§ 83 Besondere Sicherungsmaßnahmen
§ 84 Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen, Verfah-

ren
§ 85 Ärztliche Überwachung

Teil 14
Unmittelbarer Zwang

§ 86 Begriffsbestimmungen
§ 87 Allgemeine Voraussetzungen
§ 88 Androhung
§ 89 Schusswaffengebrauch

Teil 15
Disziplinarmaßnahmen

§ 90 Disziplinarmaßnahmen
§ 91 Vollstreckung der Disziplinarmaßnahmen, Aussetzung

zur Bewährung
§ 92 Disziplinarbefugnis
§ 93 Verfahren

Teil 16
Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerde

§ 94 Aufhebung von Maßnahmen
§ 95 Beschwerderecht

Teil 17
Aktenführung und Datenschutz

§ 96 Verarbeitung
§ 97 Datenerhebung
§ 98 Schutz besonderer Daten
§ 99 Zentrale Vollzugsdatei, Einrichtung automatisierter Ab-

rufverfahren
§ 100 Akten
§ 101 Berichtigung, Löschung und Sperrung
§ 102 Auskunft an den Betroffenen, Akteneinsicht
§ 103 Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke
§ 104 Anwendbarkeit des Sächsischen Datenschutzgesetzes

Teil 18
Kriminologische Forschung

§ 105 Evaluation, kriminologische Forschung

Teil 19
Aufbau und Organisation der Anstalten

§ 106 Anstalten
§ 107 Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Über-

belegung
§ 108 Anstaltsleitung
§ 109 Bedienstete
§ 110 Seelsorger
§ 111 Medizinische Versorgung
§ 112 Mitverantwortung der Gefangenen
§ 113 Hausordnung

Teil 20
Aufsicht, Beirat

§ 114 Aufsichtsbehörde
§ 115 Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften
§ 116 Beirat
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Teil 21
Vollzug des Strafarrests

§ 117 Grundsatz
§ 118 Besondere Bestimmungen

Teil 22
Schlussbestimmungen

§ 119 Einschränkung von Grundrechten
§ 120 Verhältnis zum Bundesrecht
§ 121 Übergangsbestimmungen

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Freiheitsstrafe (Vollzug)
und des Strafarrests in Justizvollzugsanstalten (Anstalten).

§ 2
Ziel und Aufgabe des Vollzugs

Der Vollzug dient dem Ziel, die Gefangenen zu befähigen,
künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu
führen. Er hat die Aufgabe, die Allgemeinheit vor weiteren Straf-
taten zu schützen. Dies wird durch eine zielgerichtete und wir-
kungsorientierte Vollzugsgestaltung sowie sichere Unterbrin-
gung und Beaufsichtigung der Gefangenen gewährleistet.

§ 3
Vollzugsgestaltung

(1) Der Vollzug ist auf die Auseinandersetzung der Gefangenen
mit ihren Straftaten und deren Folgen auszurichten.

(2) Der Vollzug wirkt von Beginn an auf die Eingliederung der
Gefangenen in das Leben in Freiheit hin.

(3) Gefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Siche-
rungsverwahrung sind individuell und intensiv zu betreuen, um
ihre Unterbringung in der Sicherungsverwahrung entbehrlich
zu machen. Soweit standardisierte Maßnahmen nicht ausrei-
chen oder keinen Erfolg versprechen, sind individuelle Maß-
nahmen zu entwickeln.

(4) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensverhältnis-
sen soweit wie möglich anzugleichen.

(5) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzu-
wirken.

(6) Der Bezug der Gefangenen zum gesellschaftlichen Leben
ist zu wahren und zu fördern. Ehrenamtliche Mitarbeiter sowie
Personen und Einrichtungen außerhalb des Vollzugs sollen in
den Vollzugsalltag einbezogen werden. Den Gefangenen ist
sobald wie möglich die Teilnahme am Leben in der Freiheit zu
gewähren.

(7) Die unterschiedlichen Bedürfnisse der Gefangenen, insbe-
sondere im Hinblick auf Geschlecht, Alter, Herkunft und Glau-
ben, sowie die Bedürfnisse von Gefangenen mit Behinderung
sind bei der Vollzugsgestaltung im Allgemeinen und im Einzel-
fall zu berücksichtigen.

§ 4
Stellung der Gefangenen, Mitwirkung

(1) Die Persönlichkeit der Gefangenen ist zu achten. Ihre
Selbständigkeit im Vollzugsalltag ist soweit wie möglich zu er-
halten und zu fördern.

(2) Die Gefangenen werden an der Gestaltung des Vollzugsall-
tags beteiligt. Vollzugliche Maßnahmen sollen ihnen erläutert
werden. Soweit erforderlich, wird ein Dolmetscher hinzugezo-
gen. Mit Zustimmung der beteiligten Gefangenen kann in Aus-
nahmefällen für die Übersetzung auch ein anderer Gefangener
tätig werden.

(3) Zur Erreichung des Vollzugsziels bedarf es der Mitwirkung
der Gefangenen. Ihre Bereitschaft hierzu ist zu wecken und zu
fördern.

(4) Die Gefangenen unterliegen den in diesem Gesetz vorgese-
henen Beschränkungen ihrer Freiheit. Soweit das Gesetz eine
besondere Regelung nicht enthält, dürfen ihnen nur Be-
schränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der
Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden
Störung der Ordnung in der Anstalt unerlässlich sind.

§ 5
Soziale Hilfe

(1) Die Gefangenen werden durch die Anstalt darin unterstützt,
ihre persönlichen, wirtschaftlichen, sozialen und gesundheit-
lichen Schwierigkeiten zu beheben. Sie sollen dazu angeregt
und in die Lage versetzt werden, ihre Angelegenheiten selbst
zu regeln, insbesondere eine Schuldenregulierung herbei-
zuführen.

(2) Die Gefangenen sollen angehalten werden, den durch die
Straftat verursachten materiellen und immateriellen Schaden
wiedergutzumachen. Die Einsicht der Gefangenen in ihre Ver-
antwortung für die Tat, insbesondere für die beim Opfer verur-
sachten Tatfolgen, soll geweckt werden.

Teil 2
Aufnahme, Diagnose, Vollzugs-

und Eingliederungsplanung

§ 6
Aufnahmeverfahren

(1) Mit den Gefangenen wird unverzüglich nach der Aufnah-
me ein Zugangsgespräch geführt, in dem ihre gegenwärtige
Lebenssituation erörtert wird und sie über ihre Rechte und
Pflichten informiert werden. Ihnen ist ein Exemplar der Haus-
ordnung auszuhändigen. Dieses Gesetz, die von ihm in Bezug
genommenen Gesetze sowie die zu seiner Ausführung erlas-
senen Rechtsverordnungen und veröffentlichte Verwaltungs-
vorschriften sind den Gefangenen auf Verlangen zugänglich zu
machen.

(2) Im Zugangsgespräch ist auch zu klären, ob die Gefangenen
in ihrer Obhut stehende Minderjährige ohne Betreuung und
Versorgung zurückgelassen haben. In diesem Falle ist un-
verzüglich das zuständige Jugendamt zu unterrichten.

(3) Während des Aufnahmeverfahrens dürfen andere Gefan-
gene nicht zugegen sein.
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(4) Die Gefangenen werden unverzüglich ärztlich untersucht.

(5) Die Gefangenen werden dabei unterstützt, etwa notwendige
Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige, zur Erhaltung des
Arbeitsplatzes und der Wohnung und zur Sicherung ihrer Ver-
mögensgegenstände außerhalb der Anstalt zu veranlassen.

(6) Bei Gefangenen, die eine Ersatzfreiheitsstrafe verbüßen,
sind die Möglichkeiten der Abwendung der Vollstreckung durch
freie Arbeit oder ratenweise Tilgung der Geldstrafe zu erörtern
und zu fördern, um so auf eine möglichst baldige Entlassung
hinzuwirken.

§ 7
Diagnoseverfahren

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur Vorbereitung
der Vollzugs- und Eingliederungsplanung das Diagnoseverfah-
ren an.

(2) Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftlichen Erkennt-
nissen genügen. Insbesondere bei Gefangenen mit angeord-
neter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung ist es von Per-
sonen mit einschlägiger wissenschaftlicher Qualifikation
durchzuführen.

(3) Das Diagnoseverfahren erstreckt sich auf die Persön-
lichkeit, die Lebensverhältnisse, die Ursachen und Umstände
der Straftat sowie alle sonstigen Gesichtspunkte, deren Kennt-
nis für eine zielgerichtete und wirkungsorientierte Vollzugs-
gestaltung und die Eingliederung der Gefangenen nach der
Entlassung erforderlich ist. Neben den Unterlagen aus der Voll-
streckung und dem Vollzug vorangegangener Frei-
heitsentziehungen sind insbesondere auch Erkenntnisse der
Gerichts- und Bewährungshilfe sowie der Führungsaufsichts-
stellen einzubeziehen.

(4) Im Diagnoseverfahren werden die im Einzelfall die Straf-
fälligkeit begünstigenden Faktoren ermittelt. Gleichzeitig sollen
die Fähigkeiten der Gefangenen ermittelt werden, deren
Stärkung einer erneuten Straffälligkeit entgegenwirken kann.

(5) Bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer bis zu einem Jahr
kann das Diagnoseverfahren auf die Umstände beschränkt
werden, deren Kenntnis für eine angemessene Vollzugsgestal-
tung unerlässlich und für die Eingliederung erforderlich ist. Un-
abhängig von der Vollzugsdauer gilt dies auch, wenn aus-
schließlich Ersatzfreiheitsstrafen zu vollziehen sind.

(6) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens wird mit den Ge-
fangenen erörtert.

§ 8
Vollzugs- und Eingliederungsplanung

(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnoseverfah-
rens wird ein Vollzugs- und Eingliederungsplan erstellt. Er zeigt
den Gefangenen bereits zu Beginn des Vollzugs unter Be-
rücksichtigung der voraussichtlichen Vollzugsdauer die zur Er-
reichung des Vollzugsziels erforderlichen Maßnahmen auf. Da-
neben kann er weitere Hilfsangebote und Empfehlungen
enthalten. Die Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen der Ge-
fangenen sollen einbezogen werden.

(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird regelmäßig in-
nerhalb der ersten acht Wochen nach der Aufnahme erstellt.

Diese Frist verkürzt sich bei einer voraussichtlichen Vollzugs-
dauer von unter einem Jahr auf vier Wochen.

(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die darin vor-
gesehenen Maßnahmen werden regelmäßig alle sechs Mona-
te, spätestens aber alle zwölf Monate überprüft und fort-
geschrieben. Die Entwicklung der Gefangenen und die in der
Zwischenzeit gewonnenen Erkenntnisse sind zu berücksich-
tigen. Die durchgeführten Maßnahmen sind zu dokumentieren.

(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit den Ge-
fangenen erörtert. Dabei werden deren Anregungen und
Vorschläge einbezogen, soweit sie der Erreichung des Voll-
zugsziels dienen.

(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- und Ein-
gliederungsplans führt der Anstaltsleiter eine Konferenz mit
den an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durch.
Standen die Gefangenen vor ihrer Inhaftierung unter Be-
währungs- oder Führungsaufsicht, kann auch der für sie bis-
lang zuständige Bewährungshelfer an der Konferenz beteiligt
werden. Die Teilnahme des Verteidigers ist zu gestatten. Den
Gefangenen wird der Vollzugs- und Eingliederungsplan in der
Konferenz eröffnet und erläutert. Sie sollen auch darüber hin-
aus an der Konferenz beteiligt werden. In den Fällen des § 7
Abs. 5 kann auch ein vereinfachtes Verfahren Anwendung fin-
den.

(6) An der Eingliederung mitwirkende Personen außerhalb des
Vollzugs sind nach Möglichkeit in die Planung einzubeziehen,
soweit dies zur Eingliederung erforderlich ist. Sie können mit
Zustimmung der Gefangenen auch an der Konferenz beteiligt
werden.

(7) Werden die Gefangenen nach der Entlassung voraussicht-
lich unter Bewährungs- oder Führungsaufsicht gestellt, so ist
einem Mitarbeiter der Bewährungshilfe und der Führungsauf-
sichtsstelle in den letzten zwölf Monaten vor dem voraussicht-
lichen Entlassungszeitpunkt die Teilnahme an der Konferenz
zu ermöglichen. Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und sei-
ne Fortschreibungen sind zu übersenden.

(8) Eine Abschrift des Vollzugs- und Eingliederungsplans und
seiner Fortschreibungen wird den Gefangenen ausgehändigt.

§ 9
Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fort-
schreibungen enthalten insbesondere folgende Angaben:
1. Zusammenfassung der für die Vollzugs- und Eingliede-

rungsplanung maßgeblichen Ergebnisse des Diagnosever-
fahrens,

2. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt,
3. Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug,
4. Maßnahmen zur Förderung der Mitwirkungsbereitschaft,
5. Unterbringung in einer Wohngruppe und Teilnahme am

Wohngruppenvollzug,
6. Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Abteilung und

Teilnahme an deren Behandlungsprogrammen,
7. Teilnahme an einzel- oder gruppentherapeutischen Maß-

nahmen, insbesondere psychologische Intervention und
Psychotherapie,

8. Teilnahme an psychiatrischen Behandlungsmaßnahmen,
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9. Teilnahme an Maßnahmen zur Behandlung von Suchtmit-
telabhängigkeit und -missbrauch, einschließlich Suchtbera-
tung,

10. Teilnahme an Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der
sozialen Kompetenz,

11. Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizierungs-
maßnahmen, einschließlich Alphabetisierungs- und Deutsch-
kursen,

12. Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen oder am
Arbeitstraining,

13. Arbeit,
14. freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung,
15. Teilnahme an Sportangeboten und Maßnahmen zur struk-

turierten Gestaltung der Freizeit,
16. Ausführungen, Außenbeschäftigung,
17. Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels,
18. Aufrechterhaltung, Förderung und Gestaltung von Außen-

kontakten,
19. Bildung von Überbrückungsgeld, Schuldnerberatung, Schul-

denregulierung und Erfüllung von Unterhaltspflichten,
20. Ausgleich von Tatfolgen, einschließlich Täter-Opfer-Aus-

gleich,
21. Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, Eingliede-

rung und Nachsorge und
22. Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliederungs-

plans.
Bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung
enthalten der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine
Fortschreibungen darüber hinaus Angaben zu sonstigen Maß-
nahmen im Sinne des § 3 Abs. 3 Satz 2 und einer Antragstel-
lung im Sinne des § 119a Abs. 2 StVollzG.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 10 und Satz 2,
die nach dem Ergebnis des Diagnoseverfahrens als zur Errei-
chung des Vollzugsziels zwingend erforderlich erachtet wer-
den, sind als solche zu kennzeichnen und gehen allen anderen
Maßnahmen vor. Auch für Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1
Nr. 11 und 12 kann ein Vorrang vor anderen Maßnahmen vor-
gesehen werden. Es ist anzustreben, die Maßnahmen nach
den Sätzen 1 und 2 im Einvernehmen mit den Gefangenen fest-
zulegen. Andere Maßnahmen dürfen nicht gestattet werden,
soweit sie die Teilnahme an Maßnahmen nach den Sätzen 1
und 2 beeinträchtigen würden.

(3) Spätestens ein Jahr vor dem voraussichtlichen Entlas-
sungszeitpunkt hat die Planung zur Vorbereitung der Eingliede-
rung zu beginnen. Anknüpfend an die bisherige Vollzugspla-
nung werden ab diesem Zeitpunkt die Maßnahmen nach
Absatz 1 Satz 1 Nr. 21 konkretisiert oder ergänzt. Insbesondere
ist Stellung zu nehmen zu:
1. Unterbringung im offenen Vollzug, Übergangseinrichtung,
2. Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung nach der Entlas-

sung,
3. Unterstützung bei notwendigen Behördengängen und der

Beschaffung der notwendigen persönlichen Dokumente,
4. Beteiligung der Bewährungshilfe, Führungsaufsichtsstelle

und der forensischen Ambulanzen,
5. Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlassenenhilfe,
6. Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abgeschlossenen

Maßnahmen,
7. Anregung von Auflagen und Weisungen für die Be-

währungs- oder Führungsaufsicht,
8. Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen und
9. nachgehende Betreuung durch Vollzugsbedienstete.

Teil 3
Unterbringung, Verlegung

§ 10
Trennung von männlichen und weiblichen Gefangenen

Männliche und weibliche Gefangene werden getrennt unter-
gebracht. Eine gemeinsame Unterbringung zum Zweck der
medizinischen Behandlung sowie gemeinsame Maßnahmen,
insbesondere zur schulischen und beruflichen Qualifizierung,
sind zulässig.

§ 11
Unterbringung während der Einschlusszeiten

(1) Die Gefangenen werden in ihren Hafträumen einzeln unter-
gebracht.

(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist zulässig
1. mit Zustimmung der Gefangenen, wenn schädliche Einflüs-

se nicht zu befürchten sind, oder
2. wenn ein Gefangener hilfsbedürftig ist oder eine Gefahr für

Leben oder Gesundheit besteht.

(3) Darüber hinaus ist eine gemeinsame Unterbringung nur
vorübergehend und aus zwingenden Gründen zulässig.

§ 12
Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten

(1) Außerhalb der Einschlusszeiten dürfen sich die Gefangenen
in Gemeinschaft aufhalten.

(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschränkt wer-
den, wenn
1. ein schädlicher Einfluss auf andere Gefangene zu befürch-

ten ist oder
2. es die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt erfordert.

§ 13
Wohngruppenvollzug

(1) Der Wohngruppenvollzug dient der Einübung sozialverträg-
lichen Zusammenlebens, insbesondere von Toleranz sowie der
Übernahme von Verantwortung für sich und andere. Er ermög-
licht den dort untergebrachten Gefangenen, ihren Vollzugsall-
tag weitgehend selbständig zu regeln.

(2) Eine Wohngruppe wird in einem baulich abgegrenzten Be-
reich mit bis zu 16 Gefangenen eingerichtet, zu dem neben
den Hafträumen weitere Räume und Einrichtungen zur gemein-
samen Nutzung gehören. Sie wird in der Regel von fest zu-
geordneten Bediensteten betreut.

§ 14
Unterbringung von Müttern und Vätern mit Kindern

(1) Ein Kind kann mit Zustimmung der aufenthaltsbestimmungs-
berechtigten Person bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres
in einer Anstalt untergebracht werden, in der sich seine Mutter
oder sein Vater befindet, wenn dies seinem Wohl entspricht
und Sicherheitsgründe nicht entgegenstehen. Aus besonderen
Gründen kann die Unterbringung auch bis zu einem halben
Jahr darüber hinaus erfolgen. Vor der Unterbringung ist das Ju-
gendamt zu hören.
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(2) Die Unterbringung erfolgt auf Kosten der für das Kind Unter-
haltspflichtigen.

§ 15
Geschlossener und offener Vollzug

(1) Die Gefangenen werden im geschlossenen oder offenen
Vollzug untergebracht.

(2) Die Gefangenen sollen im offenen Vollzug untergebracht
werden, wenn sie dessen besonderen Anforderungen ge-
nügen, insbesondere nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem
Vollzug entziehen oder die Möglichkeiten des offenen Vollzugs
zu Straftaten missbrauchen werden. Genügen die Gefangenen
den besonderen Anforderungen des offenen Vollzugs nicht
mehr, werden sie im geschlossenen Vollzug untergebracht.
§ 94 bleibt unberührt.

(3) Abteilungen des offenen Vollzugs sehen keine oder nur ver-
minderte Vorkehrungen gegen Entweichungen vor.

§ 16
Verlegung und Überstellung

(1) Die Gefangenen können abweichend vom Vollstreckungs-
plan nach § 115 in eine andere Anstalt verlegt werden,
1. wenn die Erreichung des Vollzugsziels hierdurch gefördert

wird oder
2. Gründe der Vollzugsorganisation oder andere wichtige

Gründe dies erfordern.

(2) Dem Verteidiger wird die Verlegung unverzüglich mitgeteilt.

(3) Die Gefangenen dürfen aus wichtigem Grund in eine andere
Anstalt überstellt werden.

Teil 4
Sozialtherapie, psychologische Intervention

und Psychotherapie

§ 17
Sozialtherapie

(1) Sozialtherapie dient der Verringerung einer erheblichen
Gefährlichkeit der Gefangenen. Auf der Grundlage einer thera-
peutischen Gemeinschaft bedient sie sich psychologischer,
psychotherapeutischer, sozialpädagogischer und arbeitsthera-
peutischer Methoden, die in umfassenden Behandlungspro-
grammen verbunden werden. Personen aus dem Lebens-
umfeld der Gefangenen außerhalb des Vollzugs werden in die
Behandlung einbezogen.

(2) Gefangene sind in einer sozialtherapeutischen Abteilung
unterzubringen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen Behand-
lungsprogrammen zur Verringerung ihrer erheblichen Gefähr-
lichkeit angezeigt ist. Eine erhebliche Gefährlichkeit liegt vor,
wenn schwerwiegende Straftaten gegen Leib oder Leben, die
persönliche Freiheit oder gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung zu erwarten sind.

(3) Andere Gefangene können in einer sozialtherapeutischen
Abteilung untergebracht werden, wenn die Teilnahme an den
dortigen Behandlungsprogrammen zur Erreichung des Voll-
zugsziels angezeigt ist.

(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, der ent-
weder den Abschluss der Behandlung zum voraussichtlichen
Entlassungszeitpunkt erwarten lässt oder die Fortsetzung der
Behandlung nach der Entlassung ermöglicht. Ist Sicherungs-
verwahrung angeordnet oder vorbehalten, soll die Unterbrin-
gung zu einem Zeitpunkt erfolgen, der den Abschluss der Be-
handlung noch während des Vollzugs der Freiheitsstrafe
erwarten lässt.

(5) Die Unterbringung wird beendet, wenn das Ziel der Behand-
lung aus Gründen, die in der Person der Gefangenen liegen,
nicht erreicht werden kann.

§ 18
Psychologische Intervention und Psychotherapie

Psychologische Intervention und Psychotherapie im Vollzug
dienen insbesondere der Behandlung psychosozialer Faktoren
und psychischer Störungen des Verhaltens und Erlebens, die in
einem Zusammenhang mit der Straffälligkeit stehen. Sie wer-
den durch systematische Anwendung wissenschaftlich fundier-
ter psychologischer und psychotherapeutischer Methoden mit
einem oder mehreren Gefangenen durchgeführt.

Teil 5
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining,

schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen,
Arbeit

§ 19
Arbeitstherapeutische Maßnahmen

Arbeitstherapeutische Maßnahmen dienen dazu, dass die Ge-
fangenen Eigenschaften wie Selbstvertrauen, Durchhaltever-
mögen und Konzentrationsfähigkeit einüben, um sie stufenweise
an die Grundanforderungen des Arbeitslebens heranzuführen.

§ 20
Arbeitstraining

Arbeitstraining dient dazu, Gefangenen, die nicht in der Lage
sind, einer regelmäßigen und erwerbsorientierten Beschäfti-
gung nachzugehen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln,
die eine Eingliederung in das leistungsorientierte Arbeitsleben
fördern. Die Maßnahmen sind danach auszurichten, dass sie
den Gefangenen für den Arbeitsmarkt relevante Qualifikatio-
nen vermitteln.

§ 21
Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen

(1) Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung und vor-
berufliche Qualifizierung im Vollzug (schulische und berufliche
Qualifizierungsmaßnahmen) haben das Ziel, den Gefangenen
Fähigkeiten zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit nach der Ent-
lassung zu vermitteln sowie vorhandene Fähigkeiten zu erhal-
ten und zu fördern. Sie werden in der Regel als Vollzeitmaßnah-
me durchgeführt. Bei der Festlegung von Inhalten, Methoden
und Organisationsformen der Bildungsangebote werden die
Besonderheiten der jeweiligen Zielgruppe berücksichtigt.

(2) Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen sind darauf auszu-
richten, den Gefangenen für den Arbeitsmarkt relevante Quali-
fikationen zu vermitteln.
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(3) Geeigneten Gefangenen soll die Teilnahme an einer schu-
lischen oder beruflichen Ausbildung ermöglicht werden, die zu
einem anerkannten Abschluss führt.

(4) Bei der Vollzugs- und Eingliederungsplanung ist darauf zu
achten, dass die Gefangenen Qualifizierungsmaßnahmen
während ihrer Haftzeit abschließen oder danach fortsetzen
können. Können Maßnahmen während der Haftzeit nicht ab-
geschlossen werden, trägt die Anstalt in Zusammenarbeit mit
außervollzuglichen Einrichtungen dafür Sorge, dass die begon-
nene Qualifizierungsmaßnahme nach der Haft fortgesetzt wer-
den kann.

(5) Nachweise über schulische und berufliche Qualifizierungs-
maßnahmen dürfen keinen Hinweis auf die Inhaftierung enthal-
ten.

§ 22
Arbeit

(1) Den Gefangenen soll nach Möglichkeit ihren Fähigkeiten
angemessene Arbeit übertragen werden, soweit sie körperlich
und geistig hierzu in der Lage sind.

(2) Sie wirken im Rahmen ihrer körperlichen und geistigen
Fähigkeiten an Arbeiten der Versorgung, der Sauberkeit und
Ordnung in der Anstalt mit.

(3) § 9 Abs. 2 bleibt unberührt. Nehmen sie eine Arbeit auf, gel-
ten die von der Anstalt festgelegten Arbeitsbedingungen. Die
Arbeit darf nicht zur Unzeit niedergelegt werden.

§ 23
Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung

(1) Gefangenen, die zum Freigang nach § 38 Abs. 1 Nr. 4 zu-
gelassen sind, soll gestattet werden, einer Arbeit, Berufsausbil-
dung oder beruflichen Weiterbildung auf der Grundlage eines
freien Beschäftigungsverhältnisses oder der Selbstbeschäfti-
gung außerhalb der Anstalt nachzugehen, wenn die Beschäfti-
gungsstelle geeignet ist und nicht überwiegende Gründe des
Vollzugs entgegenstehen. § 40 gilt entsprechend.

(2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift für die Gefangenen
zu überweisen.

§ 24
Freistellung

(1) Haben die Gefangenen ein halbes Jahr lang gearbeitet, so
können sie beanspruchen, zehn Arbeitstage von der Arbeit frei-
gestellt zu werden. Zeiten, in denen die Gefangenen infolge
Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert waren, werden auf
das Halbjahr mit bis zu 15 Arbeitstagen angerechnet. Der An-
spruch verfällt, wenn die Freistellung nicht innerhalb eines Jah-
res nach seiner Entstehung erfolgt ist.

(2) Auf die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang nach § 38
Abs. 1 Nr. 3 angerechnet, soweit er in die Arbeitszeit fällt.
Gleiches gilt für einen Langzeitausgang nach § 39, soweit er
nicht wegen des Todes oder einer lebensgefährlichen Erkran-
kung naher Angehöriger erteilt worden ist.

(3) Die Gefangenen erhalten für die Zeit der Freistellung ihr
Arbeitsentgelt weiter.

(4) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhältnisse blei-
ben unberührt.

(5) Für Maßnahmen nach den §§ 19, 20 und 21 Abs. 1 gelten
die Absätze 1 bis 4 entsprechend, sofern diese den Umfang
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreichen.

Teil 6
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel,

andere Formen der Telekommunikation und Pakete

§ 25
Grundsatz

Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb
der Anstalt im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu
verkehren. Die Anstalt fördert den Kontakt mit Personen, von
denen ein günstiger Einfluss erwartet werden kann.

§ 26
Besuch

(1) Die Gefangenen dürfen im Monat vier Stunden Besuch
empfangen. Der Anstaltsleiter kann längere Besuchszeiten vor-
sehen. Ausführungen oder Ausgänge, die der Pflege von Kon-
takten mit Angehörigen und Bezugspersonen dienen, können
angerechnet werden.

(2) Besuche von Angehörigen im Sinne von § 11 Abs. 1 Nr. 1
des Strafgesetzbuches (StGB) werden besonders unterstützt.

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, wenn
sie die Eingliederung der Gefangenen fördern oder persön-
lichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten die-
nen, die nicht von den Gefangenen schriftlich erledigt, durch
Dritte wahrgenommen oder bis zur Entlassung aufgeschoben
werden können.

(4) Der Anstaltsleiter kann über Absatz 1 hinausgehend mehr-
stündige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) zulas-
sen, wenn dies zur Pflege der familiären, partnerschaftlichen
oder ihnen gleichzusetzender Kontakte der Gefangenen gebo-
ten erscheint und die Gefangenen hierfür geeignet sind.

(5) Besuche von Verteidigern, Rechtsanwälten und Notaren in
einer die Gefangenen betreffenden Rechtssache und Besuche
von Mitgliedern der Volksvertretungen des Bundes und der
Länder sowie des Europäischen Parlaments sind zu gestatten.

§ 27
Untersagung der Besuche

Der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen, wenn
1. die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt gefährdet würde,
2. bei Personen, die nicht Angehörige der Gefangenen im Sin-

ne von § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB sind, zu befürchten ist, dass
sie einen schädlichen Einfluss auf die Gefangenen haben
oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern, oder

3. bei minderjährigen Personen, die Opfer der Straftaten wa-
ren, zu befürchten ist, dass die Begegnung mit den Ge-
fangenen einen schädlichen Einfluss auf sie hat.
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§ 28
Durchführung der Besuche

(1) Aus Gründen der Sicherheit in der Anstalt können Besuche
davon abhängig gemacht werden, dass sich die Besucher
durchsuchen lassen. Die Durchsuchung von Verteidigern setzt
voraus, dass konkrete Anhaltspunkte für die Gefährdung der
Sicherheit vorliegen.

(2) Besuche werden regelmäßig beaufsichtigt. Über Ausnah-
men entscheidet der Anstaltsleiter. Die Beaufsichtigung mit
technischen Mitteln ist zulässig, wenn die Besucher und die
Gefangenen vor dem Besuch erkennbar darauf hingewiesen
werden. Eine Aufzeichnung findet nicht statt.

(3) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn Besucher oder
Gefangene gegen dieses Gesetz oder aufgrund dieses Geset-
zes getroffene Anordnungen trotz Abmahnung verstoßen. Die
Abmahnung unterbleibt, wenn es unerlässlich ist, den Besuch
sofort abzubrechen.

(4) Gegenstände dürfen beim Besuch nicht übergeben werden.

(5) Besuche von Verteidigern, Rechtsanwälten und Notaren in
einer die Gefangenen betreffenden Rechtssache werden nicht
beaufsichtigt. Nicht beaufsichtigt werden ferner Besuche von
Mitgliedern der Volksvertretungen des Bundes und der Länder,
des Europäischen Parlaments, des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte, des Europäischen Komitees zur Ver-
hütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe, der Parlamentarischen Versammlung
des Europarates, der Agentur der Europäischen Union für
Grundrechte und der weiteren Einrichtungen, mit denen der
Kontakt aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen der Bun-
desrepublik Deutschland geschützt ist. Satz 2 gilt auch für den
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informations-
freiheit, den Sächsischen Datenschutzbeauftragten und an-
dere Landesdatenschutzbeauftragte.

(6) Eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidigern, Rechts-
anwälten und Notaren beim Besuch in einer den Gefangenen
betreffenden Rechtssache mitgeführten Schriftstücke, sonsti-
gen Unterlagen und Datenträger ist nicht zulässig; Gleiches gilt
beim Besuch von Mitgliedern der Volksvertretungen des Bun-
des und der Länder sowie des Europäischen Parlaments. Ab-
weichend von Absatz 4 dürfen Schriftstücke oder sonstige Un-
terlagen den Gefangenen von ihrem Verteidiger, Rechtsanwalt
oder Notar zur Erledigung in einer die Gefangenen betreffen-
den Rechtssache übergeben werden. Bei dem Besuch von
Rechtsanwälten oder Notaren kann die Übergabe aus Gründen
der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt von der Erlaubnis
des Anstaltsleiters abhängig gemacht werden. Liegt dem Voll-
zug eine Straftat nach § 129a StGB, auch in Verbindung mit
§ 129b Abs. 1 StGB, zugrunde, gelten § 148 Abs. 2 und § 148a
der Strafprozessordnung (StPO) entsprechend; dies gilt nicht,
wenn die Gefangenen sich im offenen Vollzug befinden oder
wenn ihnen Lockerungen nach § 38 gewährt worden sind und
ein Grund, der den Anstaltsleiter zur Aufhebung nach § 15
Abs. 2 oder § 94 ermächtigt, nicht vorliegt. Satz 4 gilt auch,
wenn eine Freiheitsstrafe wegen einer Straftat nach § 129a
StGB, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1 StGB erst im An-
schluss an den Vollzug der Freiheitsstrafe, der eine Verurtei-
lung wegen einer anderen Straftat zugrunde liegt, zu vollstre-
cken ist.

(7) Der Anstaltsleiter kann im Einzelfall die Nutzung einer
Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum Schutz von Perso-
nen oder zur Verhinderung einer Übergabe von Gegenständen
erforderlich ist.

§ 29
Überwachung der Gespräche

Gespräche dürfen nur überwacht werden, soweit es im Einzel-
fall wegen einer Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels
oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt
erforderlich ist. § 28 Abs. 5 gilt entsprechend. § 116 Abs. 3
Satz 4 bleibt unberührt.

§ 30
Telefongespräche

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche
zu führen. Die §§ 27 bis 29 gelten entsprechend. Darüber hin-
aus können Telefongespräche mit Personen, die Opfer der
Straftaten waren, versagt werden. Die Anordnung der Über-
wachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Be-
ginn des Telefongesprächs und den Gesprächspartnern der
Gefangenen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.

(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen.
Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in
begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

(3) Die Anstalt kann die Bereitstellung und den Betrieb von Tele-
kommunikationsanlagen, die Bereitstellung, Vermietung oder
Ausgabe von Telekommunikationsgeräten sowie von anderen
Geräten der Telekommunikation einem Dritten gestatten oder
übertragen.

(4) Innerhalb des Geländes der Anstalten sind der Besitz und
die Benutzung von Mobilfunkendgeräten verboten. Für den of-
fenen Vollzug kann der Anstaltsleiter abweichende Regelungen
treffen.

(5) Die Anstalten dürfen technische Geräte
1. zur Auffindung von Mobilfunkendgeräten,
2. zur Aktivierung von Mobilfunkendgeräten zum Zwecke der

Auffindung und
3. zur Störung von Frequenzen, die der Herstellung unerlaub-

ter Mobilfunkverbindungen auf dem Anstaltsgelände die-
nen,

betreiben. Sie haben hierbei die von der Bundesnetzagentur
gemäß § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes
(TKG) vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 2012 (BGBl. I S. 958) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, festgeleg-
ten Rahmenbedingungen zu beachten. Der Mobilfunkverkehr
außerhalb des Geländes der Anstalten darf nicht beeinträchtigt
werden.

§ 31
Schriftwechsel

(1) Die Gefangenen haben das Recht, Schreiben abzusenden
und zu empfangen.

(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Gefangenen.
Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in
begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.
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§ 32
Untersagung des Schriftwechsels

Der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Per-
sonen untersagen, wenn
1. die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt gefährdet würde,
2. bei Personen, die nicht Angehörige der Gefangenen im Sin-

ne von § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB sind, zu befürchten ist, dass
der Schriftwechsel einen schädlichen Einfluss auf die Ge-
fangenen hat oder die Erreichung des Vollzugsziels behin-
dert, oder

3. bei minderjährigen Personen, die Opfer der Straftaten wa-
ren, zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel mit den Ge-
fangenen einen schädlichen Einfluss auf sie hat.

§ 33
Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung

von Schreiben

(1) Die Gefangenen haben das Absenden und den Empfang
von Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen, soweit
nichts anderes gestattet ist. Ein- und ausgehende Schreiben
sind unverzüglich weiterzuleiten.

(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden in der Regel in An-
wesenheit des Gefangenen auf verbotene Gegenstände kon-
trolliert. Der Anstaltsleiter kann abweichende Regelungen tref-
fen.

(3) Der Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren Verteidigern
sowie mit Rechtsanwälten und Notaren in einer die Gefange-
nen betreffenden Rechtssache wird nicht nach Absatz 2 kon-
trolliert. § 28 Abs. 6 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.

(4) Nicht nach Absatz 2 kontrolliert werden ferner Schreiben
der Gefangenen an Volksvertretungen des Bundes und der
Länder sowie an deren Mitglieder, soweit die Schreiben an die
Anschriften dieser Volksvertretungen gerichtet sind und den
Absender zutreffend angeben. Entsprechendes gilt für Schrei-
ben an das Europäische Parlament und dessen Mitglieder, den
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, das Euro-
päische Komitee zur Verhütung von Folter und unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, den Ausschuss
der Vereinten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unter-
ausschuss zur Verhütung von Folter und die entsprechenden
Nationalen Präventionsmechanismen, die Parlamentarische
Versammlung des Europarates, die Agentur der Europäischen
Union für Grundrechte, die konsularische Vertretung ihres Hei-
matlandes und weitere Einrichtungen, mit denen der Schriftver-
kehr aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen der Bundes-
republik Deutschland geschützt ist. Satz 1 gilt auch für den
Schriftverkehr mit dem Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit, dem Sächsischen Daten-
schutzbeauftragten und anderen Landesdatenschutzbeauf-
tragten. Nicht kontrolliert werden ferner Schreiben der
Gefangenen an Gerichte, Staatsanwaltschaften und die Auf-
sichtsbehörde. Schreiben der in den Sätzen 1 bis 3 genannten
Stellen, die an die Gefangenen gerichtet sind, werden nicht
nach Absatz 2 kontrolliert, sofern die Identität des Absenders
zweifelsfrei feststeht. § 116 Abs. 3 Satz 4 bleibt unberührt.

(5) Die Gefangenen haben eingegangene Schreiben unver-
schlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet wird.
Sie können sie verschlossen zu ihrer Habe geben.

§ 34
Überwachung des Schriftwechsels

Der Schriftwechsel darf nur überwacht werden, soweit es im
Einzelfall wegen einer Gefährdung der Erreichung des Voll-
zugsziels oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung in
der Anstalt erforderlich ist. § 33 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 35
Anhalten von Schreiben

(1) Der Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten, wenn
1. die Erreichung des Vollzugsziels oder die Sicherheit oder

Ordnung in der Anstalt gefährdet würde,
2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder

Bußgeldtatbestand verwirklichen würde,
3. sie an Opfer der Straftaten gerichtet sind,
4. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellun-

gen von Anstaltsverhältnissen oder grobe Beleidigungen
enthalten,

5. sie die Eingliederung anderer Gefangener gefährden
können oder

6. sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unverständlich
oder ohne zwingenden Grund in einer fremden Sprache ab-
gefasst sind.

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen von
Anstaltsverhältnissen enthalten, kann ein Begleitschreiben bei-
gefügt werden, wenn die Gefangenen auf dem Absenden be-
stehen.

(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird das den Gefange-
nen mitgeteilt. Angehaltene Schreiben werden an den Absen-
der zurückgegeben oder, sofern dies unmöglich oder aus be-
sonderen Gründen nicht angezeigt ist, verwahrt.

(4) Schreiben, deren Kontrolle nach § 33 Abs. 3 und 4 aus-
geschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 36
Andere Formen der Telekommunikation

Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im
Sinne des Telekommunikationsgesetzes durch die Aufsichts-
behörde kann der Anstaltsleiter den Gefangenen gestatten,
diese Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestimmungen
dieses Abschnitts gelten entsprechend.

§ 37
Pakete

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu empfan-
gen. Der Empfang von Paketen mit Nahrungs-, Genuss- und
Körperpflegemitteln ist untersagt. Die Anstalt kann Anzahl, Ge-
wicht und Größe von Sendungen und einzelnen Gegenständen
festsetzen. Über § 46 Abs. 1 Satz 2 hinaus kann sie Ge-
genstände und Verpackungsformen ausschließen, die einen
unverhältnismäßigen Kontrollaufwand bedingen.

(2) Die Anstalt kann die Annahme von Paketen, deren Einbrin-
gung nicht gestattet ist oder die die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht erfüllen, ablehnen oder solche Pakete an den Ab-
sender zurücksenden.

(3) Pakete sind in Gegenwart der Gefangenen zu öffnen und zu
durchsuchen. Mit nicht zugelassenen oder ausgeschlossenen
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Gegenständen ist gemäß § 49 Abs. 3 zu verfahren. Sie können
auch auf Kosten der Gefangenen zurückgesandt werden.

(4) Der Empfang von Paketen kann vorübergehend versagt
werden, wenn dies wegen der Gefährdung der Sicherheit oder
Ordnung in der Anstalt unerlässlich ist.

(5) Den Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu versen-
den. Der Inhalt kann aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung
in der Anstalt überprüft werden. Der Versand kann untersagt
werden, wenn die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt
gefährdet würde oder ein schädlicher Einfluss auf Opfer der
Straftaten zu befürchten wäre.

(6) Die Kosten des Paketversandes tragen die Gefangenen.
Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in
begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

Teil 7
Lockerungen und sonstige Aufenthalte

außerhalb der Anstalt

§ 38
Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels

(1) Aufenthalte außerhalb der Anstalt ohne Aufsicht (Lockerun-
gen) sind insbesondere
1. das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden in Beglei-

tung einer von der Anstalt zugelassenen Person (begleite-
ter Ausgang),

2. das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden ohne Be-
gleitung (unbegleiteter Ausgang),

3. das Verlassen der Anstalt für mehrere Tage (Langzeitaus-
gang) und

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt (Frei-
gang).

(2) Die Lockerungen sollen gewährt werden, wenn sie der Er-
reichung des Vollzugsziels dienen und verantwortet werden
kann zu erproben, dass die Gefangenen sich dem Vollzug der
Freiheitsstrafe nicht entziehen und die Lockerungen nicht zu
Straftaten missbrauchen werden.

(3) Ein Langzeitausgang nach Absatz 1 Nr. 3 soll grundsätzlich
erst gewährt werden, wenn Gefangene sich mindestens sechs
Monate im Strafvollzug befunden haben oder ihre Eignung für
den offenen Vollzug festgestellt wurde oder sie sich in Aus-
gängen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 bewährt haben. Zu lebens-
langer Freiheitsstrafe verurteilte Gefangene können einen
Langzeitausgang erst erhalten, wenn sie sich einschließlich ei-
ner vorhergehenden Untersuchungshaft oder einer anderen
Freiheitsentziehung in der Regel zehn Jahre im Vollzug befun-
den haben oder wenn sie im offenen Vollzug untergebracht
sind.

(4) Durch Lockerungen wird die Vollstreckung der Freiheits-
strafe nicht unterbrochen.

§ 39
Lockerungen aus sonstigen Gründen

Lockerungen sollen auch aus wichtigem Anlass gewährt wer-
den, wenn verantwortet werden kann zu erproben, dass die Ge-
fangenen sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe nicht entziehen
und die Lockerungen nicht zu Straftaten missbrauchen werden.
Wichtige Anlässe sind insbesondere die Teilnahme an gericht-

lichen Terminen, die medizinische Behandlung der Gefangenen
sowie der Tod oder eine lebensgefährliche Erkrankung naher An-
gehöriger der Gefangenen. § 38 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 40
Weisungen für Lockerungen

Für Lockerungen sind die nach den Umständen des Einzel-
falles erforderlichen Weisungen zu erteilen. Bei der Ausgestal-
tung der Lockerungen ist nach Möglichkeit auch den Belangen
des Opfers der Straftaten Rechnung zu tragen.

§ 41
Ausführung, Außenbeschäftigung, Vorführung,

Ausantwortung

(1) Den Gefangenen kann das Verlassen der Anstalt unter Auf-
sicht gestattet werden, wenn dies aus besonderen Gründen
notwendig ist (Ausführung). Die Gefangenen können auch ge-
gen ihren Willen ausgeführt werden. Liegt die Ausführung aus-
schließlich im Interesse der Gefangenen, können ihnen die
Kosten auferlegt werden, soweit dies die Behandlung oder die
Eingliederung nicht behindert oder nicht anderweitig unbillig ist.

(2) Den Gefangenen kann gestattet werden, außerhalb der
Anstalt einer regelmäßigen Beschäftigung unter ständiger
Aufsicht oder unter Aufsicht in unregelmäßigen Abständen
(Außenbeschäftigung) nachzugehen. § 39 Satz 1 gilt entspre-
chend.

(3) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Gefangene, denen
Ausgang nicht gewährt werden kann, vorgeführt.

(4) Gefangene dürfen befristet der Obhut eines Gerichts, einer
Staatsanwaltschaft, einer Dienststelle des Polizeivollzugsdiens-
tes oder einer Zoll- oder Finanzbehörde überlassen werden
(Ausantwortung).

Teil 8
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung

und nachgehende Betreuung

§ 42
Vorbereitung der Eingliederung

(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliederung
sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Entlassung in die
Freiheit auszurichten. Die Gefangenen sind bei der Ordnung ih-
rer persönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Angelegen-
heiten zu unterstützen. Dies umfasst die Vermittlung in nach-
sorgende Maßnahmen.

(2) Durch eine frühzeitige Zusammenarbeit mit Personen und
Einrichtungen außerhalb des Vollzugs soll insbesondere er-
reicht werden, dass die Gefangenen nach ihrer Entlassung
über eine geeignete Unterbringung und eine Arbeits- oder Aus-
bildungsstelle verfügen. Bewährungshilfe und Führungsauf-
sichtsstelle beteiligen sich frühzeitig an der sozialen und beruf-
lichen Eingliederung der Gefangenen.

(3) Den Gefangenen können Aufenthalte in Einrichtungen
außerhalb des Vollzugs (Übergangseinrichtungen) gewährt
werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliederung erfor-
derlich ist. Haben sich die Gefangenen mindestens sechs Mo-
nate im Vollzug befunden, kann ihnen auch ein zusammen-
hängender Langzeitausgang bis zu sechs Monaten gewährt
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werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliederung erfor-
derlich ist. § 38 Abs. 2 und 4 und § 40 gelten entsprechend.

(4) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor der voraussicht-
lichen Entlassung sind den Gefangenen die zur Vorbereitung
der Eingliederung erforderlichen Lockerungen zu gewähren,
sofern nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass
die Gefangenen sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen
oder die Lockerungen zu Straftaten missbrauchen werden.

§ 43
Entlassung

(1) Die Gefangenen sollen am letzten Tag ihrer Strafzeit
möglichst frühzeitig, jedenfalls noch am Vormittag, entlassen
werden.

(2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder Sonntag,
einen gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag nach Ostern
oder Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 2. Ja-
nuar, können die Gefangenen an dem diesem Tag oder Zeit-
raum vorhergehenden Werktag entlassen werden, wenn dies,
gemessen an der Dauer der Strafzeit, vertretbar ist und fürsor-
gerische Gründe nicht entgegenstehen.

(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage vorverlegt
werden, wenn dies die Eingliederung der Gefangenen erleich-
tert.

(4) Bedürftigen Gefangenen kann eine Entlassungsbeihilfe in
Form eines Reisekostenzuschusses, angemessener Kleidung
oder einer sonstigen notwendigen Unterstützung gewährt wer-
den.

§ 44
Nachgehende Betreuung

Mit Zustimmung des Anstaltsleiters können Bedienstete an der
nachgehenden Betreuung Entlassener mit deren Einverständ-
nis mitwirken, wenn ansonsten die Eingliederung gefährdet
wäre. Die nachgehende Betreuung kann auch außerhalb der
Anstalt erfolgen. In der Regel ist sie auf die ersten sechs Mona-
te nach der Entlassung beschränkt.

§ 45
Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

(1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, können die Ge-
fangenen auf Antrag ausnahmsweise vorübergehend in einer
Anstalt verbleiben oder wieder aufgenommen werden, wenn
die Eingliederung gefährdet und ein Aufenthalt in einer Anstalt
aus diesem Grunde gerechtfertigt ist.

(2) Gegen die in der Anstalt untergebrachten Entlassenen
dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem
Zwang durchgesetzt werden.

(3) Bei Störung des Anstaltsbetriebes durch die Entlassenen
oder aus vollzugsorganisatorischen Gründen kann die Unter-
bringung jederzeit beendet werden.

Teil 9
Grundversorgung und Freizeit

§ 46
Einbringen von Gegenständen

(1) Gegenstände dürfen durch oder für die Gefangenen nur mit
Zustimmung der Anstalt eingebracht werden. Die Anstalt kann
die Zustimmung verweigern, wenn die Gegenstände geeignet
sind, die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt oder die Errei-
chung des Vollzugsziels zu gefährden oder ihre Aufbewahrung
nach Art oder Umfang offensichtlich nicht möglich ist.

(2) Das Einbringen von Nahrungs-, Genuss- und Körperpflege-
mitteln ist nicht gestattet. Der Anstaltsleiter kann eine abwei-
chende Regelung treffen.

§ 47
Gewahrsam an Gegenständen

(1) Die Gefangenen dürfen nur Gegenstände in Gewahrsam
haben oder annehmen, die ihnen von der Anstalt oder mit deren
Zustimmung überlassen werden.

(2) Ohne Erlaubnis dürfen sie Gegenstände von geringem Wert
an andere Gefangene weitergeben und von anderen Gefange-
nen annehmen; die Anstalt kann Abgabe und Annahme dieser
Gegenstände und den Gewahrsam daran von ihrer Erlaubnis
abhängig machen.

§ 48
Ausstattung des Haftraums

Die Gefangenen dürfen ihren Haftraum in angemessenem Um-
fang mit eigenen Gegenständen ausstatten oder diese dort auf-
bewahren. Gegenstände, die geeignet sind, die Sicherheit oder
Ordnung in der Anstalt, insbesondere die Übersichtlichkeit des
Haftraumes, oder die Erreichung des Vollzugsziels zu gefähr-
den, dürfen nicht in den Haftraum eingebracht werden oder
werden daraus entfernt.

§ 49
Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen

(1) Gegenstände, die die Gefangenen nicht im Haftraum auf-
bewahren dürfen oder wollen, werden von der Anstalt aufbe-
wahrt, soweit dies nach Art und Umfang möglich ist.

(2) Den Gefangenen wird Gelegenheit gegeben, ihre Ge-
genstände, die sie während des Vollzugs und für ihre Entlas-
sung nicht benötigen, zu versenden. § 37 Abs. 6 gilt entspre-
chend.

(3) Werden eingebrachte Gegenstände, deren Aufbewahrung
nach Art oder Umfang nicht möglich ist, von den Gefangenen
trotz Aufforderung nicht aus der Anstalt verbracht, können die-
se auf Kosten der Gefangenen aus der Anstalt entfernt, außer-
halb der Anstalt verwahrt, verwertet oder vernichtet werden.
Für die Voraussetzungen und das Verfahren der Verwertung
und Vernichtung gilt § 29 Abs. 1 und 2 des Polizeigesetzes des
Freistaates Sachsen (SächsPolG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. August 1999 (SächsGVBl. S. 466), das zu-
letzt durch Artikel 20 und 20a des Gesetzes vom 27. Ja-
nuar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 141) geändert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung.
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(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse
über Sicherungsvorkehrungen der Anstalt vermitteln oder
Schlussfolgerungen auf diese zulassen, dürfen vernichtet oder
unbrauchbar gemacht werden.

§ 50
Zeitungen und Zeitschriften, religiöse Schriften

und Gegenstände

(1) Die Gefangenen dürfen auf eigene Kosten Zeitungen und
Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Vermittlung der
Anstalt beziehen. Ausgeschlossen sind lediglich Zeitungen
und Zeitschriften, deren Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße
bedroht ist. Einzelne Ausgaben können den Gefangenen vor-
enthalten oder entzogen werden, wenn deren Inhalte die Errei-
chung des Vollzugsziels oder die Sicherheit oder Ordnung in
der Anstalt erheblich gefährden würden.

(2) Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften
und in angemessenem Umfang Gegenstände des religiösen
Gebrauchs besitzen. Diese dürfen den Gefangenen nur bei
grobem Missbrauch entzogen werden.

§ 51
Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik

(1) Der Zugang zum Rundfunk ist zu ermöglichen. Der Zugang
zum Rundfunk kann vorübergehend ausgesetzt oder einzelnen
Gefangenen untersagt werden, wenn dies zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt unerlässlich ist.

(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte werden zugelassen,
wenn nicht Gründe des § 48 Satz 2 entgegenstehen oder in
der Anstalt Mietgeräte oder ein Haftraummediensystem zur
Verfügung gestellt werden. Ein Ausschluss eigener Geräte
nach Satz 1 Alternative 2 und 3 setzt zudem voraus, dass den
Gefangenen für den Zugang zu einer Grundversorgung mit
öffentlich-rechtlichem Rundfunk keine Kosten für die Zurver-
fügungstellung der Geräte berechnet werden. Andere Geräte
der Informations- und Unterhaltungselektronik können unter
den Voraussetzungen von Satz 1 zugelassen werden. § 36
bleibt unberührt.

(3) Die Anstalt kann die Bereitstellung und den Betrieb von
Empfangsanlagen, die Bereitstellung, Vermietung oder Aus-
gabe von Hörfunk- und Fernsehgeräten sowie von anderen
Geräten der Informations- und Unterhaltungselektronik einem
Dritten gestatten oder übertragen.

§ 52
Kleidung

(1) Die Gefangenen tragen Anstaltskleidung oder eigene Klei-
dung. Näheres regelt der Anstaltsleiter.

(2) Für Reinigung und Instandsetzung eigener Kleidung haben
die Gefangenen auf ihre Kosten zu sorgen.

§ 53
Verpflegung und Einkauf

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung
hat den Anforderungen an eine gesunde Ernährung zu ent-
sprechen. Auf ärztliche Anordnung wird besondere Verpfle-
gung gewährt. Es soll den Gefangenen ermöglicht werden, Ge-
bote ihrer jeweiligen Religionsgemeinschaft zu befolgen.

(2) Den Gefangenen wird ermöglicht einzukaufen. Die Anstalt
wirkt auf ein Angebot hin, das auf Wünsche und Bedürfnisse
der Gefangenen Rücksicht nimmt. Das Verfahren des Einkaufs
regelt der Anstaltsleiter. Nahrungs-, Genuss- oder Körper-
pflegemittel können nur vom Haus- und Taschengeld, andere
Gegenstände in angemessenem Umfang auch vom Eigengeld
eingekauft werden.

(3) Den Gefangenen kann dreimal im Jahr ein weiterer Einkauf
von Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemitteln in angemes-
sener Höhe gestattet werden. Dazu können die Gefangenen
Eigengeld verwenden. Dritten kann gestattet werden, zum
Zwecke des Einkaufs nach Satz 1 Geld auf das Hausgeldkonto
der Gefangenen einzuzahlen.

§ 54
Freizeit

(1) Zur Ausgestaltung der Freizeit hat die Anstalt insbesondere
Angebote zur sportlichen und kulturellen Betätigung sowie Bil-
dungsangebote vorzuhalten. Die Anstalt stellt eine angemes-
sen ausgestattete Bücherei zur Verfügung.

(2) Die Gefangenen sind zur Teilnahme und Mitwirkung an An-
geboten der Freizeitgestaltung zu motivieren und anzuleiten.

Teil 10
Vergütung, Gelder der Gefangenen und Kosten

§ 55
Vergütung

(1) Die Gefangenen erhalten eine Vergütung in Form von
1. finanzieller Anerkennung für die Teilnahme an Maßnahmen

nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 bis 10 und Satz 2, soweit sie
nach § 9 Abs. 2 Satz 1 für zwingend erforderlich erachtet
wurden oder Teil des Behandlungsprogramms der sozial-
therapeutischen Abteilung sind und die Gefangenen wegen
der Teilnahme an diesen Maßnahmen keine nach den
Nummern 2 oder 3 vergütete Maßnahme oder Arbeit aus-
üben können,

2. Ausbildungsbeihilfe für die Teilnahme an schulischen und
beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen nach § 9 Abs. 1
Satz 1 Nr. 11 oder

3. Arbeitsentgelt für arbeitstherapeutische Maßnahmen oder
Arbeitstraining nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 oder für Arbeit
nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13.

(2) Der Bemessung der Vergütung sind neun Prozent der Be-
zugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB IV) – Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver-
sicherung – in der Fassung der Bekanntmachung vom
12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973, 2011 I S. 363), das
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. April 2012 (BGBl. I
S. 579) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,
zugrunde zu legen (Eckvergütung). Ein Tagessatz ist der
250. Teil der Eckvergütung; die Vergütung kann nach einem
Stundensatz bemessen werden.

(3) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme und Leis-
tung der Gefangenen gestuft werden. Sie beträgt mindestens
60 Prozent der Eckvergütung. Das Staatsministerium der Justiz
und für Europa wird ermächtigt, eine Rechtsverordnung über
die Vergütungsstufen nach Satz 1 zu erlassen.
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(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten
sind, kann vom Arbeitsentgelt oder der Ausbildungsbeihilfe ein
Betrag einbehalten werden, der dem Anteil der Gefangenen am
Beitrag entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung als Ar-
beitnehmer erhielten.

(5) Die Höhe der Vergütung ist den Gefangenen schriftlich be-
kannt zu geben.

(6) Die Gefangenen, die an einer Maßnahme nach § 21 teilneh-
men, erhalten hierfür nur eine Ausbildungsbeihilfe, soweit kein
Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt besteht, die
außerhalb des Vollzugs aus solchem Anlass gewährt werden.

§ 56
Eigengeld

(1) Das Eigengeld besteht aus den Beträgen, die die Gefange-
nen bei Strafantritt in die Anstalt mitbringen und die sie während
der Haftzeit erhalten, und den Teilen der Vergütung, die nicht
als Hausgeld, Haftkostenbeitrag oder Überbrückungsgeld in
Anspruch genommen werden.

(2) Die Gefangenen können über das Eigengeld verfügen, so-
weit dieses nicht als Überbrückungsgeld notwendig ist. § 53
Abs. 2 und 3, §§ 59 und 60 bleiben unberührt.

§ 57
Taschengeld

(1) Gefangenen, die ohne eigenes Verschulden nicht über aus-
reichendes Arbeitsentgelt oder über ausreichende Ausbil-
dungsbeihilfe verfügen, wird auf Antrag ein angemessenes Ta-
schengeld gewährt, falls sie bedürftig sind. Bedürftig sind
Gefangene, soweit ihnen im laufenden Monat aus Hausgeld
nach § 59 und Eigengeld nach § 56 nicht ein Betrag bis zur
Höhe des Taschengeldes zur Verfügung steht. Finanzielle An-
erkennungen nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 bleiben bis zur Höhe des
Taschengeldbetrages unberücksichtigt.

(2) Das Taschengeld beträgt 14 Prozent der Eckvergütung
nach § 55 Abs. 2. Es kann insbesondere im ersten Monat des
Vollzugs im Voraus gewährt werden. Gehen den Gefangenen
im Falle der Vorauszahlung im Laufe des Monats Gelder zu,
wird zum Ausgleich ein Betrag bis zur Höhe des gewährten Ta-
schengeldes einbehalten.

(3) Der Anspruch auf Taschengeld kann für die Dauer von bis
zu drei Monaten entfallen, wenn den Gefangenen ein Betrag
nach Absatz 1 Satz 2 deshalb nicht zur Verfügung steht, weil
sie eine ihnen angebotene zumutbare Arbeit nicht angenom-
men haben oder eine ausgeübte Arbeit verschuldet verloren
haben.

(4) Die Gefangenen dürfen über das Taschengeld im Rahmen
der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Es wird dem
Hausgeldkonto gutgeschrieben.

(5) Leisten Gefangene gemeinnützige Arbeit, kann das Ta-
schengeld angemessen erhöht werden.

§ 58
Konten, Bargeld

(1) Gelder der Gefangenen werden auf Hausgeld- und Eigen-
geldkonten in der Anstalt geführt.

(2) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist den Gefangenen
nicht gestattet. Über Ausnahmen entscheidet der Anstaltsleiter.

(3) Geld in Fremdwährung wird zur Habe genommen.

§ 59
Hausgeld

(1) Das Hausgeld wird aus sechs Zehnteln der in diesem Ge-
setz geregelten Vergütung gebildet.

(2) Für Gefangene, die aus einem freien Beschäftigungs-
verhältnis, aus einer Selbstbeschäftigung oder anderweitig re-
gelmäßige Einkünfte haben, wird daraus ein angemessenes
monatliches Hausgeld festgesetzt.

(3) Für Gefangene, die über Eigengeld nach § 56 verfügen und
keine hinreichende Vergütung nach diesem Gesetz erhalten,
gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Die Gefangenen dürfen über das Hausgeld im Rahmen der
Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Der Anspruch auf
Auszahlung ist nicht übertragbar.

§ 60
Zweckgebundene Einzahlungen

Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der
Gesundheitsfürsorge und der Aus- und Fortbildung, und für
Maßnahmen der Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere
Telefonkosten und Fahrtkosten anlässlich Lockerungen, kann
zweckgebunden Geld eingezahlt werden. Das Geld darf nur für
diese Zwecke verwendet werden. Der Anspruch auf Auszah-
lung ist nicht übertragbar.

§ 61
Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung

(1) Die Anstalt erhebt von Gefangenen, die sich in einem freien
Beschäftigungsverhältnis befinden, sich selbst beschäftigen
oder über anderweitige regelmäßige Einkünfte verfügen, für
diese Zeit einen Haftkostenbeitrag. Von Gefangenen, die sich
selbst beschäftigen, kann der Haftkostenbeitrag monatlich im
Voraus ganz oder teilweise gefordert werden. Vergütungen
nach § 55 Abs. 1 bleiben unberücksichtigt. Den Gefangenen
muss täglich ein Tagessatz gemäß § 55 Abs. 2 Satz 2 verblei-
ben. Von der Geltendmachung des Anspruchs ist abzusehen,
soweit die Wiedereingliederung der Gefangenen hierdurch
gefährdet würde.

(2) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des Betrages erhoben,
der nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB IV durchschnittlich zur
Bewertung der Sachbezüge festgesetzt ist. Bei Selbstver-
pflegung entfallen die für die Verpflegung vorgesehenen Beträ-
ge. Für den Wert der Unterkunft ist die festgesetzte Belegungs-
fähigkeit maßgebend.

(3) Die Gefangenen können an den Betriebskosten der in ihrem
Gewahrsam befindlichen Geräte beteiligt werden.

§ 62
Überbrückungsgeld

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, ein Überbrü-
ckungsgeld in der Höhe zu bilden, die zur Vorbereitung der Ent-
lassung erforderlich ist. Über diese Möglichkeit sind die Ge-
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fangenen frühzeitig zu informieren. Einmal gebildetes
Überbrückungsgeld darf nur gemäß den Absätzen 2 und 3 ver-
wendet werden.

(2) Das Überbrückungsgeld wird den Gefangenen so zur Ver-
fügung gestellt, dass sie darüber vor der Entlassung für Aus-
gaben zur Entlassungsvorbereitung verfügen können. Das
Überbrückungsgeld kann auch in Anspruch genommen wer-
den, um die Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafe zu vermei-
den.

(3) Der Anstaltsleiter soll gestatten, dass Gefangene das
Überbrückungsgeld zur Entschädigung von Opfern ihrer Straf-
taten in Anspruch nehmen können.

Teil 11
Gesundheitsfürsorge

§ 63
Art und Umfang der medizinischen Leistungen,

Kostenbeteiligung

(1) Die Gefangenen haben einen Anspruch auf notwendige
medizinische Leistungen unter Beachtung des Grundsatzes
der Wirtschaftlichkeit nach dem allgemeinen Standard der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Der Anspruch umfasst auch
Vorsorgeleistungen, ferner die Versorgung mit medizinischen
Hilfsmitteln, soweit diese mit Rücksicht auf die Dauer des Frei-
heitsentzugs nicht ungerechtfertigt ist und die Hilfsmittel nicht
als allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens
anzusehen sind.

(2) An den Kosten nach Absatz 1 können die Gefangenen in an-
gemessenem Umfang beteiligt werden, höchstens jedoch bis
zum Umfang der Beteiligung vergleichbarer gesetzlich Ver-
sicherter. Für Leistungen, die über Absatz 1 hinausgehen,
können den Gefangenen die gesamten Kosten auferlegt wer-
den.

(3) Erhalten Gefangene Leistungen nach Absatz 1 infolge einer
mutwilligen Selbstverletzung, sind sie in angemessenem Um-
fang an den Kosten zu beteiligen. Die Kostenbeteiligung unter-
bleibt, wenn hierdurch die Erreichung des Vollzugsziels, ins-
besondere die Eingliederung der Gefangenen, gefährdet würde.

§ 64
Durchführung der medizinischen Leistungen,

Forderungsübergang

(1) Medizinische Diagnose, Behandlung und Versorgung kran-
ker und hilfsbedürftiger Gefangener erfolgen in der Anstalt, er-
forderlichenfalls in einer hierfür besser geeigneten Anstalt oder
einem Vollzugskrankenhaus, ausnahmsweise auch außerhalb
des Vollzugs.

(2) Wird die Strafvollstreckung während einer Behandlung von
Gefangenen unterbrochen oder beendet, hat der Freistaat
Sachsen nur diejenigen Kosten zu tragen, die bis zur Unter-
brechung oder Beendigung der Strafvollstreckung angefallen
sind.

(3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Gefangenen in-
folge einer Körperverletzung gegen Dritte zustehen, gehen in-
soweit auf das Land über, als den Gefangenen Leistungen nach
§ 63 Abs. 1 zu gewähren sind. Von der Geltendmachung der
Ansprüche ist im Interesse Gefangener abzusehen, wenn hier-

durch die Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Ein-
gliederung, gefährdet würde.

§ 65
Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung

Mit Zustimmung der Gefangenen soll die Anstalt ärztliche Be-
handlungen, insbesondere Operationen oder prothetische
Maßnahmen, durchführen lassen, die die soziale Eingliederung
fördern. Die Kosten tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht
in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen
in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 66
Gesundheitsschutz und Hygiene

(1) Die Anstalt unterstützt die Gefangenen bei der Wiederher-
stellung und Erhaltung ihrer Gesundheit. Sie fördert das Be-
wusstsein für gesunde Ernährung und Lebensführung. Die
Gefangenen haben die notwendigen Anordnungen zum Ge-
sundheitsschutz und zur Hygiene zu befolgen.

(2) Den Gefangenen wird ermöglicht, sich täglich mindestens
eine Stunde im Freien aufzuhalten.

(3) Der Nichtraucherschutz ist angemessen zu gewährleisten.

§ 67
Krankenbehandlung während Lockerungen

(1) Während Lockerungen haben die Gefangenen einen An-
spruch auf medizinische Leistungen gegen den Freistaat Sach-
sen in der Regel nur in der für sie zuständigen Anstalt. § 39
bleibt unberührt.

(2) Der Anspruch auf Leistungen ruht, solange die Gefangenen
aufgrund eines freien Beschäftigungsverhältnisses krankenver-
sichert sind.

§ 68
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet

der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sind ohne Ein-
willigung der Gefangenen zulässig, um den Erfolg eines Selbst-
tötungsversuchs zu verhindern. Eine Maßnahme nach Satz 1
ist auch zulässig, wenn von Gefangenen eine Gefahr für die
Gesundheit anderer Personen ausgeht.

(2) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie Ernäh-
rung sind zwangsweise auch bei einer Gefahr für das Leben
oder einer schwerwiegenden Gefahr für die Gesundheit der
Gefangenen zulässig, wenn die Gefangenen auf Grund einer
psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen
Behinderung die Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht
erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln können und
eine Patientenverfügung im Sinne des § 1901a Abs. 1 Satz 1
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB), deren Festlegungen auf
die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zutreffen und
gegen die Durchführung der Maßnahmen gerichtet sind, der
Anstalt nicht vorliegt.
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(3) Zwangsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur
angeordnet werden, wenn
1. erfolglos versucht worden ist, das auf Vertrauen gegründe-

te Einverständnis der Gefangenen zu der Untersuchung,
Behandlung oder Ernährung zu erwirken,

2. die Gefangenen über Notwendigkeit, Art, Umfang und
Dauer der Maßnahmen durch einen Arzt aufgeklärt wur-
den,

3. die Maßnahmen zur Abwendung einer Gefahr geeignet und
erforderlich sowie nicht mit erheblicher Gefahr für Leben
oder Gesundheit der Gefangenen verbunden sind und

4. der zu erwartende Nutzen der Maßnahmen nicht außer
Verhältnis zum Behandlungsrisiko steht und den möglichen
Schaden der Nichtbehandlung deutlich überwiegt.

(4) Die Maßnahmen dürfen nur auf Anordnung und unter Lei-
tung eines Arztes durchgeführt werden, unbeschadet der Leis-
tung Erster Hilfe für den Fall, dass ein Arzt nicht rechtzeitig er-
reichbar ist und die Gefahr nach Absatz 1 oder Absatz 2
unmittelbar bevorsteht. Die Anordnung bedarf der Zustimmung
des Anstaltsleiters. Die Verteidiger der Gefangenen sind un-
verzüglich zu benachrichtigen. Die Gründe und die Vorausset-
zungen für die Anordnung der Maßnahmen nach den Absät-
zen 1 und 2, die ergriffenen Maßnahmen einschließlich ihres
Zwangscharakters, der Durchsetzungsweise, der Wirkungs-
überwachung sowie der Untersuchungs- und Behandlungsver-
lauf sind zu dokumentieren.

(5) Anordnungen von Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2
sind den Gefangenen unverzüglich bekannt zu geben. Sie sind
darüber zu belehren, dass sie gegen die Anordnung Antrag auf
gerichtliche Entscheidung stellen und bei Gericht um einstweili-
gen Rechtsschutz ersuchen können. Mit dem Vollzug einer An-
ordnung ist zu warten, bis die Gefangenen Gelegenheit hatten,
eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen.

(6) Bei Gefahr im Verzug finden die Bestimmungen in Absatz 3
Nr. 1 und 2, Absatz 4 Satz 2 sowie Absatz 5 keine Anwendung.
Die Voraussetzungen nach Absatz 3 Nr. 1 und 2, Absatz 4
Satz 1 bis 3 sowie Absatz 5 Satz 2 sind unverzüglich nachzu-
holen.

(7) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die zwangs-
weise körperliche Untersuchung außer im Fall der Absätze 1
und 2 zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff
verbunden ist. Sie bedarf der Anordnung eines Arztes und ist
unter dessen Leitung durchzuführen.

§ 69
Benachrichtigungspflicht

Erkranken Gefangene schwer oder versterben sie, werden die
nahen Angehörigen unverzüglich benachrichtigt. Dem Wunsch
der Gefangenen, auch andere Personen zu benachrichtigen,
soll nach Möglichkeit entsprochen werden.

Teil 12
Religionsausübung

§ 70
Seelsorge

Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seel-
sorger ihrer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf
Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem Seelsorger in Verbin-
dung zu treten.

§ 71
Religiöse Veranstaltungen

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an
anderen religiösen Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzu-
nehmen.

(2) Die Zulassung zu Gottesdiensten oder religiösen Veranstal-
tungen einer anderen Religionsgemeinschaft bedarf der Zu-
stimmung des Seelsorgers dieser Religionsgemeinschaft.

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst
oder anderen religiösen Veranstaltungen ausgeschlossen wer-
den, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit
oder Ordnung in der Anstalt geboten ist; der Seelsorger soll vor-
her gehört werden.

§ 72
Weltanschauungsgemeinschaften

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die
§ 50 Abs. 2, §§ 70 und 71 entsprechend.

Teil 13
Sicherheit und Ordnung

§ 73
Grundsatz

(1) Sicherheit und Ordnung in der Anstalt bilden die Grundlage
des auf die Erreichung des Vollzugsziels ausgerichteten An-
staltslebens und tragen dazu bei, dass in der Anstalt ein gewalt-
freies Klima herrscht.

(2) Die Pflichten und Beschränkungen, die den Gefangenen zur
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt
auferlegt werden, müssen in einem angemessenen Verhältnis
zu ihrem Zweck stehen und dürfen die Gefangenen nicht mehr
und nicht länger als notwendig beeinträchtigen.

§ 74
Allgemeine Verhaltenspflichten

(1) Die Gefangenen sind für das geordnete Zusammenleben in
der Anstalt mitverantwortlich und müssen mit ihrem Verhalten
dazu beitragen. Ihr Bewusstsein hierfür ist zu entwickeln und
zu stärken. Die Gefangenen sind zu einvernehmlicher Streitbei-
legung zu befähigen.

(2) Die Gefangenen haben die Anordnungen der Bediensteten
zu befolgen, auch wenn sie sich durch diese beschwert fühlen.
Einen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie nicht ohne Er-
laubnis verlassen.

(3) Die Gefangenen haben ihren Haftraum und die ihnen von
der Anstalt überlassenen Sachen in Ordnung zu halten und
schonend zu behandeln.

(4) Die Gefangenen haben Umstände, die eine Gefahr für das
Leben oder eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer
Person bedeuten, unverzüglich zu melden.
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§ 75
Durchsuchung

(1) Die Gefangenen, ihre Sachen und die Hafträume dürfen
durchsucht werden. Die Durchsuchung männlicher Gefangener
darf nur von Männern, die Durchsuchung weiblicher Gefange-
ner darf nur von Frauen vorgenommen werden. Das Scham-
gefühl ist zu schonen.

(2) Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung des Anstalts-
leiters im Einzelfall ist es zulässig, eine mit einer Entkleidung
verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie darf
bei männlichen Gefangenen nicht in Gegenwart von Frauen,
bei weiblichen Gefangenen nicht in Gegenwart von Männern
erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzuführen.
Andere Gefangene dürfen nicht anwesend sein.

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 kann der Anstaltsleiter
allgemein anordnen, dass bei der Aufnahme der Gefangenen,
vor und nach Kontakten mit Besuchern sowie vor und nach je-
der unbeaufsichtigten Abwesenheit von der Anstalt in der Regel
eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durch-
suchung vorzunehmen ist. Dies gilt nicht bei Kontakten mit den
in § 28 Abs. 5 genannten Besuchern.

(4) Die Anordnung nach Absatz 2 ist zu begründen. Durchfüh-
rung und Ergebnis der Durchsuchungen nach den Absätzen 2
und 3 sind aktenkundig zu machen.

§ 76
Sichere Unterbringung

Gefangene können in eine Anstalt verlegt werden, die zu ihrer
sicheren Unterbringung besser geeignet ist, wenn in erhöh-
tem Maße die Gefahr der Entweichung oder Befreiung gege-
ben ist oder sonst ihr Verhalten oder ihr Zustand eine Gefahr für
die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt darstellt.

§ 77
Erkennungsdienstliche Maßnahmen

(1) Zur Sicherung des Vollzugs, zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit oder Ordnung in der Anstalt oder zur Identitätsfeststel-
lung sind mit Kenntnis des Gefangenen zulässig:
1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdrücken,
2. die Aufnahme von Lichtbildern,
3. die Feststellung äußerlicher körperlicher Merkmale und
4. Messungen.

(2) Die hierbei gewonnenen Unterlagen oder Daten werden zu
den Gefangenenpersonalakten genommen oder in personen-
bezogenen Dateien gespeichert. Sie dürfen an die Polizeivoll-
zugsbehörden des Bundes und der Länder oder Staatsanwalt-
schaften übermittelt werden, soweit dies für die in Absatz 1,
§ 82 Abs. 2 und § 96 Abs. 2 Nr. 4 genannten Zwecke erforder-
lich ist.

(3) Die Unterlagen und Daten sind zu vernichten, sobald die
Vollstreckung der richterlichen Entscheidung, die dem Vollzug
zugrunde gelegen hat, abgeschlossen ist.

§ 78
Lichtbildausweise

Die Anstalt kann die Gefangenen verpflichten, einen Lichtbild-
ausweis mit sich zu führen, wenn dies aus Gründen der Sicher-

heit oder Ordnung in der Anstalt erforderlich ist. Dieser ist bei
der Entlassung oder bei der Verlegung in eine andere Anstalt
einzuziehen und zu vernichten.

§ 79
Videoüberwachung

(1) Die optische Überwachung des Anstaltsgebäudes ein-
schließlich des Gebäudeinneren, des Anstaltsgeländes und
der unmittelbaren Umgebung der Anstalt mit technischen Mit-
teln (Videoüberwachung) sowie die Anfertigung von Aufzeich-
nungen hiervon sind zulässig, wenn dies für die Sicherheit oder
Ordnung in der Anstalt erforderlich ist. Die Videoüberwachung
von Hafträumen ist ausgeschlossen.

(2) Auf die Videoüberwachung und die Anfertigung von Video-
aufzeichnungen ist durch geeignete Maßnahmen hinzuweisen.
Sie dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeid-
bar betroffen werden. § 28 Abs. 2 Satz 4 bleibt unberührt.

(3) Von einer Verarbeitung personenbezogener Daten nach
§ 96 Abs. 2 sind die Betroffenen zu benachrichtigen, sofern sie
nicht auf andere Weise davon Kenntnis erlangt haben oder die
Benachrichtigung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dert. Sie kann unterbleiben, solange sie den Zweck der Maß-
nahme vereiteln würde.

(4) Die personenbezogenen Daten sind einen Monat nach ihrer
Erhebung zu löschen, sofern nicht ihre Speicherung zu den in
§ 96 Abs. 2 genannten Zwecken weiterhin erforderlich ist. Sie
sind unverzüglich zu löschen, soweit schutzwürdige Belange
der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegenstehen.

§ 80
Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung in der
Anstalt kann der Anstaltsleiter allgemein oder im Einzelfall
Maßnahmen, insbesondere den Einsatz geeigneter tech-
nischer Verfahren und technischer Mittel, zum Nachweis des
Konsums von Suchtmitteln anordnen, um deren Gebrauch fest-
zustellen. Diese Maßnahmen dürfen nicht mit einem körper-
lichen Eingriff verbunden sein.

(2) Verweigern Gefangene die Mitwirkung an Maßnahmen
nach Absatz 1 ohne hinreichenden Grund, ist davon auszu-
gehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.

(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festgestellt, können
die Kosten der Maßnahmen den Gefangenen auferlegt werden.

§ 81
Auslesen von Datenspeichern

(1) Der Anstaltsleiter kann das Auslesen von Datenspeichern
schriftlich anordnen, die Gefangene ohne Erlaubnis besitzen,
soweit dies zur Erreichung des Vollzugsziels, zum Schutz der
Allgemeinheit vor weiteren Straftaten der Gefangenen, zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit und Ordnung in der Anstalt oder
zur Sicherung des Vollzugs erforderlich ist. Die Gefangenen
sind bei der Aufnahme über die Möglichkeit des Auslesens von
Datenspeichern zu belehren.

(2) Die beim Auslesen erhobenen personenbezogenen Daten
dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zu den in Absatz 1
genannten Zwecken erforderlich ist. Sie dürfen nicht weiter ver-
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arbeitet werden, soweit sie zum Kernbereich der privaten Le-
bensgestaltung Gefangener oder Dritter gehören.

(3) Die beim Auslesen erhobenen personenbezogenen Daten
sind unverzüglich zu löschen, soweit eine Verarbeitung nach
Absatz 2 unzulässig ist. Die übrigen personenbezogenen Da-
ten sind spätestens 72 Stunden nach dem Ende des Auslesens
zu löschen, soweit nicht die weitere Aufbewahrung im Einzelfall
zu Beweiszwecken unerlässlich ist.

§ 82
Festnahmerecht

(1) Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaub-
nis außerhalb der Anstalt aufhalten, können durch die Anstalt
oder auf deren Veranlassung festgenommen und zurück-
gebracht werden. Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt
veranlasste Fahndung nicht alsbald zur Wiederergreifung, sind
die weiteren Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde zu über-
lassen.

(2) Nach § 77 Abs. 1, § 96 Abs. 1 und § 97 erhobene und zur
Identifizierung oder Festnahme erforderliche Daten dürfen den
Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden übermittelt wer-
den, soweit dies für Zwecke der Fahndung und Festnahme der
entwichenen oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der An-
stalt aufhaltenden Gefangenen erforderlich ist.

§ 83
Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Gefangene können besondere Sicherungsmaßnah-
men angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten oder auf-
grund ihres seelischen Zustandes in erhöhtem Maße die Ge-
fahr der Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen
oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung be-
steht.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig:
1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,
2. die Beobachtung der Gefangenen,
3. die Trennung von allen anderen Gefangenen (Absonde-

rung),
4. die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,
5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haft-

raum ohne gefährdende Gegenstände und
6. die Fesselung.

(3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1 und 3 bis 5 sind auch zu-
lässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder eine erhebliche
Störung der Ordnung anders nicht vermieden oder behoben
werden kann.

(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist nur
zulässig, wenn sie zur Abwehr einer in der Person der Gefange-
nen liegenden Gefahr unerlässlich ist.

(5) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder an den
Füßen angelegt werden. Im Interesse der Gefangenen kann
der Anstaltsleiter eine andere Art der Fesselung anordnen. Die
Fesselung wird zeitweise gelockert, soweit dies notwendig ist.

(6) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim Transport ist
die Fesselung auch dann zulässig, wenn eine Gefahr der Ent-
weichung besteht, die das nach Absatz 1 erforderliche Maß
nicht erreicht.

§ 84
Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen,

Verfahren

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet der Anstaltslei-
ter an. Bei Gefahr im Verzug können auch andere Bedienstete
diese Maßnahmen vorläufig anordnen; die Entscheidung des
Anstaltsleiters ist unverzüglich einzuholen.

(2) Werden die Gefangenen ärztlich behandelt oder beobachtet
oder bildet ihr seelischer Zustand den Anlass der besonderen
Sicherungsmaßnahme, ist vorher eine ärztliche Stellungnahme
einzuholen. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht möglich,
wird die Stellungnahme unverzüglich nachträglich eingeholt.

(3) Die Entscheidung wird den Gefangenen mündlich eröffnet
und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst. Dies gilt
nicht für die Fälle des § 83 Abs. 6.

(4) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind in angemessenen
Abständen daraufhin zu überprüfen, ob und in welchem Um-
fang sie aufrechterhalten werden müssen.

(5) Besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 83 Abs. 2 Nr. 3,
5 und 6 sind der Aufsichtsbehörde und auf Antrag der Gefange-
nen ihrem Verteidiger unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger
als zwei Tage aufrechterhalten werden. Absonderung und Un-
terbringung im besonders gesicherten Haftraum von jeweils
mehr als 20 Tagen Gesamtdauer innerhalb von zwölf Monaten
bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde.

(6) Während der Absonderung und Unterbringung im beson-
ders gesicherten Haftraum sind die Gefangenen in besonde-
rem Maße zu betreuen. Sind die Gefangenen darüber hinaus
gefesselt, sind sie durch einen Bediensteten ständig und in un-
mittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.

§ 85
Ärztliche Überwachung

(1) Sind die Gefangenen in einem besonders gesicherten Haft-
raum untergebracht oder gefesselt, sucht sie der Arzt alsbald
und in der Folge möglichst täglich auf. Dies gilt nicht bei einer
Fesselung während einer Ausführung, Vorführung oder eines
Transportes sowie bei Bewegungen innerhalb der Anstalt.

(2) Der Arzt ist regelmäßig zu hören, sobald die Gefangenen
länger als 24 Stunden abgesondert sind.

Teil 14
Unmittelbarer Zwang

§ 86
Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder
Sachen durch einfache körperliche Gewalt, Hilfsmittel der
körperlichen Gewalt oder durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwir-
kung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbesondere Fes-
seln.
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(4) Waffen sind die von der Aufsichtsbehörde zugelassenen
Hieb- und Schusswaffen.

§ 87
Allgemeine Voraussetzungen

(1) Soweit es zur Durchführung rechtmäßiger Vollzugs- und
Sicherungsmaßnahmen erforderlich ist, dürfen Bedienstete un-
mittelbaren Zwang anwenden. Seine Anwendung unterbleibt,
wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer
Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

(2) Gegen andere Personen als Gefangene darf unmittelbarer
Zwang angewendet werden, wenn sie es unternehmen, Ge-
fangene zu befreien oder widerrechtlich in die Anstalt einzu-
dringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund anderer Re-
gelungen bleibt unberührt.

§ 88
Androhung

Unmittelbarer Zwang ist anzudrohen. Die Androhung darf nur
unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht zulassen oder un-
mittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine
rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes
erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärtige Gefahr abzuwen-
den.

§ 89
Schusswaffengebrauch

(1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete ist in-
nerhalb der Anstalt verboten. Das Recht zum Schusswaffen-
gebrauch aufgrund anderer Vorschriften durch Polizeivollzugs-
bedienstete bleibt davon unberührt.

(2) Außerhalb der Anstalt dürfen Schusswaffen nur bei Gefan-
genentransporten sowie Aus- und Vorführungen von den dazu
bestimmten Bediensteten nach Maßgabe der folgenden Ab-
sätze gebraucht werden. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn da-
durch erkennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit
gefährdet würden.

(3) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere
Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs bereits erfolglos waren
oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Ge-
brauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht durch Waffenwir-
kung gegen Sachen erreicht werden kann.

(4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als
Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne Androhung dürfen
Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Ab-
wehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforder-
lich ist.

(5) Gegen Gefangene dürfen Schusswaffen nur dann ge-
braucht werden,
1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werk-

zeug trotz wiederholter Aufforderung nicht ablegen,
2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 StGB) unternehmen oder
3. um ihre Entweichung zu vereiteln,
und nur, um sie angriffs- oder fluchtunfähig zu machen.

(6) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen nur dann ge-
braucht werden, wenn sie es unternehmen, Gefangene gewalt-
sam zu befreien und nur, um sie angriffsunfähig zu machen.

Teil 15
Disziplinarverfahren

§ 90
Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden, wenn
die Gefangenen rechtswidrig und schuldhaft
1. andere Personen verbal oder tätlich angreifen,
2. Lebensmittel oder fremde Sachen zerstören oder beschä-

digen,
3. in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoßen oder eine

Ordnungswidrigkeit begehen,
4. verbotene Gegenstände in die Anstalt einbringen, sich an

deren Einbringung beteiligen, sie besitzen oder weiter-
geben,

5. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende
Stoffe konsumieren,

6. entweichen oder zu entweichen versuchen,
7. gegen Weisungen im Zusammenhang mit der Gewährung

von Lockerungen verstoßen oder
8. wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflichten

verstoßen, die ihnen durch dieses Gesetz oder aufgrund
dieses Gesetzes auferlegt sind, und dadurch das geord-
nete Zusammenleben in der Anstalt stören.

(2) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind
1. der Verweis,
2. die Beschränkung oder der Entzug des Fernsehempfangs

bis zu drei Monaten,
3. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für die

Freizeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lesestoffs bis zu
drei Monaten,

4. die Beschränkung oder der Entzug des Aufenthalts in Ge-
meinschaft oder der Teilnahme an einzelnen Freizeitveran-
staltungen bis zu drei Monaten,

5. die Beschränkung oder der Entzug der Verfügung über das
Hausgeld und des Einkaufs bis zu drei Monaten,

6. die Kürzung des Arbeitsentgelts um zehn Prozent bis zu
drei Monaten und

7. der Entzug der zugewiesenen Arbeit bis zu vier Wochen.

(3) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander ver-
bunden werden.

(4) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, wenn wegen
derselben Verfehlung ein Straf- oder Bußgeldverfahren ein-
geleitet wird.

§ 91
Vollstreckung der Disziplinarmaßnahmen,

Aussetzung zur Bewährung

(1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort voll-
streckt. Die Vollstreckung ist auszusetzen, soweit es zur
Gewährung eines effektiven Rechtsschutzes erforderlich ist.

(2) Die Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen kann ganz
oder teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewährung aus-
gesetzt werden. Die Aussetzung zur Bewährung kann mit Auf-
lagen oder Weisungen verbunden werden. Sie kann ganz oder
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teilweise widerrufen werden, wenn die Gefangenen die ihr zu-
grundeliegenden Erwartungen nicht erfüllen.

(3) Wird die Verfügung über das Hausgeld beschränkt oder ent-
zogen, wird der vorenthaltene Betrag dem Eigengeld gut-
geschrieben.

§ 92
Disziplinarbefugnis

(1) Disziplinarmaßnahmen ordnet der Anstaltsleiter an. Bei ei-
ner Verfehlung auf dem Weg in eine andere Anstalt zum Zweck
der Verlegung ist der Leiter der Bestimmungsanstalt zuständig.

(2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich die Verfehlung
gegen den Anstaltsleiter richtet.

(3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen die Gefangenen in einer
anderen Anstalt oder während einer Untersuchungshaft an-
geordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt. § 91
Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 93
Verfahren

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind sowohl belasten-
de als auch entlastende Umstände zu ermitteln. Die betroffe-
nen Gefangenen werden gehört. Sie werden darüber unterrich-
tet, welche Verfehlungen ihnen zur Last gelegt werden. Sie sind
darauf hinzuweisen, dass es ihnen freisteht sich zu äußern. Die
Erhebungen werden in einer Niederschrift festgelegt; die Ein-
lassung der Gefangenen wird vermerkt.

(2) Zur Abwendung von Disziplinarmaßnahmen sollen mög-
lichst im Wege einvernehmlicher Streitbeilegung Verein-
barungen getroffen werden. Insbesondere kommen die
Wiedergutmachung des Schadens, die Entschuldigung bei Ge-
schädigten, die Erbringung von Leistungen für die Ge-
meinschaft und der vorübergehende Verbleib im Haftraum in
Betracht. Erfüllen die Gefangenen die Vereinbarung, ist die An-
ordnung einer Disziplinarmaßnahme aufgrund dieser Verfeh-
lung unzulässig.

(3) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind,
werden durch eine Entscheidung geahndet.

(4) Bei schweren Verfehlungen soll sich der Anstaltsleiter vor
der Entscheidung mit Personen besprechen, die maßgeblich
an der Vollzugsgestaltung mitwirken. Auf Antrag der Gefan-
genen sind ihre Verteidiger zu benachrichtigen.

(5) Vor der Anordnung von schwerwiegenden Disziplinarmaß-
nahmen gegen Schwangere, stillende Mütter oder bei Ge-
fangenen, die sich in ärztlicher Behandlung befinden, ist ein
Arzt zu hören.

(6) Vor der Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme er-
halten die Gefangenen Gelegenheit, sich zu dem Ergebnis der
Ermittlungen und der beabsichtigten Disziplinarmaßnahme zu
äußern. Die Entscheidung wird den Gefangenen vom Anstalts-
leiter mündlich eröffnet und mit einer kurzen Begründung
schriftlich abgefasst.

Teil 16
Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerde

§ 94
Aufhebung von Maßnahmen

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner
Angelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet sich nach
den Absätzen 2 bis 4, soweit dieses Gesetz keine abweichende
Bestimmung enthält.

(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit
Wirkung für die Vergangenheit und die Zukunft zurückgenom-
men werden.

(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
1. aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewor-

dener Umstände die Maßnahmen hätten versagt oder die
Anordnungen hätten unterlassen werden können,

2. die Maßnahmen missbraucht werden oder
3. Weisungen nicht befolgt werden.

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach Absatz 2 oder 3
nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen Interessen an
der Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdigen Ver-
trauen der Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen über-
wiegen. Davon ist insbesondere auszugehen, wenn eine Maß-
nahme unerlässlich ist, um die Sicherheit in der Anstalt zu
gewährleisten.

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.

§ 95
Beschwerderecht

(1) Die Gefangenen erhalten Gelegenheit, sich in Angelegen-
heiten, die sie selbst betreffen, mit Wünschen, Anregungen
und Beschwerden an den Anstaltsleiter zu wenden.

(2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehörde die Anstalt, so
ist zu gewährleisten, dass die Gefangenen sich in Angelegen-
heiten, die sie selbst betreffen, an diese wenden können.

(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt un-
berührt.

Teil 17
Aktenführung und Datenschutz

§ 96
Verarbeitung

(1) Die Anstalt und die Aufsichtsbehörde dürfen personenbezo-
gene Daten verarbeiten, soweit dies für die ihnen nach diesem
Gesetz übertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten für andere
Zwecke ist zulässig, soweit dies
1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden oder geheim-

dienstlichen Tätigkeiten für eine fremde Macht oder von Be-
strebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes für die
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Bundesrepublik Deutschland, die durch Anwendung von
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen
a) gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung,

den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines
Landes gerichtet sind,

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung
der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes
oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben oder

c) auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland
gefährden,

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder
einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit,

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der
Rechte einer anderen Person,

4. zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten sowie zur
Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten,
durch welche die Sicherheit oder Ordnung in einer Anstalt
gefährdet werden oder

5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder strafvollstre-
ckungsrechtliche Entscheidungen

erforderlich ist.

(3) Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht vor, soweit
sie dem gerichtlichen Rechtsschutz im Zusammenhang mit die-
sem Gesetz oder den in § 13 Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz
der informationellen Selbstbestimmung im Freistaat Sachsen
(Sächsisches Datenschutzgesetz – SächsDSG) vom 25. Au-
gust 2003 (SächsGVBl. S. 330), das zuletzt durch Gesetz vom
14. Juli 2011 (SächsGVBl. S. 270) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung, genannten Zwecken dient.

(4) Über die in den Absätzen 1 und 2 geregelten Zwecke hinaus
dürfen zuständigen öffentlichen Stellen personenbezogene
Daten übermittelt werden, soweit dies für
1. die Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen der Ge-

richtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe, Führungs-
aufsicht oder forensischen Ambulanzen,

2. Entscheidungen in Gnadensachen,
3. gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege,
4. sozialrechtliche Maßnahmen,
5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Ge-

fangenen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB,
6. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusammen-

hang mit der Aufnahme und Entlassung von Soldaten,
7. ausländerrechtliche Maßnahmen oder
8. die Durchführung der Besteuerung
erforderlich ist. Eine Übermittlung für andere Zwecke ist auch
zulässig, soweit eine andere gesetzliche Vorschrift dies vor-
sieht und sich dabei ausdrücklich auf personenbezogene Da-
ten über Gefangene bezieht.

(5) Öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen hat die Anstalt
oder die Aufsichtsbehörde auf schriftlichen Antrag mitzuteilen,
ob sich eine Person in Haft befindet sowie ob und wann ihre
Entlassung voraussichtlich innerhalb eines Jahres bevorsteht
und wie die Entlassungsadresse lautet, soweit
1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der

öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist oder
2. von nicht öffentlichen Stellen ein berechtigtes Interesse an

dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird und die Gefange-
nen kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der
Übermittlung haben.

Den Verletzten einer Straftat sowie deren Rechtsnachfolgern
können darüber hinaus auf schriftlichen Antrag Auskünfte über
die Entlassungsadresse oder die Vermögensverhältnisse von
Gefangenen erteilt werden, wenn die Erteilung zur Feststellung

oder Durchsetzung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang
mit der Straftat erforderlich ist. Die Gefangenen werden vor der
Mitteilung gehört, es sei denn, es ist zu besorgen, dass da-
durch die Verfolgung der Interessen der Antragsteller vereitelt
oder wesentlich erschwert werden würde, und eine Abwägung
ergibt, dass diese Interessen der Antragsteller die Interessen
der Gefangenen an ihrer vorherigen Anhörung überwiegen. Ist
die Anhörung unterblieben, werden die betroffenen Gefange-
nen über die Mitteilung der Anstalt nachträglich unterrichtet.
Den Verletzten einer Straftat ist auf schriftlichen Antrag Aus-
kunft über die Unterbringung der Gefangenen im offenen Voll-
zug, die Gewährung von Lockerungen des Vollzugs und von
Weisungen nach § 40 Satz 2 zu erteilen, wenn sie ein berech-
tigtes Interesse darlegen und kein überwiegendes schutzwür-
diges Interesse der Gefangenen am Ausschluss der Mitteilung
vorliegt. Der Darlegung eines berechtigten Interesses bedarf es
nicht, wenn der Verletzte Opfer einer Straftat war, für die in den
in § 395 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 StPO genannten Fällen die Möglich-
keit der Erhebung der Nebenklage besteht sowie in den Fällen
des § 395 Abs. 3 StPO.

(6) Bei der Überwachung der Besuche oder des Schriftwech-
sels sowie bei der Überwachung des Inhaltes von Paketen be-
kannt gewordene personenbezogene Daten dürfen nur für die
in Absatz 2 aufgeführten Zwecke, für den gerichtlichen Rechts-
schutz im Zusammenhang mit diesem Gesetz und im Rahmen
außerordentlicher Rechtsbehelfsverfahren, zur Wahrung der
Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt oder nach Anhörung
der Gefangenen zur Erreichung des Vollzugsziels verarbeitet
werden.

(7) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten unter-
bleibt, soweit die in § 98 Abs. 2 und § 101 Abs. 2 sowie 4 gere-
gelten Einschränkungen oder besondere gesetzliche Verwen-
dungsregelungen entgegenstehen.

(8) § 14 Abs. 2 SächsDSG ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass bei der Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen Stel-
le die Anstalt auch prüft, ob die Absätze 6 und 7 sowie § 97
Abs. 3 der Übermittlung entgegenstehen.

§ 97
Datenerhebung

(1) Personenbezogene Daten sind bei den Betroffenen zu erhe-
ben. Für die Erhebung ohne Mitwirkung der Betroffenen, die Er-
hebung bei anderen Personen oder Stellen und für die Hinweis-
und Aufklärungspflichten gilt § 12 Abs. 3 bis 5 SächsDSG.

(2) Daten über Dritte dürfen ohne ihre Kenntnis bei Personen
oder Stellen außerhalb der Anstalt nur unter den Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 Satz 2 und nur soweit erhoben werden, wie
dies für die Erreichung des Vollzugsziels der Gefangenen, die
Sicherheit in der Anstalt oder die Sicherung des Vollzugs un-
erlässlich ist und die Art der Erhebung schutzwürdige Interes-
sen der Betroffenen nicht beeinträchtigt.

(3) Personenbezogene Daten, die gemäß Absatz 2 über Dritte
erhoben worden sind, dürfen nur zur Erfüllung des Erhebungs-
zweckes oder für die in § 96 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 geregelten Zwe-
cke verarbeitet werden.

(4) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung
personenbezogener Daten werden die Betroffenen unter An-
gabe dieser Daten unterrichtet, soweit der in § 96 Abs. 1 ge-
nannte Zweck dadurch nicht gefährdet wird. Sind die Daten bei
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anderen Personen oder Stellen erhoben worden, kann die Un-
terrichtung unterbleiben, soweit
1. die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder wegen des

überwiegenden berechtigten Interesses von Dritten geheim
gehalten werden müssen oder

2. der Aufwand der Unterrichtung außer Verhältnis zum
Schutzzweck steht und keine Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der Be-
troffenen beeinträchtigt werden.

(5) Im Rahmen der Bemühungen, beim Gefangenen Einsicht in
die beim Opfer verursachten Tatfolgen zu wecken, dürfen wei-
tere Daten über das Opfer nicht erhoben werden.

§ 98
Schutz besonderer Daten

(1) Mit Ausnahme des religiösen oder weltanschaulichen Be-
kenntnisses und personenbezogener Daten von Gefangenen,
die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind,
dürfen Daten von Gefangenen in der Anstalt allgemein kennt-
lich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusam-
menleben erforderlich ist; § 96 Abs. 6 und 7 sowie § 97 Abs. 3
bleiben unberührt.

(2) Die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 StGB genannten Personen,
denen personenbezogene Daten von Gefangenen als Geheim-
nis anvertraut oder über Gefangene sonst bekannt geworden
sind, unterliegen auch gegenüber der Anstalt und der Auf-
sichtsbehörde der Schweigepflicht. Die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2
und 5 StGB genannten Personen haben sich gegenüber dem
Anstaltsleiter zu offenbaren, soweit dies für die Aufgabenerfül-
lung der Anstalt oder der Aufsichtsbehörde oder zur Abwehr
von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben von Gefangenen
oder Dritten erforderlich ist. Ärzte sind gegenüber dem An-
staltsleiter zur Offenbarung ihnen im Rahmen der allgemeinen
Gesundheitsfürsorge bekannt gewordener Geheimnisse be-
fugt, soweit dies für die Aufgabenerfüllung der Anstalt oder Auf-
sichtsbehörde unerlässlich oder zur Abwehr von erheblichen
Gefahren für Leib oder Leben der Gefangenen oder Dritter er-
forderlich ist. Sonstige Offenbarungsbefugnisse und -pflichten
bleiben unberührt. Gefangene sind vor der Erhebung über die
nach den Sätzen 2 und 3 bestehenden Offenbarungsbefug-
nisse zu unterrichten.

(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dürfen nur für den
Zweck, für den sie offenbart wurden oder für den eine Offen-
barung zulässig gewesen wäre, und nur unter denselben Vor-
aussetzungen verarbeitet werden, unter denen eine in § 203
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 StGB genannte Person selbst hierzu be-
fugt wäre. Der Anstaltsleiter kann unter diesen Voraussetzun-
gen die unmittelbare Offenbarung gegenüber bestimmten Be-
diensteten allgemein zulassen. Warnhinweise, die keinen
Rückschluss auf konkrete Erkrankungen zulassen, sind zu-
lässig, soweit dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für
Leib oder Leben der Gefangenen oder Dritter erforderlich ist.

(4) Sofern Ärzte, Psychologen, Sozialarbeiter oder Sozialpäda-
gogen außerhalb des Vollzugs mit der Untersuchung, Behand-
lung oder Betreuung von Gefangenen beauftragt werden, gilt
Absatz 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass sie auch zur Un-
terrichtung eines Arztes der Anstalt oder eines für den Ge-
fangenen zuständigen Psychologen, Sozialarbeiters oder So-
zialpädagogen der Anstalt befugt sind.

§ 99
Zentrale Vollzugsdatei,

Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Die nach § 96 Abs. 1 und § 97 erhobenen Daten dürfen in
einer zentralen Vollzugsdatei des Freistaates Sachsen ver-
arbeitet werden, soweit dies für Zwecke der Suizidprophylaxe,
der Sicherheit oder Ordnung in einer Anstalt sowie für Zwecke
der Aufsichtsbehörde erforderlich ist.

(2) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das den
Abruf personenbezogener Daten aus der zentralen Vollzugs-
datei des Freistaates Sachsen ermöglicht, ist zulässig, soweit
dieses Verfahren unter Berücksichtigung der schutzwürdigen
Interessen der Betroffenen und der Aufgaben der beteiligten
Stellen angemessen ist. § 13 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über
das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes
und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten (Bun-
deskriminalamtgesetz – BKAG) vom 7. Juli 1997 (BGBl. I
S. 1650), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Ju-
li 2012 (BGBl. I S. 1566, 1567) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, bleibt unberührt.

(3) Erfolgt die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfah-
rens nach Absatz 2 für eine Laufzeit von mehr als drei Monaten,
hat die zentrale Vollzugsdatei des Freistaates Sachsen bei
durchschnittlich jedem zehnten Abruf den Zeitpunkt, die An-
gaben, die die Feststellung der abgerufenen Datensätze
ermöglichen, sowie die für den Abruf verantwortliche Dienst-
stelle für Zwecke der Datenschutzkontrolle zu protokollieren.
Die protokollierten Daten dürfen nur für Zwecke der Daten-
schutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung ei-
nes ordnungsgemäßen Betriebs der Datenverarbeitungsan-
lage verwendet werden, es sei denn, es liegen Anhaltspunkte
dafür vor, dass ohne ihre Verwendung die Verhinderung oder
Verfolgung einer schwerwiegenden Straftat gegen Leib, Leben
oder Freiheit einer Person aussichtslos oder wesentlich er-
schwert wäre. Die Protokolldaten sind nach sechs Monaten zu
löschen. Die zentrale Vollzugsdatei des Freistaates Sachsen
trifft die technischen und organisatorischen Maßnahmen nach
§ 9 SächsDSG.

(4) Das Staatsministerium der Justiz und für Europa bestimmt
durch Rechtsverordnung die Einzelheiten des automatisierten
Abrufverfahrens. Der Sächsische Datenschutzbeauftragte ist
vorher zu hören. Die Rechtsverordnung hat den Datenempfän-
ger, die Datenart und den Zweck des Abrufs festzulegen. Sie
hat Maßnahmen zur Datensicherung und zur Kontrolle vor-
zusehen, die in einem angemessenen Verhältnis zu dem an-
gestrebten Schutzzweck stehen.

(5) Die Aufsichtsbehörde darf anderen Ländern und dem Bund
personenbezogene Daten nach § 96 Abs. 1 bis 4 übermitteln,
soweit dies im Einzelfall zur Erfüllung ihrer Aufgaben oder der
Aufgaben des Empfängers erforderlich ist.

§ 100
Akten

(1) Über jeden Gefangenen wird eine Personalakte geführt
(Gefangenenpersonalakte). Sie ist vertraulich zu behandeln
und vor unbefugter Einsicht zu schützen.

(2) Für jeden Gefangenen sind vom Anstaltsarzt Gesundheits-
akten zu führen.
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(3) Über Daten im Sinne von § 98 Abs. 2, die im Rahmen einer
Therapie erhoben wurden, sind Therapieakten zu führen.

(4) Gesundheitsakten und Therapieakten sind getrennt von an-
deren Unterlagen zu führen und besonders zu sichern.

(5) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen nur anderen
Anstalten, den zur Dienst- oder Fachaufsicht oder zu dienst-
lichen Weisungen befugten Stellen, den für strafvollzugs-,
strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen
zuständigen Gerichten, den Strafvollstreckungs- und Strafver-
folgungsbehörden sowie den Sozialen Diensten der Justiz, den
Führungsaufsichtsstellen und forensischen Ambulanzen über-
lassen werden, soweit dies im Einzelfall zur Erfüllung der Auf-
gaben des Empfängers erforderlich ist. Entsprechendes gilt für
die Überlassung von Akten an die von der Anstalt mit Gut-
achten beauftragten Stellen. Die Überlassung an andere
öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Erteilung einer Aus-
kunft einen unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Dar-
legung der Akteneinsicht begehrenden Stellen für die Erfüllung
der Aufgabe nicht ausreicht.

(6) § 13 Abs. 5 SächsDSG ist entsprechend anzuwenden.

§ 101
Berichtigung, Löschung und Sperrung

(1) Die in Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten
sind spätestens zwei Jahre nach der Entlassung der Gefange-
nen oder der Verlegung der Gefangenen in eine andere Anstalt
zu löschen. Hiervon können bis zum Ablauf der Aufbewah-
rungsfrist für die Gefangenenpersonalakte die Angaben über
Familienname, Vorname, Geburtsname, Geburtstag, Geburts-
ort, Eintritts- und Austrittsdatum der Gefangenen ausgenom-
men werden, soweit dies für das Auffinden der Gefangenenper-
sonalakte erforderlich ist. § 77 Abs. 3 bleibt unberührt, soweit
es sich um in Gefangenenpersonalakten gespeicherte Daten
handelt.

(2) Personenbezogene Daten in Akten dürfen nach Ablauf von
zwei Jahren seit der Entlassung der Gefangenen nur übermit-
telt oder genutzt werden, soweit dies
1. zur Verfolgung von Straftaten,
2. für die Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvor-

haben gemäß §§ 103 und 105,
3. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder
4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von Rechts-

ansprüchen im Zusammenhang mit dem Vollzug
erforderlich ist. Diese Verwendungsbeschränkungen enden,
wenn die Gefangenen erneut zum Vollzug aufgenommen wer-
den oder die Betroffenen eingewilligt haben.

(3) Bei der Aufbewahrung von Akten mit nach Absatz 2 ge-
sperrten Daten darf für Gefangenenpersonalakten, Gesund-
heitsakten und Therapieakten sowie für Gefangenenbücher ei-
ne Frist von 30 Jahren nicht überschritten werden. Dies gilt
nicht, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist,
dass die Aufbewahrung für die in Absatz 2 Satz 1 genannten
Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungsfrist be-
ginnt mit dem auf das Jahr der aktenmäßigen Weglegung fol-
genden Kalenderjahr. Die archivrechtlichen Vorschriften des
Bundes und der Länder bleiben unberührt.

(4) Die Berichtigung unrichtiger Daten richtet sich nach § 19
SächsDSG.

§ 102
Auskunft an den Betroffenen, Akteneinsicht

Der Betroffene erhält nach Maßgabe des § 18 SächsDSG Aus-
kunft und, soweit eine Auskunft für die Wahrnehmung seiner
rechtlichen Interessen nicht ausreicht und er hierfür auf die Ein-
sichtnahme angewiesen ist, Akteneinsicht.

§ 103
Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke

§ 476 StPO gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass auch
elektronisch gespeicherte personenbezogene Daten übermit-
telt werden können.

§ 104
Anwendbarkeit des Sächsischen Datenschutzgesetzes

Das Sächsische Datenschutzgesetz ist anzuwenden, soweit in
diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist.

Teil 18
Kriminologische Forschung

§ 105
Evaluation, kriminologische Forschung

(1) Behandlungsprogramme für die Gefangenen sind auf der
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, zu
standardisieren und auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen.

(2) Der Strafvollzug, insbesondere seine Aufgabenerfüllung
und Gestaltung, die Umsetzung seiner Leitlinien sowie die Be-
handlungsprogramme und deren Wirkungen auf die Erreichung
des Vollzugsziels, soll regelmäßig durch den kriminologischen
Dienst, durch eine Hochschule oder durch eine andere Stelle
wissenschaftlich begleitet und erforscht werden. § 476 StPO
gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass auch elektronisch ge-
speicherte personenbezogene Daten übermittelt werden
können.

Teil 19
Aufbau und Organisation der Anstalten

§ 106
Anstalten

(1) Es werden Anstalten und Abteilungen eingerichtet, die den
unterschiedlichen vollzuglichen Anforderungen Rechnung tra-
gen. Insbesondere sind sozialtherapeutische Abteilungen und
Abteilungen für Gefangene, die sich erstmals im Vollzug befin-
den, vorzusehen.

(2) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und Ausstattung von
Plätzen für therapeutische Maßnahmen, schulische und beruf-
liche Qualifizierung, Arbeitstraining und Arbeitstherapie sowie
zur Ausübung von Arbeit vorzusehen. Entsprechendes gilt für
Besuche, Freizeit, Sport und Seelsorge.

(3) Haft- und Funktionsräume sind zweckentsprechend aus-
zustatten.
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(4) Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schu-
lische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen und Arbeit
können auch in geeigneten privaten Einrichtungen und Betrie-
ben erfolgen. Die technische und fachliche Leitung kann An-
gehörigen dieser Einrichtungen und Betriebe übertragen wer-
den.

§ 107
Festsetzung der Belegungsfähigkeit,

Verbot der Überbelegung

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der An-
stalt so fest, dass eine angemessene Unterbringung der Ge-
fangenen gewährleistet ist. § 106 Abs. 2 ist zu berücksichtigen.

(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Gefangenen als zugelas-
sen belegt werden.

(3) Ausnahmen von Absatz 2 sind nur vorübergehend und nur
mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde zulässig.

§ 108
Anstaltsleitung

(1) Der Anstaltsleiter trägt die Verantwortung für den gesamten
Vollzug und vertritt die Anstalt nach außen. Er kann einzelne
Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete übertragen. Die
Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung zur Übertragung
vorbehalten.

(2) Für jede Anstalt ist ein Beamter des höheren Dienstes zum
hauptamtlichen Leiter zu bestellen. Aus besonderen Gründen
kann eine Anstalt auch von einem Beamten des gehobenen
Dienstes geleitet werden.

§ 109
Bedienstete

(1) Die Aufgaben der Anstalten werden von Beamten wahr-
genommen. Aus besonderen Gründen können sie auch ande-
ren Bediensteten der Anstalten sowie nebenamtlichen oder
vertraglich verpflichteten Personen übertragen werden.

(2) Die Anstalt wird mit dem für die Erreichung des Vollzugs-
ziels erforderlichen Personal, unter anderem Sozialarbeitern,
Psychologen und Pädagogen, ausgestattet. Fortbildung, Pra-
xisberatung und -begleitung sowie die zur Qualitätssicherung
erforderliche Supervision für die Bediensteten sind zu ge-
währleisten.

(3) Für die Betreuung von Gefangenen mit angeordneter oder
vorbehaltener Sicherungsverwahrung ist besonders qualifizier-
tes Personal vorzusehen und eine fachübergreifende Zusam-
menarbeit zu gewährleisten. Soweit erforderlich, sind externe
Fachkräfte einzubeziehen.

(4) Alle am Vollzug Tätigen arbeiten zusammen und wirken dar-
an mit, die Aufgaben des Vollzugs zu erfüllen.

§ 110
Seelsorger

(1) Seelsorger werden im Benehmen mit der Aufsichtsbehörde
von der jeweiligen Religionsgemeinschaft bestellt.

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religions-
gemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz 1 nicht rechtfertigt,
ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulas-
sen.

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters darf der Anstalts-
seelsorger sich freier Seelsorgehelfer bedienen und diese für
Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von
außen zuziehen.

§ 111
Medizinische Versorgung

(1) Die ärztliche Versorgung ist sicherzustellen.

(2) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten ausgeführt
werden, die eine Erlaubnis nach dem Gesetz über die Berufe
in der Krankenpflege (Krankenpflegegesetz – KrPflG) vom
16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), zuletzt geändert durch Artikel 35
des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2515, 2537),
in der jeweils geltenden Fassung, besitzen. Solange diese nicht
zur Verfügung stehen, können auch Bedienstete eingesetzt
werden, die eine sonstige Ausbildung in der Krankenpflege er-
fahren haben.

§ 112
Mitverantwortung der Gefangenen

(1) Die Gefangenen sind an der Verantwortung für Angelegen-
heiten von gemeinsamem Interesse zu beteiligen, die sich ihrer
Eigenart und der Aufgabe der Anstalt nach für die Mitwirkung
der Gefangenen eignen.

(2) Die dafür zu schaffenden Gremien sind nach demokra-
tischen Regeln zu wählen.

(3) Mitglieder der Gremien können sich mit Vorschlägen, ins-
besondere zu sozialen Belangen, an den Anstaltsleiter wen-
den. Ausgenommen sind Angelegenheiten, die die Sicherheit
in der Anstalt oder das Personal betreffen.

(4) Näheres regelt die Aufsichtsbehörde.

§ 113
Hausordnung

Der Anstaltsleiter erlässt zur Gestaltung und Organisation des
Vollzugsalltags eine Hausordnung auf der Grundlage dieses
Gesetzes. Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung
vorbehalten.

Teil 20
Aufsicht, Beirat

§ 114
Aufsichtsbehörde

(1) Aufsichtsbehörde für die Anstalten ist das Staatsministe-
rium der Justiz und für Europa.

(2) Es kann sich Entscheidungen über Verlegungen und Über-
stellungen vorbehalten oder sie einer zentralen Stelle über-
tragen.

272

Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5 31. Mai 2013



§ 115
Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften

(1) Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche und sachliche Zu-
ständigkeit der Anstalten in einem Vollstreckungsplan.

(2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der Vollzug
auch in Vollzugseinrichtungen anderer Länder vorgesehen wer-
den.

§ 116
Beirat

(1) Bei der Anstalt ist ein Beirat zu bilden. Dem Beirat gehören
zwei Abgeordnete des Landtags und mindestens ein Vertreter
der Kommune oder des Landkreises, in dem die jeweilige Anstalt
belegen ist, sowie weitere Personen des öffentlichen Lebens an.
Die Mitglieder werden von der Aufsichtsbehörde ernannt. Dies
gilt nicht für die Mitglieder des Landtags, die von diesem be-
nannt werden. Bedienstete der Anstalt dürfen nicht Mitglieder
des Beirats sein. Die Amtszeit der Mitglieder des Beirats endet
mit der Konstituierung des nach Ablauf der Legislaturperiode
des Landtags neu zu besetzenden Beirats.

(2) Die Mitglieder des Beirats wirken bei der Gestaltung des
Vollzugs und bei der Betreuung der Gefangenen beratend mit.
Sie fördern das Verständnis für den Vollzug und seine gesell-
schaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu öffentlichen
und privaten Einrichtungen. Sie sind ebenso Ansprechpartner
für den Personalrat.

(3) Die Mitglieder des Beirats können insbesondere Wünsche,
Anregungen und Beanstandungen entgegennehmen. Sie kön-
nen sich über die Unterbringung, Beschäftigung, berufliche Bil-
dung, Verpflegung, ärztliche Versorgung und Behandlung un-
terrichten sowie die Anstalt besichtigen. Sie können die
Gefangenen in ihren Räumen aufsuchen. Unterhaltung und
Schriftwechsel werden nicht überwacht. Mit Zustimmung der
Gefangenen kann der Anstaltsleiter dem Beirat oder einzelnen
Mitgliedern aus den Gefangenenpersonalakten Mitteilungen
machen oder sie Einsicht nehmen lassen, soweit dies zur Erfül-
lung der Aufgaben des Beirates erforderlich ist.

(4) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außerhalb ihres
Amtes über alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach vertrau-
lich sind, besonders über Namen und Persönlichkeit der Ge-
fangenen, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch nach
Beendigung ihres Amtes.

(5) Näheres regelt die Aufsichtsbehörde.

Teil 21
Vollzug des Strafarrests

§ 117
Grundsatz

(1) Für den Vollzug des Strafarrests in Anstalten gelten die Be-
stimmungen dieses Gesetzes entsprechend, soweit § 118 nicht
Abweichendes bestimmt.

(2) § 118 Abs. 1 bis 3, 7 und 8 gilt nicht, wenn Strafarrest in Un-
terbrechung einer anderen freiheitsentziehenden Maßnahme
vollzogen wird.

§ 118
Besondere Bestimmungen

(1) Strafarrestanten sollen im offenen Vollzug untergebracht
werden.

(2) Eine gemeinsame Unterbringung mit Gefangenen ist nur mit
Einwilligung der Strafarrestanten zulässig.

(3) Besuche, Telefongespräche und Schriftwechsel dürfen nur
untersagt oder überwacht werden, wenn dies aus Gründen der
Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt notwendig ist. § 28
Abs. 4 bis 6, § 29 Satz 2, § 33 Abs. 3 und 4, § 34 Satz 2, § 116
Abs. 3 Satz 4 bleiben unberührt.

(4) Den Strafarrestanten soll gestattet werden, einmal wöchent-
lich Besuch zu empfangen.

(5) Strafarrestanten dürfen eigene Kleidung tragen und eigenes
Bettzeug benutzen, wenn Gründe der Sicherheit in der Anstalt
nicht entgegenstehen und sie für Reinigung, Instandsetzung
und regelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten sorgen.

(6) Sie dürfen Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemittel in an-
gemessenem Umfang durch Vermittlung der Anstalt auf eigene
Kosten erwerben.

(7) Eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durch-
suchung ist nur bei Gefahr im Verzug zulässig.

(8) Zur Vereitelung einer Entweichung dürfen Schusswaffen
nicht gebraucht werden.

Teil 22
Schlussbestimmungen

§ 119
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die nachfolgenden Grundrechte
aus dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und
aus der Verfassung des Freistaates Sachsen eingeschränkt:
1. das Recht auf körperliche Unversehrtheit nach Artikel 2

Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland und Artikel 16 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung
des Freistaates Sachsen,

2. die Freiheit der Person nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland und
Artikel 16 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaates
Sachsen,

3. das Recht auf informationelle Selbstbestimmung nach Arti-
kel 33 der Verfassung des Freistaates Sachsen,

4. das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis nach Artikel 10
Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land und Artikel 27 Abs. 1 der Verfassung des Freistaates
Sachsen sowie

5. das Recht der Freizügigkeit nach Artikel 11 Abs. 1 des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland.

§ 120
Verhältnis zum Bundesrecht

Dieses Gesetz ersetzt gemäß Artikel 125a Abs. 1 des Grund-
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland im Freistaat Sach-
sen das Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der frei-
heitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung
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(Strafvollzugsgesetz – StVollzG) vom 16. März 1976 (BGBl. I
S. 581, 2088, 1977 I S. 436), zuletzt geändert durch Artikel 4
des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2425, 2428),
in der jeweils geltenden Fassung. Die Vorschriften des Straf-
vollzugsgesetzes über
1. den Pfändungsschutz (§ 50 Abs. 2 Satz 5, § 51 Abs. 4

und 5, § 75 Abs. 3), den Nachrang der Sozialhilfe bei der
Zahlung von Ausbildungsbeihilfe (§ 44 Abs. 1 Satz 2), das
gerichtliche Verfahren (§§ 109 bis 121, 50 Abs. 5 Satz 2),

2. die entsprechende Geltung der Regelungen des Pfän-
dungsschutzes (§ 176 Abs. 4, soweit darin auf § 51 Abs. 4
und 5 verwiesen wird),

3. die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus
und einer Entziehungsanstalt (§§ 136 bis 138),

4. den Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und Er-
zwingungshaft (§§ 171 bis 175),

5. den Vollzug von Freiheitsstrafe und Jugendhaft der Deut-
schen Demokratischen Republik (§ 202),

6. den unmittelbaren Zwang in Justizvollzugsanstalten für an-
dere Arten des Freiheitsentzugs (§ 178)

gelten fort.

§ 121
Übergangsbestimmungen

(1) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach § 55 Abs. 3
Satz 3 gilt die Verordnung über die Vergütungsstufen des Ar-
beitsentgelts und der Ausbildungsbeihilfe nach dem Strafvoll-
zugsgesetz (Strafvollzugsvergütungsordnung – StVollzVergO)
vom 11. Januar 1977 (BGBl. I S. 57), geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2894, 2896),
in der jeweils geltenden Fassung, für die Anwendung des § 55
fort. § 55 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.

(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits gebildetes
Überbrückungsgeld kann bis zu der sich nach § 62 Abs. 1 Satz 1
ergebenden Höhe nur nach § 62 Abs. 2 und 3 verwendet wer-
den. Gefangene, die bereits Überbrückungsgeld darüber hin-
aus gebildet haben, können bis zum 30. Juni 2014 verlangen,
dass der übersteigende Betrag ihrem Eigengeld gutgeschrie-
ben wird.

(3) Für einen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits erworbe-
nen Anspruch auf Freistellung von der Arbeit gilt § 43 Abs. 6
bis 11 StVollzG fort.

(4) In den zum 3. Oktober 1990 bestehenden Anstalten dürfen
abweichend von § 11 Abs. 1 während der Einschlusszeiten bis
zu drei Gefangene gemeinsam in einem Haftraum unter-
gebracht werden, so lange die räumlichen Verhältnisse der An-
stalt dies erfordern. Gleiches gilt für die bei Inkrafttreten dieses
Gesetzes bestehenden Abteilungen des offenen Vollzugs. Die
Sätze 1 und 2 gelten nicht für Anstaltsbereiche, die nach In-
krafttreten dieses Gesetzes neu errichtet oder grundlegend
umgebaut werden.

Artikel 2
Änderung des Sächsischen Jugendstrafvollzugsgesetzes

Das Sächsische Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe
(Sächsisches Jugendstrafvollzugsgesetz – SächsJStVollzG)
vom 12. Dezember 2007 (SächsGVBl. S. 558), geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Dezember 2010 (SächsGVBl.
S. 414, 430), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10 Diagnoseverfahren“.
b) Die Angabe zu § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11 Vollzugs- und Eingliederungsplanung“.
c) Nach der Angabe zu § 11 wird folgende Angabe ein-

gefügt:
„§ 11a Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans“.

d) Nach der Angabe zu § 14 wird folgende Angabe ein-
gefügt:
„§ 14a Psychologische Intervention und Psychothera-

pie“.
e) Die Angaben zu den §§ 15 bis 19 werden wie folgt ge-

fasst:
„§ 15 Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels
§ 16 Lockerungen aus sonstigen Gründen
§ 17 Weisungen für Lockerungen
§ 18 Ausführung, Außenbeschäftigung, Vorführung,

Ausantwortung
§ 19 Vorbereitung der Eingliederung“.

f) In der Angabe zu § 24 werden die Wörter „Ausbildung,
Arbeit und Freizeit“ durch das Wort „Einschlusszeiten“
ersetzt.

g) Die Angabe zu § 25 wird wie folgt gefasst:
„§ 25 Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten“.

h) Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst:
„§ 35 (aufgehoben)“.

i) Die Angabe zu § 36 wird wie folgt gefasst:
„§ 36 Durchführung der medizinischen Leistungen,

Krankenbehandlung in besonderen Fällen, For-
derungsübergang“.

j) Die Angabe zu Teil 4 wird wie folgt gefasst:
„Teil 4

Arbeitstherapeutische Maßnahmen,
Arbeitstraining,

schulische und berufliche
Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit“.

k) Die Angabe zu § 37 wird wie folgt gefasst:
„§ 37 Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstrai-

ning, schulische und berufliche Qualifizierungs-
maßnahmen, Arbeit“.

l) Die Angaben zu den §§ 49 bis 55 werden wie folgt ge-
fasst:
„§ 49 Durchführung der Besuche
§ 50 Überwachung der Gespräche
§ 51 Telefongespräche
§ 52 Schriftwechsel
§ 53 Untersagung des Schriftwechsels
§ 54 Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung

von Schreiben
§ 55 Überwachung des Schriftwechsels“.

m) Nach der Angabe zu § 55 werden die folgenden An-
gaben eingefügt:
„§ 55a Anhalten von Schreiben
§ 55b Andere Formen der Telekommunikation“.

n) Die Angabe zu § 57 wird wie folgt gefasst:
„§ 57 Vergütung“.

o) Die Angabe zu § 58 wird wie folgt gefasst:
„§ 58 (aufgehoben)“.

p) Nach der Angabe zu § 59 wird folgende Angabe ein-
gefügt:
„§ 59a Konten, Bargeld“.

q) Nach der Angabe zu § 61 wird folgende Angabe ein-
gefügt:
„§ 61a Zweckgebundene Einzahlungen“.
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r) In der Angabe zu § 69 wird das Wort „Suchtmittelkon-
sum“ durch das Wort „Suchtmittelgebrauch“ ersetzt.

s) Nach der Angabe zu § 69 wird folgende Angabe ein-
gefügt:
„§ 69a Auslesen von Datenspeichern“.

t) Die Angaben zu den §§ 72 und 73 werden wie folgt ge-
fasst:
„§ 72 (aufgehoben)
§ 73 (aufgehoben)“.

u) Die Angabe zu § 76 wird wie folgt gefasst:
„§ 76 (aufgehoben)“.

v) Die Angabe zu § 79 wird wie folgt gefasst:
„§ 79 (aufgehoben)“.

w) Die Angabe zu § 106 wird wie folgt gefasst:
„§ 106 (aufgehoben)“.

2. Dem § 2 wird folgender Satz angefügt:
„Dies wird durch eine zielgerichtete und wirkungsorientierte
Vollzugsgestaltung sowie sichere Unterbringung und Be-
aufsichtigung der Gefangenen gewährleistet.“

3. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

„(3) Gefangene mit vorbehaltener Sicherungsverwah-
rung sind individuell und intensiv zu betreuen, um ihre
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung entbehr-
lich zu machen. Soweit standardisierte Maßnahmen
nicht ausreichen oder keinen Erfolg versprechen, sind
individuelle Maßnahmen zu entwickeln.“

b) Die Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5.

4. Dem § 6 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Mit Zustimmung der beteiligten Gefangenen kann in Aus-
nahmefällen für die Übersetzung auch ein anderer Ge-
fangener tätig werden.“

5. In § 8 Satz 1 werden die Wörter „wirtschaftlichen und sozia-
len“ durch die Wörter „wirtschaftlichen, sozialen und ge-
sundheitlichen“ ersetzt.

6. § 9 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „die“ durch die Wörter

„ein Exemplar der“ ersetzt.
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Im Zugangsgespräch ist auch zu klären, ob der Ge-
fangene in seiner Obhut stehende Minderjährige ohne
Betreuung und Versorgung zurückgelassen hat. In die-
sem Falle ist unverzüglich das zuständige Jugendamt
zu unterrichten.“

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3
und 4 und im neuen Absatz 4 wird das Wort „alsbald“
durch das Wort „unverzüglich“ ersetzt.

d) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5
und 6.

7. § 10 wird wie folgt gefasst:
„§ 10

Diagnoseverfahren
(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur Vorberei-
tung der Vollzugs- und Eingliederungsplanung das Diag-
noseverfahren an.
(2) Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftlichen Er-
kenntnissen genügen. Insbesondere bei einem Gefange-
nen mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung ist es von
Personen mit einschlägiger wissenschaftlicher Qualifika-
tion durchzuführen.

(3) Im Diagnoseverfahren wird der Erziehungs- und Förder-
bedarf der Gefangenen ermittelt. Es erstreckt sich auf die
Persönlichkeit, die Lebensverhältnisse, die Ursachen und
Umstände der Straftat sowie alle sonstigen Gesichtspunk-
te, deren Kenntnis für eine zielgerichtete und wirkungs-
orientierte Vollzugsgestaltung und die Eingliederung des
Gefangenen nach der Entlassung erforderlich ist. Neben
den Unterlagen aus der Vollstreckung und dem Vollzug vor-
angegangener Freiheitsentziehungen sind insbesondere
auch Erkenntnisse der Jugendgerichts- und Bewährungs-
hilfe einzubeziehen.
(4) Im Diagnoseverfahren werden die im Einzelfall die
Straffälligkeit begünstigenden Faktoren ermittelt. Gleich-
zeitig sollen die Fähigkeiten des Gefangenen ermittelt
werden, deren Stärkung einer erneuten Straffälligkeit ent-
gegenwirken kann.
(5) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens wird mit dem Ge-
fangenen erörtert.“

8. § 11 wird wie folgt gefasst:
„§ 11

Vollzugs- und Eingliederungsplanung
(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnose-
verfahrens wird ein Vollzugs- und Eingliederungsplan er-
stellt. Er zeigt dem Gefangenen bereits zu Beginn des Voll-
zugs unter Berücksichtigung der voraussichtlichen
Vollzugsdauer die zur Erreichung des Vollzugsziels erfor-
derlichen Maßnahmen auf. Daneben kann er weitere Hilfs-
angebote und Empfehlungen enthalten. Die Fähigkeiten,
Fertigkeiten und Neigungen des Gefangenen sollen einbe-
zogen werden.
(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird regelmäßig
innerhalb der ersten sechs Wochen nach der Aufnahme er-
stellt. Diese Frist verkürzt sich bei einer voraussichtlichen
Vollzugsdauer von unter einem Jahr auf vier Wochen.
(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die darin
vorgesehenen Maßnahmen werden regelmäßig alle sechs
Monate, spätestens aber alle zwölf Monate überprüft und
fortgeschrieben. Die Entwicklung des Gefangenen und die
in der Zwischenzeit gewonnen Erkenntnisse sind zu be-
rücksichtigen. Die durchgeführten Maßnahmen sind zu do-
kumentieren.
(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit dem
Gefangenen erörtert. Dabei werden dessen Anregungen
und Vorschläge einbezogen, soweit sie der Erreichung des
Vollzugsziels dienen.
(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- und
Eingliederungsplans führt der Anstaltsleiter eine Konferenz
mit den an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten
durch. Die Personensorgeberechtigten und Vertreter der
Jugendgerichtshilfe können an der Konferenz beteiligt wer-
den; stand der Gefangene vor seiner Inhaftierung unter
Bewährung oder Führungsaufsicht, auch der für ihn bislang
zuständige Bewährungshelfer. Die Teilnahme des Verteidi-
gers ist zu gestatten. Dem Gefangenen wird der Vollzugs-
und Eingliederungsplan in der Konferenz eröffnet und er-
läutert. Er soll auch darüber hinaus an der Konferenz betei-
ligt werden.
(6) An der Eingliederung mitwirkende Personen außerhalb
des Vollzugs sind nach Möglichkeit in die Planung einzu-
beziehen, soweit dies zur Eingliederung erforderlich ist. Sie
können mit Zustimmung des Gefangenen auch an der Kon-
ferenz beteiligt werden.
(7) Wird der Gefangene nach der Entlassung voraussicht-
lich unter Bewährungs- oder Führungsaufsicht gestellt, so
ist einem Mitarbeiter der Bewährungshilfe und der
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Führungsaufsichtsstelle in den letzten zwölf Monaten vor
dem voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt die Teilnahme
an der Konferenz zu ermöglichen. Der Vollzugs- und Ein-
gliederungsplan und seine Fortschreibungen sind zu über-
senden.
(8) Eine Abschrift des Vollzugs- und Eingliederungsplans
und seiner Fortschreibungen wird dem Gefangenen aus-
gehändigt. Sie werden dem Vollstreckungsleiter und auf
Verlangen den Personensorgeberechtigten und der
Jugendgerichtshilfe mitgeteilt; auf Verlangen werden sie
den Personensorgeberechtigten erläutert.“

9. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt:
„§ 11a

Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans
(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fort-
schreibungen enthalten insbesondere folgende Angaben:
1. Zusammenfassung der für die Vollzugs- und Eingliede-

rungsplanung maßgeblichen Ergebnisse des Diag-
noseverfahrens,

2. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt,
3. Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug

sowie Vollzug in freien Formen,
4. Zuweisung zu einer Wohngruppe oder einem anderen

Unterkunftsbereich,
5. Maßnahmen zur Förderung der Mitwirkungsbereit-

schaft,
6. Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Abteilung

und Teilnahme an deren Behandlungsprogrammen,
7. Teilnahme an einzel- oder gruppentherapeutischen

Maßnahmen, insbesondere psychologische Interven-
tion und Psychotherapie,

8. Teilnahme an psychiatrischen Behandlungsmaßnah-
men,

9. Teilnahme an Maßnahmen zur Behandlung von Sucht-
mittelabhängigkeit und -missbrauch, einschließlich
Suchtberatung,

10. Teilnahme an Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung
der sozialen Kompetenz,

11. Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizie-
rungsmaßnahmen, einschließlich Alphabetisierungs-
und Deutschkursen,

12. Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen oder
am Arbeitstraining,

13. Arbeit,
14. freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung,
15. Teilnahme an Sportangeboten und Maßnahmen zur

strukturierten Gestaltung der Freizeit,
16. Ausführungen, Außenbeschäftigung,
17. Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels,
18. Aufrechterhaltung, Förderung und Gestaltung von

Außenkontakten,
19. Bildung von Überbrückungsgeld, Schuldnerberatung,

Schuldenregulierung und Erfüllung von Unterhalts-
pflichten,

20. Ausgleich von Tatfolgen, einschließlich Täter-Opfer-
Ausgleich,

21. Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, Einglie-
derung und Nachsorge und

22. Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliede-
rungsplans.

Bei vorbehaltener Sicherungsverwahrung enthalten der
Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fortschrei-
bungen darüber hinaus Angaben zu sonstigen Maßnah-
men im Sinne des § 3 Abs. 3 Satz 2 und einer Antragstel-
lung im Sinne des § 119a Abs. 2 StVollzG.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 10 und
Satz 2, die nach dem Ergebnis des Diagnoseverfahrens als
zur Erreichung des Vollzugsziels zwingend erforderlich er-
achtet werden, sind als solche zu kennzeichnen und gehen
allen anderen Maßnahmen vor. Auch für Maßnahmen nach
Absatz 1 Satz 1 Nr. 11 und 12 kann ein Vorrang vor anderen
Maßnahmen vorgesehen werden. Es ist anzustreben, die
Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 im Einvernehmen
mit den Gefangenen festzulegen. Andere Maßnahmen
dürfen nicht gestattet werden, soweit sie die Teilnahme an
Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 beeinträchtigen
würden.
(3) Spätestens ein Jahr vor dem voraussichtlichen Entlas-
sungszeitpunkt hat die Planung zur Vorbereitung der Ein-
gliederung zu beginnen. Anknüpfend an die bisherige Voll-
zugsplanung werden ab diesem Zeitpunkt die Maßnahmen
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 21 konkretisiert oder ergänzt. Ins-
besondere ist Stellung zu nehmen zu:
1. Unterbringung im offenen Vollzug, Übergangseinrich-

tung,
2. Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung nach der Ent-

lassung,
3. Unterstützung bei notwendigen Behördengängen und

der Beschaffung der notwendigen persönlichen Doku-
mente,

4. Beteiligung der Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe,
Führungsaufsichtsstelle und der forensischen Ambu-
lanzen,

5. Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlassenen-
hilfe,

6. Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abgeschlosse-
nen Maßnahmen,

7. Anregung von Auflagen und Weisungen für die Be-
währungs- oder Führungsaufsicht,

8. Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen und
9. nachgehende Betreuung durch Vollzugsbedienstete.“

10. Dem § 13 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt:
„Genügt ein Gefangener den besonderen Anforderungen
des offenen Vollzugs nicht mehr, wird er im geschlossenen
Vollzug untergebracht. § 86 bleibt unberührt.“

11. § 14 wird wie folgt gefasst:
„§ 14

Sozialtherapie
(1) Sozialtherapie dient der Verringerung einer erheblichen
Gefährlichkeit der Gefangenen. Auf der Grundlage einer
therapeutischen Gemeinschaft bedient sie sich psycholo-
gischer, psychotherapeutischer, sozialpädagogischer und
arbeitstherapeutischer Methoden, die in umfassenden Be-
handlungsprogrammen verbunden werden. Personen aus
dem Lebensumfeld der Gefangenen außerhalb des Voll-
zugs werden in die Behandlung einbezogen.
(2) Gefangene sind in einer sozialtherapeutischen Abtei-
lung unterzubringen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen
Behandlungsprogrammen zur Verringerung ihrer erheb-
lichen Gefährlichkeit angezeigt ist. Eine erhebliche Gefähr-
lichkeit liegt vor, wenn schwerwiegende Straftaten gegen
Leib oder Leben, die persönliche Freiheit oder gegen die
sexuelle Selbstbestimmung zu erwarten sind.
(3) Andere Gefangene sollen in einer sozialtherapeutischen
Abteilung untergebracht werden, wenn die Teilnahme an
den dortigen Behandlungsprogrammen zur Erreichung des
Vollzugsziels angezeigt ist.
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(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, der
entweder den Abschluss der Behandlung zum voraussicht-
lichen Entlassungszeitpunkt erwarten lässt oder die Fort-
setzung der Behandlung nach der Entlassung ermöglicht.
Ist die Anordnung der Sicherungsverwahrung vorbehalten,
soll die Unterbringung zu einem Zeitpunkt erfolgen, der
den Abschluss der Behandlung noch während des Vollzugs
der Jugendstrafe erwarten lässt.
(5) Die Unterbringung wird beendet, wenn das Ziel der Be-
handlung aus Gründen, die in der Person der Gefangenen
liegen, nicht erreicht werden kann.“

12. Nach § 14 wird folgender § 14a eingefügt:
„§ 14a

Psychologische Intervention und Psychotherapie
Psychologische Intervention und Psychotherapie im Voll-
zug dienen insbesondere der Behandlung psychosozialer
Faktoren und psychischer Störungen des Verhaltens und
Erlebens, die in einem Zusammenhang mit der Straffällig-
keit stehen. Sie werden durch systematische Anwendung
wissenschaftlich fundierter psychologischer und psycho-
therapeutischer Methoden mit einem oder mehreren Ge-
fangenen durchgeführt.“

13. Die §§ 15 bis 19 werden wie folgt gefasst:
„§ 15

Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels
(1) Aufenthalte außerhalb der Anstalt ohne Aufsicht sind
insbesondere
1. das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden in Be-

gleitung einer von der Anstalt zugelassenen Person
(begleiteter Ausgang),

2. das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden ohne
Begleitung (unbegleiteter Ausgang),

3. das Verlassen der Anstalt für mehrere Tage (Langzeit-
ausgang) und

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt
(Freigang).

(2) Die Lockerungen sollen gewährt werden, wenn sie der
Erreichung des Vollzugsziels dienen und verantwortet wer-
den kann zu erproben, dass die Gefangenen sich dem Voll-
zug der Jugendstrafe nicht entziehen und die Lockerungen
nicht zu Straftaten missbrauchen werden.
(3) Durch Lockerungen wird die Vollstreckung der Jugend-
strafe nicht unterbrochen.

§ 16
Lockerungen aus sonstigen Gründen

Lockerungen sollen auch aus wichtigem Anlass gewährt
werden, wenn verantwortet werden kann zu erproben, dass
die Gefangenen sich dem Vollzug der Jugendstrafe nicht
entziehen und die Lockerungen nicht zu Straftaten miss-
brauchen werden. Wichtige Anlässe sind insbesondere die
Teilnahme an gerichtlichen Terminen, die medizinische Be-
handlung der Gefangenen sowie der Tod oder eine lebens-
gefährliche Erkrankung naher Angehöriger der Gefange-
nen. § 15 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 17
Weisungen für Lockerungen

Für Lockerungen sind die nach den Umständen des Einzel-
falles erforderlichen Weisungen zu erteilen. Bei der Ausge-
staltung der Lockerungen ist nach Möglichkeit auch den Be-
langen des Opfers der Straftaten Rechnung zu tragen.

§ 18
Ausführung, Außenbeschäftigung, Vorführung,

Ausantwortung
(1) Den Gefangenen kann das Verlassen der Anstalt unter
Aufsicht gestattet werden, wenn dies aus besonderen
Gründen notwendig ist (Ausführung). Die Gefangenen
können auch gegen ihren Willen ausgeführt werden. Liegt
die Ausführung ausschließlich im Interesse der Gefange-
nen, können ihnen die Kosten auferlegt werden, soweit dies
die Behandlung oder die Eingliederung nicht behindert oder
nicht anderweitig unbillig ist.
(2) Den Gefangenen kann gestattet werden, außerhalb der
Anstalt einer regelmäßigen Beschäftigung unter ständiger
Aufsicht oder unter Aufsicht in unregelmäßigen Abständen
(Außenbeschäftigung) nachzugehen. § 16 Satz 1 gilt ent-
sprechend.
(3) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Gefangene, denen
Ausgang nicht gewährt werden kann, vorgeführt.
(4) Gefangene dürfen befristet der Obhut eines Gerichts,
einer Staatsanwaltschaft, einer Dienststelle des Polizeivoll-
zugsdienstes oder einer Zoll- oder Finanzbehörde überlas-
sen werden (Ausantwortung).

§ 19
Vorbereitung der Eingliederung

(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliede-
rung sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Entlas-
sung in die Freiheit auszurichten. Die Gefangenen sind bei
der Ordnung ihrer persönlichen, wirtschaftlichen und sozia-
len Angelegenheiten zu unterstützen. Dies umfasst die Ver-
mittlung in nachsorgende Maßnahmen.
(2) Durch eine frühzeitige Zusammenarbeit mit Personen
und Einrichtungen außerhalb des Vollzugs soll insbeson-
dere erreicht werden, dass die Gefangenen nach ihrer Ent-
lassung über eine geeignete Unterbringung und eine Ar-
beits- oder Ausbildungsstelle verfügen. Bewährungshilfe
und Führungsaufsichtsstelle beteiligen sich frühzeitig an
der sozialen und beruflichen Eingliederung der Gefange-
nen. Den Personensorgeberechtigten und dem Jugendamt
wird die bevorstehende Entlassung mitgeteilt.
(3) Den Gefangenen können Aufenthalte in Einrichtungen
außerhalb des Vollzugs (Übergangseinrichtungen) sowie
ein zusammenhängender Langzeitausgang bis zu sechs
Monaten gewährt werden, wenn dies zur Vorbereitung der
Eingliederung erforderlich ist. Der Vollstreckungsleiter ist
vorher anzuhören. § 15 Abs. 2 und 3 und § 17 gelten ent-
sprechend.
(4) Zur Vorbereitung der Entlassung soll der Vollzug gelo-
ckert werden. In einem Zeitraum von sechs Monaten vor
der voraussichtlichen Entlassung sind den Gefangenen die
zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlichen Locke-
rungen zu gewähren, sofern nicht mit hoher Wahrschein-
lichkeit zu erwarten ist, dass die Gefangenen sich dem Voll-
zug der Jugendstrafe entziehen oder die Lockerungen zu
Straftaten missbrauchen werden. Außerdem sollen Ge-
fangene, die im offenen Vollzug untergebracht sind, heimat-
nah untergebracht werden.“

14. § 20 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird die Angabe „bis zum 6. Januar,“ durch

die Angabe „bis zum 2. Januar,“ ersetzt.
b) In Absatz 3 werden die Wörter „wenn der Gefangene zu

seiner Eingliederung hierauf dringend angewiesen ist“
durch die Wörter „wenn dies die Eingliederung des Ge-
fangenen erleichtert“ ersetzt.
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15. § 23 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Eine gemeinsame Unterbringung zum Zweck der medizi-
nischen Behandlung sowie gemeinsame Maßnahmen, ins-
besondere zur schulischen und beruflichen Qualifizierung,
sind zulässig.“

16. Die §§ 24 und 25 werden wie folgt gefasst:
„§ 24

Unterbringung während der Einschlusszeiten
(1) Die Gefangenen werden in ihren Hafträumen einzeln
untergebracht.
(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist zulässig
1. mit Zustimmung der Gefangenen, wenn schädliche

Einflüsse nicht zu befürchten sind, oder
2. wenn ein Gefangener hilfsbedürftig ist oder eine Gefahr

für Leben oder Gesundheit besteht.
(3) Darüber hinaus ist eine gemeinsame Unterbringung nur
vorübergehend und aus zwingenden Gründen zulässig.

§ 25
Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten

(1) Außerhalb der Einschlusszeiten dürfen sich die Ge-
fangenen in Gemeinschaft aufhalten.
(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschränkt
werden, wenn
1. ein schädlicher Einfluss auf andere Gefangene zu

befürchten ist,
2. es die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt erfordert

oder
3. dies aus erzieherischen Gründen angezeigt ist.“

17. In § 27 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
„Aus besonderen Gründen kann die Unterbringung auch
bis zu einem halben Jahr darüber hinaus erfolgen.“

18. § 28 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Werden eingebrachte Sachen, deren Aufbewahrung
nach Art oder Umfang nicht möglich ist, von den Gefan-
genen trotz Aufforderung nicht aus der Anstalt verbracht,
können diese auf Kosten der Gefangenen aus der Anstalt
entfernt, außerhalb der Anstalt verwahrt, verwertet oder
vernichtet werden. Für die Voraussetzungen und das Ver-
fahren der Verwertung und Vernichtung gilt § 29 Abs. 1
und 2 des Polizeigesetzes des Freistaates Sachsen
(SächsPolG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. August 1999 (SächsGVBl. S. 466), das zuletzt durch Ar-
tikel 20 und 20a des Gesetzes vom 27. Januar 2012
(SächsGVBl. S. 130, 141) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung.“

19. In § 30 werden die Absätze 1 und 2 wie folgt gefasst:
„(1) Die Gefangenen tragen Anstaltskleidung oder eigene
Kleidung. Näheres regelt der Anstaltsleiter.
(2) Für Reinigung und Instandsetzung eigener Kleidung
haben die Gefangenen auf ihre Kosten zu sorgen.“

20. In § 32 Abs. 4 Satz 1 wird vor dem Wort „Angehörigen“ das
Wort „nahen“ eingefügt.

21. § 33 wird wie folgt gefasst:
„§ 33

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sind ohne
Einwilligung der Gefangenen zulässig, um den Erfolg eines
Selbsttötungsversuchs zu verhindern. Eine Maßnahme

nach Satz 1 ist auch zulässig, wenn von Gefangenen eine
Gefahr für die Gesundheit anderer Personen ausgeht.
(2) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie Er-
nährung sind unbeschadet der Rechte der Personen-
sorgeberechtigten zwangsweise auch bei einer Gefahr für
das Leben oder einer schwerwiegenden Gefahr für die Ge-
sundheit der Gefangenen zulässig, wenn die Gefangenen
auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen
oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit der ärzt-
lichen Maßnahme nicht erkennen oder nicht nach dieser
Einsicht handeln können und eine Patientenverfügung im
Sinne des § 1901a Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs (BGB), deren Festlegungen auf die aktuelle Lebens-
und Behandlungssituation zutreffen und gegen die Durch-
führung der Maßnahmen gerichtet sind, der Anstalt nicht
vorliegt.
(3) Zwangsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen
nur angeordnet werden, wenn
1. erfolglos versucht worden ist, das auf Vertrauen ge-

gründete Einverständnis der Gefangenen zu der Unter-
suchung, Behandlung oder Ernährung zu erwirken,

2. die Gefangenen über Notwendigkeit, Art, Umfang und
Dauer der Maßnahmen durch einen Arzt aufgeklärt
wurden,

3. die Maßnahmen zur Abwendung einer Gefahr geeignet
und erforderlich sowie nicht mit erheblicher Gefahr für
Leben oder Gesundheit der Gefangenen verbunden
sind und

4. der zu erwartende Nutzen der Maßnahmen nicht außer
Verhältnis zum Behandlungsrisiko steht und den mög-
lichen Schaden der Nichtbehandlung deutlich über-
wiegt.

(4) Die Maßnahmen dürfen nur auf Anordnung und unter
Leitung eines Arztes durchgeführt werden, unbeschadet
der Leistung Erster Hilfe für den Fall, dass ein Arzt nicht
rechtzeitig erreichbar ist und die Gefahr nach Absatz 1 oder
Absatz 2 unmittelbar bevorsteht. Die Anordnung bedarf der
Zustimmung des Anstaltsleiters. Die Personensorge-
berechtigten und Verteidiger der Gefangenen sind un-
verzüglich zu benachrichtigen. Die Gründe und die Voraus-
setzungen für die Anordnung der Maßnahmen nach den
Absätzen 1 und 2, die ergriffenen Maßnahmen einschließ-
lich ihres Zwangscharakters, der Durchsetzungsweise, der
Wirkungsüberwachung sowie der Untersuchungs- und Be-
handlungsverlauf sind zu dokumentieren.
(5) Anordnungen von Maßnahmen nach den Absätzen 1
und 2 sind den Gefangenen unverzüglich bekannt zu ge-
ben. Sie sind darüber zu belehren, dass sie gegen die An-
ordnung Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen und
bei Gericht um einstweiligen Rechtsschutz ersuchen
können. Mit dem Vollzug einer Anordnung ist zu warten, bis
die Gefangenen Gelegenheit hatten, eine gerichtliche Ent-
scheidung herbeizuführen.
(6) Bei Gefahr im Verzug finden die Bestimmungen in Ab-
satz 3 Nr. 1 und 2, Absatz 4 Satz 2 sowie Absatz 5 keine An-
wendung. Die Voraussetzungen nach Absatz 3 Nr. 1 und 2,
Absatz 4 Satz 1 bis 3 sowie Absatz 5 Satz 2 sind unverzüg-
lich nachzuholen.
(7) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die
zwangsweise körperliche Untersuchung außer im Fall der
Absätze 1 und 2 zulässig, wenn sie nicht mit einem körper-
lichen Eingriff verbunden ist. Sie bedarf der Anordnung
eines Arztes und ist unter dessen Leitung durchzuführen.“
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22. Dem § 34 werden folgende Absätze 5 und 6 angefügt:
„(5) Erhalten Gefangene Leistungen nach Absatz 1 infolge
einer mutwilligen Selbstverletzung, sind sie in angemes-
senem Umfang an den Kosten zu beteiligen. Die Kosten-
beteiligung unterbleibt, wenn hierdurch die Erreichung des
Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung der Ge-
fangenen, gefährdet würde.
(6) Mit Zustimmung der Gefangenen soll die Anstalt ärzt-
liche Behandlungen, insbesondere Operationen oder pro-
thetische Maßnahmen, durchführen lassen, die die soziale
Eingliederung fördern. Die Kosten tragen die Gefangenen.
Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten
in begründeten Fällen in angemessenem Umfang überneh-
men.“

23. § 35 wird aufgehoben.

24. § 36 wird wie folgt gefasst:
„§ 36

Durchführung der medizinischen Leistungen,
Krankenbehandlung in besonderen Fällen,

Forderungsübergang
(1) Medizinische Diagnose, Behandlung und Versorgung
kranker und hilfsbedürftiger Gefangener erfolgen in der An-
stalt, erforderlichenfalls in einer hierfür besser geeigneten
Anstalt oder einem Vollzugskrankenhaus, ausnahmsweise
auch außerhalb des Vollzugs.
(2) Während Lockerungen oder des Vollzugs in freien For-
men haben die Gefangenen einen Anspruch auf medizi-
nische Leistungen gegen den Freistaat Sachsen in der Re-
gel nur in der für sie zuständigen Anstalt. § 16 bleibt
unberührt.
(3) Der Anspruch auf Leistungen nach § 34 ruht, solange
Gefangene aufgrund eines freien Beschäftigungsver-
hältnisses krankenversichert sind.
(4) Wird die Strafvollstreckung während einer Behandlung
von Gefangenen unterbrochen oder beendet, so hat der
Freistaat Sachsen nur diejenigen Kosten zu tragen, die bis
zur Unterbrechung oder Beendigung der Strafvollstreckung
angefallen sind.
(5) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Gefange-
nen infolge einer Körperverletzung gegen Dritte zustehen,
gehen insoweit auf das Land über, als den Gefangenen
Leistungen nach § 34 Abs. 1 zu gewähren sind. Von der
Geltendmachung der Ansprüche ist im Interesse Gefange-
ner abzusehen, wenn hierdurch die Erreichung des Vollzugs-
ziels, insbesondere die Eingliederung, gefährdet würde.“

25. Teil 4 wird wie folgt gefasst:
„Teil 4

Arbeitstherapeutische Maßnahmen,
Arbeitstraining, schulische und

berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit
§ 37

Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining,
schulische und berufliche

Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit
(1) Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schu-
lische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen und Arbeit
dienen insbesondere dem Ziel, den Gefangenen Fähigkeiten
zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit nach der Entlassung
zu vermitteln sowie vorhandene Fähigkeiten zu erhalten
und zu fördern.
(2) Das Zeugnis oder der Nachweis über eine schulische
und berufliche Qualifizierungsmaßnahme darf keinen Hin-
weis auf die Inhaftierung enthalten.

(3) Einem Gefangenen soll auf Antrag oder mit seiner Zu-
stimmung Arbeit zugewiesenen werden. Sofern den Ge-
fangenen Arbeit zugewiesen wird, soll diese möglichst
deren Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen entspre-
chen. § 11a Abs. 2 bleibt unberührt. Nehmen sie eine Arbeit
auf, gelten die von der Anstalt festgelegten Arbeitsbedin-
gungen. Die Arbeit darf nicht zur Unzeit niedergelegt wer-
den.
(4) Einem Gefangenen, der zum Freigang nach § 15 Abs. 1
Nr. 4 zugelassen ist, soll gestattet werden, einer Arbeit, Be-
rufsausbildung oder beruflichen Weiterbildung auf der
Grundlage eines freien Beschäftigungsverhältnisses oder
der Selbstbeschäftigung außerhalb der Anstalt nachzu-
gehen, wenn die Beschäftigungsstelle geeignet ist und
nicht überwiegende Gründe des Vollzugs entgegenstehen.
§ 17 gilt entsprechend. Das Entgelt ist der Anstalt zur Gut-
schrift für die Gefangenen zu überweisen.
(5) Hat ein Gefangener ein halbes Jahr lang gearbeitet, so
kann er beanspruchen, zehn Arbeitstage von der Arbeit frei-
gestellt zu werden. Zeiten, in denen der Gefangene infolge
Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert war, werden auf
das Halbjahr mit bis zu 15 Arbeitstagen angerechnet. Auf
die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang nach § 15
Abs. 1 Nr. 3 angerechnet, soweit er in die Arbeitszeit fällt.
Gleiches gilt für einen Langzeitausgang nach § 16, soweit
er nicht wegen des Todes oder einer lebensgefährlichen Er-
krankung naher Angehöriger erteilt worden ist. Der An-
spruch verfällt, wenn die Freistellung nicht innerhalb eines
Jahres nach seiner Entstehung erfolgt ist. Der Gefangene
erhält für die Zeit der Freistellung sein Arbeitsentgelt weiter.
Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhältnisse blei-
ben unberührt.
(6) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining,
schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen gilt
Absatz 5 entsprechend, sofern diese Maßnahmen den Um-
fang der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit errei-
chen.“

26. In § 46 wird dem Wortlaut folgender Satz vorangestellt:
„Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außer-
halb der Anstalt im Rahmen der Bestimmungen dieses Ge-
setzes zu verkehren.“

27. § 47 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Ausführungen oder Ausgänge, die der Pflege von Kon-
takten mit Angehörigen und Bezugspersonen dienen,
können angerechnet werden.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Der Anstaltsleiter kann über Absatz 1 hinausgehend
mehrstündige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeit-
besuche) zulassen, wenn dies zur Pflege der familiären,
partnerschaftlichen oder ihnen gleichzusetzender Kon-
takte der Gefangenen geboten erscheint und die Ge-
fangenen hierfür geeignet sind.“

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Besuche von Verteidigern, Rechtsanwälten, Nota-
ren und Beiständen nach § 69 JGG in einer die Ge-
fangenen betreffenden Rechtssache und Besuche von
Mitgliedern der Volksvertretungen des Bundes und der
Länder sowie des Europäischen Parlaments sind zu ge-
statten.“

28. § 48 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 wird das Wort „oder“ nach den Wörtern

„seine Eingliederung behindern,“ gestrichen.
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b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt:
„3. wenn bei minderjährigen Personen, die Opfer der

Straftaten waren, zu befürchten ist, dass die Be-
gegnung mit dem Gefangenen einen schädlichen
Einfluss auf sie hat, oder“.

c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.

29. Die §§ 49 bis 55 werden wie folgt gefasst:
„§ 49

Durchführung der Besuche
(1) Aus Gründen der Sicherheit in der Anstalt können Be-
suche davon abhängig gemacht werden, dass sich die Be-
sucher durchsuchen lassen. Die Durchsuchung von Vertei-
digern setzt voraus, dass konkrete Anhaltspunkte für die
Gefährdung der Sicherheit vorliegen.
(2) Besuche werden regelmäßig beaufsichtigt. Über Aus-
nahmen entscheidet der Anstaltsleiter. Die Beaufsichtigung
mit technischen Mitteln ist zulässig, wenn die Besucher und
die Gefangenen vor dem Besuch erkennbar darauf hin-
gewiesen werden. Eine Aufzeichnung findet nicht statt.
(3) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn Besucher
oder Gefangene gegen dieses Gesetz oder aufgrund die-
ses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Abmahnung
verstoßen. Die Abmahnung unterbleibt, wenn es unerläss-
lich ist, den Besuch sofort abzubrechen. Besuche dürfen
auch abgebrochen werden, wenn von Besuchern ein
schädlicher Einfluss auf Gefangene ausgeht.
(4) Gegenstände dürfen beim Besuch nicht übergeben wer-
den.
(5) Besuche von Verteidigern und Beiständen nach § 69
JGG sowie von Rechtsanwälten und Notaren in einer die
Gefangenen betreffenden Rechtssache werden nicht be-
aufsichtigt. Nicht beaufsichtigt werden ferner Besuche von
Mitgliedern der Volksvertretungen des Bundes und der
Länder, des Europäischen Parlaments, des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte, des Europäischen Komi-
tees zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe, der Parlamenta-
rischen Versammlung des Europarates, der Agentur der
Europäischen Union für Grundrechte und der weiteren Ein-
richtungen, mit denen der Kontakt aufgrund völkerrecht-
licher Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland
geschützt ist. Satz 2 gilt auch für den Bundesbeauftragten
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, den
Sächsischen Datenschutzbeauftragten und andere Lan-
desdatenschutzbeauftragte.
(6) Eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidigern und
Beiständen nach § 69 JGG sowie von Rechtsanwälten und
Notaren beim Besuch in einer den Gefangenen betreffenden
Rechtssache mitgeführten Schriftstücke, sonstigen Unter-
lagen und Datenträger ist nicht zulässig; Gleiches gilt beim
Besuch von Mitgliedern der Volksvertretungen des Bundes
und der Länder sowie des Europäischen Parlaments. Ab-
weichend von Absatz 4 dürfen Schriftstücke oder sonstige
Unterlagen den Gefangenen von ihrem Verteidiger, Rechts-
anwalt und Notar zur Erledigung in einer die Gefangenen
betreffenden Rechtssache übergeben werden. Bei dem
Besuch von Rechtsanwälten oder Notaren kann die Über-
gabe aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung in der An-
stalt von der Erlaubnis des Anstaltsleiters abhängig ge-
macht werden. Liegt dem Vollzug eine Straftat nach § 129a
StGB, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1 StGB, zugrun-
de, gelten § 148 Abs. 2 und § 148a der Strafprozessord-
nung (StPO) entsprechend; dies gilt nicht, wenn die Ge-
fangenen sich im offenen Vollzug befinden, der Vollzug in
freien Formen durchgeführt wird oder wenn ihnen Locke-

rungen nach § 15 gewährt worden sind und ein Grund, der
den Anstaltsleiter zur Aufhebung nach § 13 Abs. 2 und § 86
ermächtigt, nicht vorliegt. Satz 4 gilt auch, wenn eine Ju-
gendstrafe oder Freiheitsstrafe wegen einer Straftat nach
§ 129a StGB, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1 StGB
erst im Anschluss an den Vollzug der Jugendstrafe, der eine
Verurteilung wegen einer anderen Straftat zugrunde liegt,
zu vollstrecken ist.
(7) Der Anstaltsleiter kann im Einzelfall die Nutzung einer
Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum Schutz von
Personen oder zur Verhinderung einer Übergabe von Ge-
genständen erforderlich ist.

§ 50
Überwachung der Gespräche

Gespräche dürfen nur überwacht werden, soweit es im Ein-
zelfall aus Gründen der Erziehung oder der Sicherheit oder
Ordnung in der Anstalt erforderlich ist. § 49 Abs. 5 gilt ent-
sprechend. § 111 Abs. 3 Satz 4 bleibt unberührt.

§ 51
Telefongespräche

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefon-
gespräche zu führen. Die §§ 49 bis 50 gelten entsprechend.
Darüber hinaus können Telefongespräche mit Personen,
die Opfer der Straftaten waren, versagt werden. Die Anord-
nung der Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen
rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs und den Ge-
sprächspartnern der Gefangenen unmittelbar nach Her-
stellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefange-
nen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die
Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang
übernehmen.
(3) Die Anstalt kann die Bereitstellung und den Betrieb von
Telekommunikationsanlagen, die Bereitstellung, Vermie-
tung oder Ausgabe von Telekommunikationsgeräten sowie
von anderen Geräten der Telekommunikation einem Dritten
gestatten oder übertragen.
(4) Innerhalb des Geländes der Anstalten sind der Besitz
und die Benutzung von Mobilfunkendgeräten verboten. Für
den offenen Vollzug kann der Anstaltsleiter abweichende
Regelungen treffen.
(5) Die Anstalten dürfen technische Geräte
1. zur Auffindung von Mobilfunkendgeräten,
2. zur Aktivierung von Mobilfunkendgeräten zum Zwecke

der Auffindung und
3. zur Störung von Frequenzen, die der Herstellung un-

erlaubter Mobilfunkverbindungen auf dem Anstalts-
gelände dienen,

betreiben. Sie haben hierbei die von der Bundesnetzagen-
tur gemäß § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommunikations-
gesetzes (TKG) vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), das
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 2012
(BGBl. I S. 958) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, festgelegten Rahmenbedingungen zu beach-
ten. Der Mobilfunkverkehr außerhalb des Geländes der An-
stalten darf nicht beeinträchtigt werden.

§ 52
Schriftwechsel

(1) Die Gefangenen haben das Recht, Schreiben abzusen-
den und zu empfangen.
(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Gefangenen.
Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten
in begründeten Fällen in angemessenem Umfang über-
nehmen.
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§ 53
Untersagung des Schriftwechsels

Der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten
Personen untersagen,
1. wenn die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt gefähr-

det würde,
2. bei Personen, die nicht Angehörige der Gefangenen im

Sinne von § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB sind, wenn zu befürch-
ten ist, dass der Schriftwechsel einen schädlichen Ein-
fluss auf die Gefangenen hat oder die Erreichung des
Vollzugsziels behindert,

3. bei minderjährigen Personen, die Opfer der Straftaten
waren, wenn zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel
mit den Gefangenen einen schädlichen Einfluss auf sie
hat, oder

4. wenn die Personenberechtigten nicht einverstanden
sind.

§ 54
Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung

von Schreiben
(1) Die Gefangenen haben das Absenden und den Emp-
fang von Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen,
soweit nichts anderes gestattet ist. Ein- und ausgehende
Schreiben sind unverzüglich weiterzuleiten.
(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden in der Regel in
Anwesenheit des Gefangenen auf verbotene Gegenstände
kontrolliert. Der Anstaltsleiter kann abweichende Regelun-
gen treffen.
(3) Der Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren Verteidi-
gern sowie mit Rechtsanwälten und Notaren in einer die
Gefangenen betreffenden Rechtssache wird nicht nach Ab-
satz 2 kontrolliert. § 49 Abs. 6 Satz 4 und 5 gilt entspre-
chend.
(4) Nicht nach Absatz 2 kontrolliert werden ferner Schrei-
ben der Gefangenen an Volksvertretungen des Bundes
und der Länder sowie an deren Mitglieder, soweit die
Schreiben an die Anschriften dieser Volksvertretungen ge-
richtet sind und den Absender zutreffend angeben. Ent-
sprechendes gilt für Schreiben an das Europäische Parla-
ment und dessen Mitglieder, den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte, das Europäische Komitee
zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedri-
gender Behandlung oder Strafe, den Ausschuss der Verein-
ten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unteraus-
schuss zur Verhütung von Folter und die entsprechenden
Nationalen Präventionsmechanismen, die Parlamenta-
rische Versammlung des Europarates, die Agentur der Eu-
ropäischen Union für Grundrechte, die konsularische Ver-
tretung ihres Heimatlandes und weitere Einrichtungen, mit
denen der Schriftverkehr aufgrund völkerrechtlicher Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland geschützt
ist. Satz 1 gilt auch für den Schriftverkehr mit dem Bundes-
beauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei-
heit, dem Sächsischen Datenschutzbeauftragten und an-
deren Landesdatenschutzbeauftragten. Nicht kontrolliert
werden ferner Schreiben der Gefangenen an Gerichte,
Staatsanwaltschaften und die Aufsichtsbehörde. Schreiben
der in den Sätzen 1 bis 3 genannten Stellen, die an die Ge-
fangenen gerichtet sind, werden nicht nach Absatz 2 kon-
trolliert, sofern die Identität des Absenders zweifelsfrei fest-
steht. § 111 Abs. 3 Satz 4 bleibt unberührt.
(5) Die Gefangenen haben eingegangene Schreiben unver-
schlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet
wird. Sie können sie verschlossen zu ihrer Habe geben.

§ 55
Überwachung des Schriftwechsels

Der Schriftwechsel darf nur überwacht werden, soweit es
im Einzelfall aus Gründen der Erziehung oder der Sicher-
heit oder Ordnung in der Anstalt erforderlich ist. § 54 Abs. 3
und 4 gilt entsprechend.“

30. Nach § 55 werden folgende §§ 55a, 55b eingefügt:
„§ 55a

Anhalten von Schreiben
(1) Der Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten, wenn
1. die Erreichung des Vollzugsziels oder die Sicherheit

oder Ordnung in der Anstalt gefährdet würde,
2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf-

oder Bußgeldtatbestand verwirklichen würde,
3. sie an Opfer der Straftaten gerichtet sind,
4. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstel-

lungen von Anstaltsverhältnissen oder grobe Beleidi-
gungen enthalten,

5. sie die Eingliederung anderer Gefangener gefährden
können oder

6. sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unverständ-
lich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden
Sprache abgefasst sind.

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen
von Anstaltsverhältnissen enthalten, kann ein Begleit-
schreiben beigefügt werden, wenn die Gefangenen auf
dem Absenden bestehen.
(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird das den Ge-
fangenen mitgeteilt. Angehaltene Schreiben werden an
den Absender zurückgegeben oder, sofern dies unmöglich
oder aus besonderen Gründen nicht angezeigt ist, ver-
wahrt.
(4) Schreiben, deren Kontrolle nach § 54 Abs. 3 und 4 aus-
geschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 55b
Andere Formen der Telekommunikation

Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation
im Sinne des Telekommunikationsgesetzes durch die Auf-
sichtsbehörde kann der Anstaltsleiter den Gefangenen ge-
statten, diese Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Be-
stimmungen dieses Abschnitts gelten entsprechend.“

31. Dem § 56 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
„Der Versand kann untersagt werden, wenn die Sicherheit
oder Ordnung in der Anstalt gefährdet würde oder ein
schädlicher Einfluss auf Opfer der Straftaten zu befürchten
wäre.“

32. § 57 wird wie folgt gefasst:
„§ 57

Vergütung
(1) Die Gefangenen erhalten eine Vergütung in Form von
1. finanzieller Anerkennung für die Teilnahme an Maßnah-

men nach § 11a Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 bis 10 und Satz 2,
soweit sie nach § 11a Abs. 2 für zwingend erforderlich
erachtet wurden oder Teil des Behandlungsprogramms
der sozialtherapeutischen Abteilung sind und die Ge-
fangenen wegen der Teilnahme an diesen Maßnahmen
keine nach den Nummern 2 oder 3 vergütete Maßnah-
me oder Arbeit ausüben können,

2. Ausbildungsbeihilfe für die Teilnahme an schulischen
und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen nach
§ 11a Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 oder
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3. Arbeitsentgelt für arbeitstherapeutische Maßnahmen
oder Arbeitstraining nach § 11a Abs. 1 Satz 1 Nr. 12
oder für Arbeit nach § 11a Abs. 1 Satz 1 Nr. 13.

(2) Der Bemessung der Vergütung sind neun Prozent der
Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB IV) – Gemeinsame Vorschriften für die
Sozialversicherung – in der Fassung der Bekanntmachung
vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973, 2011 I
S. 363), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. De-
zember 2012 (BGBl. I S. 2474) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung, zugrunde zu legen (Eckver-
gütung). Ein Tagessatz ist der 250. Teil der Eckvergütung;
die Vergütung kann nach einem Stundensatz bemessen
werden.
(3) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme und
Leistung der Gefangenen gestuft werden. Sie beträgt min-
destens 60 Prozent der Eckvergütung. Das Staatsministe-
rium der Justiz und für Europa wird ermächtigt, eine
Rechtsverordnung über die Vergütungsstufen nach Satz 1
zu erlassen.
(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu ent-
richten sind, kann vom Arbeitsentgelt oder der Ausbildungs-
beihilfe ein Betrag einbehalten werden, der dem Anteil der
Gefangenen am Beitrag entsprechen würde, wenn sie die-
se Vergütung als Arbeitnehmer erhielten.
(5) Die Höhe der Vergütung ist den Gefangenen schriftlich
bekannt zu geben.
(6) Die Gefangenen, die an schulischen und beruflichen
Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen, erhalten hierfür
nur eine Ausbildungsbeihilfe, soweit kein Anspruch auf
Leistungen zum Lebensunterhalt besteht, die außerhalb
des Vollzugs aus solchem Anlass gewährt werden.“

33. § 58 wird aufgehoben.

34. § 59 wird wie folgt gefasst:
„§ 59

Taschengeld
(1) Gefangenen, die ohne eigenes Verschulden nicht über
ausreichendes Arbeitsentgelt oder über ausreichende Aus-
bildungsbeihilfe verfügen, wird auf Antrag ein angemesse-
nes Taschengeld gewährt, falls sie bedürftig sind. Bedürftig
sind Gefangene, soweit ihnen im laufenden Monat aus
Hausgeld nach § 60 und Eigengeld nach § 61 nicht ein Be-
trag bis zur Höhe des Taschengeldes zur Verfügung steht.
Finanzielle Anerkennungen nach § 57 Abs. 1 Nr. 1 bleiben
bis zur Höhe des Taschengeldbetrages unberücksichtigt.
(2) Das Taschengeld beträgt 14 Prozent der Eckvergütung
nach § 57 Abs. 2. Es kann insbesondere im ersten Monat
des Vollzugs im Voraus gewährt werden. Gehen den Ge-
fangenen im Falle der Vorauszahlung im Laufe des Monats
Gelder zu, wird zum Ausgleich ein Betrag bis zur Höhe des
gewährten Taschengeldes einbehalten.
(3) Der Anspruch auf Taschengeld kann für die Dauer von
bis zu drei Monaten entfallen, wenn den Gefangenen ein
Betrag nach Absatz 1 Satz 2 deshalb nicht zur Verfügung
steht, weil sie eine ihnen angebotene zumutbare Arbeit
nicht angenommen haben oder eine ausgeübte Arbeit ver-
schuldet verloren haben.
(4) Die Gefangenen dürfen über das Taschengeld im Rah-
men der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Es wird
dem Hausgeldkonto gutgeschrieben.
(5) Leistet ein Gefangener gemeinnützige Arbeit, kann das
Taschengeld angemessen erhöht werden.“

35. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt:
„§ 59a

Konten, Bargeld
(1) Gelder der Gefangenen werden auf Hausgeld- und
Eigengeldkonten in der Anstalt geführt.
(2) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist den Gefange-
nen nicht gestattet. Über Ausnahmen entscheidet der An-
staltsleiter.
(3) Geld in Fremdwährung wird zur Habe genommen.“

36. Dem § 60 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Die Gefangenen dürfen über das Hausgeld im Rahmen
der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Der An-
spruch auf Auszahlung ist nicht übertragbar.“

37. § 61 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Eigengeld besteht aus den Beträgen, die die
Gefangenen bei Strafantritt in die Anstalt mitbringen
und die sie während der Haftzeit erhalten und den Tei-
len der Vergütung, die nicht als Hausgeld oder
Überbrückungsgeld in Anspruch genommen werden.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Gefangenen können über das Eigengeld ver-
fügen, soweit dieses nicht als Überbrückungsgeld not-
wendig ist. § 31 Abs. 2 bis 5, §§ 60 und 61a bleiben un-
berührt.“

38. Nach § 61 wird folgender § 61a eingefügt:
„§ 61a

Zweckgebundene Einzahlungen
Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten
der Gesundheitsfürsorge und der Aus- und Fortbildung,
und für Maßnahmen der Pflege sozialer Beziehungen, ins-
besondere Telefonkosten und Fahrtkosten anlässlich Lo-
ckerungen, kann zweckgebunden Geld eingezahlt werden.
Das Geld darf nur für diese Zwecke verwendet werden. Der
Anspruch auf Auszahlung ist nicht übertragbar.“

39. § 62 wird wie folgt gefasst:
„§ 62

Überbrückungsgeld
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, ein Über-
brückungsgeld in der Höhe zu bilden, die zur Vorbereitung
der Entlassung erforderlich ist. Über diese Möglichkeit sind
die Gefangenen frühzeitig zu informieren. Einmal gebilde-
tes Überbrückungsgeld darf nur gemäß den Absätzen 2
und 3 verwendet werden.
(2) Das Überbrückungsgeld wird den Gefangenen so zur
Verfügung gestellt, dass sie darüber vor der Entlassung für
Ausgaben zur Entlassungsvorbereitung verfügen können.
(3) Der Anstaltsleiter soll gestatten, dass Gefangene das
Überbrückungsgeld zur Entschädigung von Opfern ihrer
Straftaten in Anspruch nehmen können.“

40. § 64 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Gefangenen sind zu einvernehmlicher Streitbei-
legung zu befähigen.“

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Die Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 2 bis 4.

41. § 65 wird wie folgt geändert:
a) § 65 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 kann der Anstalts-
leiter allgemein anordnen, dass bei der Aufnahme der
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Gefangenen, vor und nach Kontakten mit Besuchern
sowie vor und nach jeder unbeaufsichtigten Abwesen-
heit von der Anstalt in der Regel eine mit einer Entklei-
dung verbundene körperliche Durchsuchung vorzuneh-
men ist. Dies gilt nicht bei Kontakten mit den in § 49
Abs. 5 genannten Besuchern.“

b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Die Anordnung nach Absatz 2 ist zu begründen.
Durchführung und Ergebnis der Durchsuchungen nach
den Absätzen 2 und 3 sind aktenkundig zu machen.“

42. § 67 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. die Feststellung äußerlicher körperlicher Merk-
male und“.

b) Nummer 4 wird aufgehoben.
c) Nummer 5 wird Nummer 4.

43. Dem § 68a Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„§ 49 Abs. 2 Satz 4 bleibt unberührt.“

44. § 69 wird wie folgt gefasst:
„§ 69

Maßnahmen zur Feststellung
von Suchtmittelgebrauch

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung in
der Anstalt kann der Anstaltsleiter allgemein oder im Einzel-
fall Maßnahmen, insbesondere den Einsatz geeigneter
technischer Verfahren und technischer Mittel, zum Nach-
weis des Konsums von Suchtmitteln anordnen, um deren
Gebrauch festzustellen. Diese Maßnahmen dürfen nicht
mit einem körperlichen Eingriff verbunden sein.
(2) Verweigern Gefangene die Mitwirkung an Maßnahmen
nach Absatz 1 ohne hinreichenden Grund, ist davon auszu-
gehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.
(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festgestellt,
können die Kosten der Maßnahmen den Gefangenen auf-
erlegt werden.“

45. Nach § 69 wird folgender § 69a eingefügt:
„§ 69a

Auslesen von Datenspeichern
(1) Der Anstaltsleiter kann das Auslesen von Datenspei-
chern schriftlich anordnen, die Gefangene ohne Erlaubnis
besitzen, soweit dies zur Erreichung des Vollzugsziels,
zum Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten der
Gefangenen, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord-
nung in der Anstalt oder zur Sicherung des Vollzugs erfor-
derlich ist. Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die
Möglichkeit des Auslesens von Datenspeichern zu beleh-
ren.
(2) Die beim Auslesen erhobenen personenbezogenen Da-
ten dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zu den in Ab-
satz 1 genannten Zwecken erforderlich ist. Sie dürfen nicht
weiter verarbeitet werden, soweit sie zum Kernbereich der
privaten Lebensgestaltung Gefangener oder Dritter ge-
hören.
(3) Die beim Auslesen erhobenen personenbezogenen Da-
ten sind unverzüglich zu löschen, soweit eine Verarbeitung
nach Absatz 2 unzulässig ist. Die übrigen personenbezoge-
nen Daten sind spätestens 72 Stunden nach dem Ende des
Auslesens zu löschen, soweit nicht die weitere Aufbewah-
rung im Einzelfall zu Beweiszwecken unerlässlich ist.“

46. Dem § 70 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt veranlasste
Fahndung nicht alsbald zur Wiederergreifung, so sind die
weiteren Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde zu über-
lassen.“

47. § 71 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. die Trennung von allen anderen Gefangenen

(Absonderung),“.
bb) In Nummer 4 werden die Wörter „der Entzug oder“

gestrichen.
b) In Absatz 3 wird das Wort „und“ durch das Wort „bis“ er-

setzt.
c) Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 4 und 5

eingefügt:
„(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer
ist nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer in der Per-
son der Gefangenen liegenden Gefahr unerlässlich ist.
(5) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder
an den Füßen angelegt werden. Im Interesse der Ge-
fangenen kann der Anstaltsleiter eine andere Art der
Fesselung anordnen. Die Fesselung wird zeitweise ge-
lockert, soweit dies notwendig ist.“

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6.

48. Die §§ 72 und 73 werden aufgehoben.

49. § 74 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Dies gilt nicht für die Fälle des § 71 Abs. 6.“
b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „§ 71 Abs. 2 Nr. 5 und 6“ wird durch die
Angabe „§ 71 Abs. 2 Nr. 3, 5 und 6“ ersetzt und
nach dem Wort „Aufsichtsbehörde“ werden die
Wörter „und auf Antrag der Gefangenen ihrem
Verteidiger“ eingefügt.

bb) Das Wort „drei“ wird durch das Wort „zwei“ ersetzt.
cc) Es wird folgender Satz angefügt:

„Absonderung und Unterbringung im besonders
gesicherten Haftraum von jeweils mehr als 20 Ta-
gen Gesamtdauer innerhalb von zwölf Monaten
bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde.“

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Während der Absonderung und Unterbringung im
besonders gesicherten Haftraum sind die Gefangenen
in besonderem Maße zu betreuen. Sind die Gefange-
nen darüber hinaus gefesselt, sind sie durch einen Be-
diensteten ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt
zu beobachten.“

50. § 75 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Transports“

die Wörter „sowie bei Bewegungen innerhalb der An-
stalt“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Der Arzt ist regelmäßig zu hören, sobald die Ge-
fangenen länger als 24 Stunden abgesondert sind.“

51. § 76 wird aufgehoben.

52. In § 77 Abs. 4 wird das Wort „dienstlich“ durch die Wörter
„durch die Aufsichtsbehörde“ ersetzt.

53. § 79 wird aufgehoben.
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54. § 81 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Freizeitbeschäfti-

gung“ die Wörter „mit Ausnahme des Lesestoffs“ ein-
gefügt.

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. die Beschränkung oder der Entzug des Aufenthalts

in Gemeinschaft oder der Teilnahme an einzelnen
Freizeitveranstaltungen bis zur Dauer einer Woche.“

55. § 82 wird wie folgt gefasst:
„§ 82

Disziplinarmaßnahmen
(1) Disziplinarmaßnahmen dürfen nur angeordnet werden,
wenn erzieherische Maßnahmen nach § 81 nicht ausrei-
chen, um dem Gefangenen das Unrecht seiner Handlung
zu verdeutlichen. Zu berücksichtigen ist ferner eine aus
demselben Anlass angeordnete besondere Sicherungs-
maßnahme.
(2) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden,
wenn die Gefangenen rechtswidrig und schuldhaft
1. andere Personen verbal oder tätlich angreifen,
2. Lebensmittel oder fremde Sachen zerstören oder be-

schädigen,
3. in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoßen oder

eine Ordnungswidrigkeit begehen,
4. verbotene Gegenstände in die Anstalt einbringen, sich

an deren Einbringung beteiligen, sie besitzen oder wei-
tergeben,

5. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende
Stoffe konsumieren,

6. entweichen oder zu entweichen versuchen,
7. sich zugewiesenen Aufgaben entziehen oder
8. wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflich-

ten verstoßen, die ihnen durch dieses Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes auferlegt sind, und dadurch das
geordnete Zusammenleben in der Anstalt stören.

(3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind
1. die Beschränkung oder der Entzug des Fernsehemp-

fangs bis zu zwei Monaten,
2. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände

für die Freizeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lese-
stoffs bis zu zwei Monaten,

3. die Beschränkung oder der Entzug des Aufenthalts in
Gemeinschaft oder der Teilnahme an einzelnen Frei-
zeitveranstaltungen bis zu zwei Monaten und

4. die Beschränkung oder der Entzug der Verfügung über
das Hausgeld und des Einkaufs bis zu zwei Monaten.

(4) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander
verbunden werden.
(5) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, wenn wegen
derselben Verfehlung ein Straf- oder Bußgeldverfahren ein-
geleitet wird.“

56. § 83 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Sie kann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn
die Gefangenen die ihr zugrundeliegenden Erwartun-
gen nicht erfüllen.“

b) Absatz 4 wird aufgehoben.

57. § 85 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind sowohl
belastende als auch entlastende Umstände zu ermit-
teln. Der betroffene Gefangene wird gehört. Er wird
darüber unterrichtet, welche Verfehlungen ihm zur Last

gelegt werden. Er ist darauf hinzuweisen, dass es ihm
freisteht sich zu äußern. Die Erhebungen werden in
einer Niederschrift festgelegt; die Einlassung des Ge-
fangenen wird vermerkt.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurtei-
len sind, werden durch eine Entscheidung geahndet.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und dem neuen
Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Die Personensorgeberechtigten und der Verteidiger
sind zu benachrichtigen.“

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4
und 5 und dem Wortlaut des neuen Absatzes 5 wird fol-
gender Satz vorangestellt:
„Vor der Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme
erhalten die Gefangenen Gelegenheit, sich zu dem Er-
gebnis der Ermittlungen und der beabsichtigten Diszi-
plinarmaßnahme zu äußern.“

e) Der bisherige Absatz 5 wird aufgehoben.

58. § 86 wird wie folgt gefasst:
„§ 86

Aufhebung von Maßnahmen
(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner
Angelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet sich
nach den Absätzen 2 bis 4, soweit dieses Gesetz keine ab-
weichende Bestimmung enthält.
(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise
mit Wirkung für die Vergangenheit und die Zukunft zu-
rückgenommen werden.
(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise
mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
1. aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt ge-

wordener Umstände die Maßnahmen hätten versagt
oder die Anordnungen hätten unterlassen werden
können,

2. die Maßnahmen missbraucht werden oder
3. Weisungen nicht befolgt werden.
(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach Absatz 2
oder 3 nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen In-
teressen an der Aufhebung in Abwägung mit dem
schutzwürdigen Vertrauen der Betroffenen auf den Be-
stand der Maßnahmen überwiegen. Davon ist insbesonde-
re auszugehen, wenn eine Maßnahme unerlässlich ist, um
die Sicherheit in der Anstalt zu gewährleisten.
(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.“

59. § 88 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden das Wort „darf“ durch die Wörter

„und die Aufsichtsbehörde dürfen“ und das Wort „ihr“
durch das Wort „ihnen“ ersetzt.

b) Absatz 4 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:
„1. die Vorbereitung und Durchführung von Maß-

nahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe,
Bewährungshilfe, Führungsaufsicht oder foren-
sischen Ambulanzen,“.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „darf die Anstalt“

durch die Wörter „hat die Anstalt oder die Auf-
sichtsbehörde“ und das Wort „mitteilen“ durch das
Wort „mitzuteilen“ ersetzt sowie nach dem Wort
„bevorsteht“ die Wörter „und wie die Entlassungs-
adresse lautet“ eingefügt.

bb) Es werden die folgenden Sätze angefügt:
„Den Verletzten einer Straftat ist auf schriftlichen
Antrag Auskunft über die Unterbringung der Ge-
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fangenen im offenen Vollzug, der Gewährung von
Lockerungen des Vollzugs und von Weisungen
nach § 17 Satz 2 zu erteilen, wenn sie ein berech-
tigtes Interesse darlegen und kein überwiegendes
schutzwürdiges Interesse der Gefangenen am
Ausschluss der Mitteilung vorliegt. Der Darlegung
eines berechtigten Interesses bedarf es nicht,
wenn der Verletzte Opfer einer Straftat war, für die
in den in § 395 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 StPO genannten
Fällen die Möglichkeit der Erhebung der Neben-
klage besteht sowie in den Fällen des § 395
Abs. 3 StPO.“

60. In § 89 Abs. 2 wird das Wort „Mitwirkung“ durch das Wort
„Kenntnis“ ersetzt.

61. § 90 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Mit Ausnahme des religiösen oder weltanschau-
lichen Bekenntnisses und personenbezogener Daten
von Gefangenen, die anlässlich ärztlicher Untersuchun-
gen erhoben worden sind, dürfen Daten von Gefange-
nen in der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden,
soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben erfor-
derlich ist; § 88 Abs. 6 und 7 sowie § 89 Abs. 3 bleiben
unberührt.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Anstalt“ die

Wörter „und der Aufsichtsbehörde“ eingefügt.
bb) In Satz 2 wird das Wort „sollen“ durch das Wort

„haben“ ersetzt, nach dem Wort „Anstaltsleiter“
wird das Wort „zu“ und nach dem Wort „Anstalt“
werden die Wörter „oder der Aufsichtsbehörde“
eingefügt.

cc) In Satz 3 werden nach dem Wort „sind“ die Wörter
„gegenüber dem Anstaltsleiter“ eingefügt.

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Sofern Ärzte, Psychologen, Sozialarbeiter oder
Sozialpädagogen außerhalb des Vollzugs mit der
Untersuchung, Behandlung oder Betreuung von Ge-
fangenen beauftragt werden, gilt Absatz 2 mit der Maß-
gabe entsprechend, dass sie auch zur Unterrichtung
eines Arztes der Anstalt oder eines für den Gefangenen
zuständigen Psychologen, Sozialarbeiters oder So-
zialpädagogen der Anstalt befugt sind.“

62. In § 92 Abs. 5 Satz 1 werden die Wörter „sowie den Straf-
vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden“ durch die
Wörter „, den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungs-
behörden sowie den Sozialen Diensten der Justiz, den
Führungsaufsichtsstellen und forensischen Ambulanzen“
ersetzt.

63. § 93 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Nr. 2 wird die Angabe „§ 97“ durch die An-

gabe „§§ 95 und 97“ ersetzt.
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Berichtigung unrichtiger Daten richtet sich nach
§ 19 SächsDSG.“

64. § 94 wird wie folgt gefasst:
„§ 94

Auskunft an den Betroffenen, Akteneinsicht
Der Betroffene erhält nach Maßgabe des § 18 SächsDSG
Auskunft und, soweit eine Auskunft für die Wahrnehmung
seiner rechtlichen Interessen nicht ausreicht und er hierfür
auf die Einsichtnahme angewiesen ist, Akteneinsicht.“

65. § 98 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Haft- und Funktionsräume sind zweckentsprechend
auszustatten.“

66. In § 99 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „während der Ruhe-
zeit“ gestrichen.

67. Dem § 102 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Für die Betreuung von Gefangenen mit vorbehaltener
Sicherungsverwahrung ist besonders qualifiziertes Perso-
nal vorzusehen und eine fachübergreifende Zusammen-
arbeit zu gewährleisten. Soweit erforderlich, sind externe
Fachkräfte einzubeziehen.“

68. § 106 wird aufgehoben.

69. Dem § 107 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Näheres regelt die Aufsichtsbehörde.“

70. § 108 wird wie folgt gefasst:
„§ 108

Hausordnung
Der Anstaltsleiter erlässt zur Gestaltung und Organisation
des Vollzugsalltags eine Hausordnung auf der Grundlage
dieses Gesetzes. Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zu-
stimmung vorbehalten.“

71. § 111 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Sächsischen“ gestrichen
und es werden nach dem Wort „Landkreises“ die
Wörter „, in dem die jeweilige Anstalt belegen ist,“
eingefügt.

bb) In Satz 6 wird das Wort „Sächsischen“ gestrichen.
b) Absatz 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Sie fördern das Verständnis für den Vollzug und seine
gesellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu
öffentlichen und privaten Einrichtungen. Sie sind eben-
so Ansprechpartner für den Personalrat.“

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Mit Zustimmung der Gefangenen kann der Anstaltslei-
ter dem Beirat oder einzelnen Mitgliedern aus den Ge-
fangenenpersonalakten Mitteilungen machen oder sie
Einsicht nehmen lassen, soweit dies zur Erfüllung der
Aufgaben des Beirats erforderlich ist.“

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt:
„(5) Näheres regelt die Aufsichtsbehörde.“

72. § 115 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe „Abs. 4“ durch die Angabe

„Abs. 3“ ersetzt.
b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Für einen bei Inkrafttreten des Gesetzes über den
Vollzug der Freiheitsstrafe und des Strafarrests im Frei-
staat Sachsen sowie zur Änderung weiterer Gesetze
bereits erworbenen Anspruch auf Freistellung von der
Arbeit gilt § 58 Abs. 3 bis 8 SächsJStVollzG in der am
31. Mai 2013 geltenden Fassung fort.“
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Artikel 3
Änderung des Sächsischen

Untersuchungshaftvollzugsgesetzes

Das Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft im Frei-
staat Sachsen (Sächsisches Untersuchungshaftvollzugs-
gesetz – SächsUHaftVollzG) vom 14. Dezember 2010
(SächsGVBl. S. 414) wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) In der Angabe zu § 12 werden die Wörter „Arbeit, Bil-

dung und Freizeit“ durch das Wort „Einschlusszeiten“
ersetzt.

b) Die Angabe zu § 13 wird wie folgt gefasst:
„§ 13 Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten“.

c) Die Angabe zu § 28 wird wie folgt gefasst:
„§ 28 Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselek-

tronik“.
d) Die Angaben zu den §§ 34 bis 40 werden wie folgt ge-

fasst:
„§ 34 Durchführung der Besuche
§ 35 Überwachung der Gespräche
§ 36 Telefongespräche
§ 37 Schriftwechsel, Untersagung des Schriftwech-

sels
§ 38 Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung

von Schreiben
§ 39 Überwachung des Schriftwechsels
§ 40 Anhalten von Schreiben“.

e) In der Angabe zu § 47 wird das Wort „Suchtmittelkon-
sum“ durch das Wort „Suchtmittelgebrauch“ ersetzt.

f) Nach der Angabe zu § 47 wird folgende Angabe zu
§ 47a eingefügt:
„§ 47a Auslesen von Datenspeichern“.

g) Die Angaben zu den §§ 50 und 51 werden wie folgt ge-
fasst:
„§ 50 (aufgehoben)
§ 51 (aufgehoben)“.

h) Die Angaben zu den §§ 58 bis 60 werden wie folgt ge-
fasst:
„§ 58 (aufgehoben)
§ 59 Disziplinarmaßnahmen
§ 60 (aufgehoben)“.

i) Die Angabe zu § 74 wird wie folgt gefasst:
„§ 74 Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Ge-

sundheitsfürsorge, besondere Sicherungsmaß-
nahmen, unmittelbarer Zwang“.

j) Die Angabe zu Teil 14 wird wie folgt gefasst:
„Teil 14

Datenschutz, Kriminologische Forschung“.
k) Nach der Angabe zu § 88 wird folgende Angabe zu

§ 88a eingefügt:
„§ 88a Kriminologische Forschung“.

2. In § 6 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „wirtschaftlichen und
sozialen“ durch die Wörter „wirtschaftlichen, sozialen und
gesundheitlichen“ ersetzt.

3. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „die“ durch die Wörter

„ein Exemplar der“ ersetzt.
b) In Absatz 4 wird das Wort „alsbald“ durch das Wort „un-

verzüglich“ ersetzt.

4. § 9 Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Liegt die Ausführung ausschließlich im Interesse des Un-
tersuchungsgefangenen, können ihm die Kosten auferlegt
werden, soweit dies nicht unbillig ist.“

5. § 11 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Eine gemeinsame Unterbringung zum Zweck der medi-
zinischen Behandlung sowie gemeinsame Maßnahmen,
insbesondere Arbeit und Berufs- und Schulausbildung, sind
zulässig.“

6. Die §§ 12 und 13 werden wie folgt gefasst:
„§ 12

Unterbringung während der Einschlusszeiten
(1) Die Untersuchungsgefangenen werden in ihren Hafträu-
men einzeln untergebracht.
(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist zulässig
1. mit Zustimmung der Untersuchungsgefangenen oder
2. wenn ein Untersuchungsgefangener hilfsbedürftig ist

oder eine Gefahr für Leben oder Gesundheit besteht.
(3) Darüber hinaus ist eine gemeinsame Unterbringung nur
vorübergehend und aus zwingenden Gründen zulässig.

§ 13
Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten

(1) Außerhalb der Einschlusszeiten dürfen sich die Unter-
suchungsgefangenen in Gemeinschaft aufhalten.
(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschränkt
werden, soweit es zur Gewährleistung der Sicherheit oder
Ordnung in der Anstalt erforderlich ist.“

7. In § 14 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
„Aus besonderen Gründen kann die Unterbringung auch
bis zu einem halben Jahr darüber hinaus erfolgen.“

8. § 15 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Werden eingebrachte Sachen, deren Aufbewahrung
nach Art oder Umfang nicht möglich ist, von den Unter-
suchungsgefangenen trotz Aufforderung nicht aus der An-
stalt verbracht, können diese auf Kosten der Unter-
suchungsgefangenen aus der Anstalt entfernt, außerhalb
der Anstalt verwahrt, verwertet oder vernichtet werden. Für
die Voraussetzungen und das Verfahren der Verwertung
und Vernichtung gilt § 29 Abs. 1 und 2 des Polizeigesetzes
des Freistaates Sachsen (SächsPolG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. August 1999 (SächsGVBl.
S. 466), das zuletzt durch Artikel 20 und 20a des Gesetzes
vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 141) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.“

9. In § 20 Abs. 4 Satz 1 wird vor dem Wort „Angehörigen“ das
Wort „nahen“ eingefügt.

10. § 21 wird wie folgt gefasst:
„§ 21

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sind ohne
Einwilligung der Untersuchungsgefangenen zulässig, um
den Erfolg eines Selbsttötungsversuchs zu verhindern.
Eine Maßnahme nach Satz 1 ist auch zulässig, wenn von
Untersuchungsgefangenen eine Gefahr für die Gesundheit
anderer Personen ausgeht.
(2) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie
Ernährung sind zwangsweise auch bei einer Gefahr für das
Leben oder einer schwerwiegenden Gefahr für die Gesund-
heit der Untersuchungsgefangenen zulässig, wenn die Un-
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tersuchungsgefangenen auf Grund einer psychischen
Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinde-
rung die Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht er-
kennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln können
und eine Patientenverfügung im Sinne des § 1901a Abs. 1
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB), deren Fest-
legungen auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssitua-
tion zutreffen und gegen die Durchführung der Maßnahmen
gerichtet sind, der Anstalt nicht vorliegt.
(3) Zwangsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen
nur angeordnet werden, wenn
1. erfolglos versucht worden ist, das auf Vertrauen ge-

gründete Einverständnis der Untersuchungsgefange-
nen zu der Untersuchung, Behandlung oder Ernährung
zu erwirken,

2. die Untersuchungsgefangenen über Notwendigkeit,
Art, Umfang und Dauer der Maßnahmen durch einen
Arzt aufgeklärt wurden,

3. die Maßnahmen zur Abwendung einer Gefahr geeignet
und erforderlich sowie nicht mit erheblicher Gefahr für
Leben oder Gesundheit der Untersuchungsgefangenen
verbunden sind und

4. der zu erwartende Nutzen der Maßnahmen nicht außer
Verhältnis zum Behandlungsrisiko steht und den mögli-
chen Schaden der Nichtbehandlung deutlich überwiegt.

(4) Die Maßnahmen dürfen nur auf Anordnung und unter
Leitung eines Arztes durchgeführt werden, unbeschadet
der Leistung Erster Hilfe für den Fall, dass ein Arzt nicht
rechtzeitig erreichbar ist und die Gefahr nach Absatz 1 oder
Absatz 2 unmittelbar bevorsteht. Die Anordnung bedarf der
Zustimmung des Anstaltsleiters. Die Verteidiger der Unter-
suchungsgefangenen sind unverzüglich zu benachrich-
tigen. Die Gründe und die Voraussetzungen für die Anord-
nung der Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2, die
ergriffenen Maßnahmen einschließlich ihres Zwangscha-
rakters, der Durchsetzungsweise, der Wirkungsüber-
wachung sowie der Untersuchungs- und Behandlungsver-
lauf sind zu dokumentieren.
(5) Anordnungen von Maßnahmen nach den Absätzen 1
und 2 sind den Untersuchungsgefangenen unverzüglich
bekannt zu geben. Sie sind darüber zu belehren, dass sie
gegen die Anordnung Antrag auf gerichtliche Entscheidung
stellen und bei Gericht um einstweiligen Rechtsschutz er-
suchen können. Mit dem Vollzug einer Anordnung ist zu
warten, bis die Untersuchungsgefangenen Gelegenheit
hatten, eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen.
(6) Bei Gefahr im Verzug finden die Bestimmungen in Ab-
satz 3 Nr. 1 und 2, Absatz 4 Satz 2 sowie Absatz 5 keine An-
wendung. Die Voraussetzungen nach Absatz 3 Nr. 1 und 2,
Absatz 4 Satz 1 bis 3 sowie Absatz 5 Satz 2 sind unverzüg-
lich nachzuholen.
(7) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die
zwangsweise körperliche Untersuchung außer im Fall der
Absätze 1 und 2 zulässig, wenn sie nicht mit einem körper-
lichen Eingriff verbunden ist. Sie bedarf der Anordnung
eines Arztes und ist unter dessen Leitung durchzuführen.“

11. Dem § 22 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Unter-
suchungsgefangenen infolge einer Körperverletzung ge-
gen Dritte zustehen, gehen insoweit auf das Land über, als
den Untersuchungsgefangenen Leistungen nach Absatz 1
zu gewähren sind.“

12. § 25 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Sie beträgt mindestens 60 Prozent der Eckver-
gütung.“

bb) In Satz 3 werden ein Komma und die Wörter „im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr“ gestrichen.

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Der Anspruch auf Taschengeld kann für die Dauer
von bis zu drei Monaten entfallen, wenn den Unter-
suchungsgefangenen ein Betrag nach Satz 2 des-
halb nicht zur Verfügung steht, weil sie eine ihnen
angebotene zumutbare Arbeit nicht angenommen
haben oder eine ausgeübte Arbeit verschuldet ver-
loren haben.“

bb) Es werden die folgenden Sätze angefügt:
„Es kann insbesondere im ersten Monat des Voll-
zugs im Voraus gewährt werden. Gehen den Un-
tersuchungsgefangenen im Falle der Vorauszah-
lung im Laufe des Monats Gelder zu, wird zum
Ausgleich ein Betrag bis zur Höhe des gewährten
Taschengeldes einbehalten.“

13. § 28 wird wie folgt gefasst:
„§ 28

Rundfunk, Informations-
und Unterhaltungselektronik

(1) Der Zugang zum Rundfunk ist zu ermöglichen. Der Zu-
gang zum Rundfunk kann vorübergehend ausgesetzt oder
einzelnen Untersuchungsgefangenen untersagt werden,
wenn dies zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ord-
nung in der Anstalt unerlässlich ist.
(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte werden zugelas-
sen, wenn nicht Gründe des § 16 Satz 2 entgegenstehen
oder in der Anstalt Mietgeräte oder ein Haftraummedien-
system zur Verfügung gestellt werden. Ein Ausschluss
eigener Geräte nach Satz 1 Alternative 2 und 3 setzt zudem
voraus, dass den Untersuchungsgefangenen für den Zu-
gang zu einer Grundversorgung mit öffentlich-rechtlichem
Rundfunk keine Kosten für die Zurverfügungstellung der
Geräte berechnet werden. Andere Geräte der Informa-
tions- und Unterhaltungselektronik können unter den Vor-
aussetzungen von Satz 1 zugelassen werden.
(3) Die Untersuchungsgefangenen können auf Mietgeräte
oder auf ein Haftraummediensystem verwiesen werden.
Die Anstalt kann die Bereitstellung und den Betrieb von
Empfangsanlagen, die Bereitstellung, Vermietung oder
Ausgabe von Hörfunk- und Fernsehgeräten sowie von an-
deren Geräten der Informations- und Unterhaltungselektro-
nik einem Dritten gestatten oder übertragen.“

14. § 33 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Ausführungen, die der Pflege von Kontakten mit An-
gehörigen und Bezugspersonen dienen, können an-
gerechnet werden.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Der Anstaltsleiter kann über Absatz 1 hinaus-
gehend mehrstündige, unbeaufsichtigte Besuche
(Langzeitbesuche) zulassen, wenn dies zur Pflege der
familiären, partnerschaftlichen oder ihnen gleichzu-
setzender Kontakte der Untersuchungsgefangenen ge-
boten erscheint und die Untersuchungsgefangenen
hierfür geeignet sind.“
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c) Es wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Besuche von Verteidigern sowie von Rechtsanwäl-
ten und Notaren in einer den Untersuchungsgefange-
nen betreffenden Rechtssache und Besuche von Mit-
gliedern der Volksvertretungen des Bundes und der
Länder sowie des Europäischen Parlaments sind zu ge-
statten.“

15. §§ 34 bis 40 werden wie folgt gefasst:
„§ 34

Durchführung der Besuche
(1) Aus Gründen der Sicherheit in der Anstalt können Be-
suche davon abhängig gemacht werden, dass sich die Be-
sucher durchsuchen lassen. Die Durchsuchung von Vertei-
digern setzt voraus, dass konkrete Anhaltspunkte für die
Gefährdung der Sicherheit vorliegen.
(2) Besuche werden regelmäßig beaufsichtigt. Über Aus-
nahmen entscheidet der Anstaltsleiter. Die Beaufsichtigung
mit technischen Mitteln ist zulässig, wenn die Besucher und
die Untersuchungsgefangenen vor dem Besuch erkennbar
darauf hingewiesen werden. Eine Aufzeichnung findet nicht
statt.
(3) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn Besucher
oder Untersuchungsgefangene gegen dieses Gesetz oder
aufgrund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz
Abmahnung verstoßen. Die Abmahnung unterbleibt, wenn
es unerlässlich ist, den Besuch sofort abzubrechen.
(4) Gegenstände dürfen beim Besuch nicht übergeben wer-
den.
(5) Besuche von Verteidigern sowie von Rechtsanwälten
und Notaren in einer die Untersuchungsgefangenen betref-
fenden Rechtssache werden nicht beaufsichtigt. Nicht be-
aufsichtigt werden ferner Besuche von Mitgliedern der
Volksvertretungen des Bundes und der Länder, des Euro-
päischen Parlaments, des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte, des Europäischen Komitees zur Ver-
hütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe, der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates, der Agentur der Europäischen Union
für Grundrechte und der weiteren Einrichtungen, mit denen
der Kontakt aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen der
Bundesrepublik Deutschland geschützt ist. Satz 2 gilt auch
für den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit, den Sächsischen Datenschutzbeauf-
tragten und andere Landesdatenschutzbeauftragte.
(6) Eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidigern sowie
von Rechtsanwälten und Notaren beim Besuch in einer den
Untersuchungsgefangenen betreffenden Rechtssache mit-
geführten Schriftstücke, sonstigen Unterlagen und Da-
tenträger ist nicht zulässig; Gleiches gilt beim Besuch von
Mitgliedern der Volksvertretungen des Bundes und der
Länder sowie des Europäischen Parlaments. Abweichend
von Absatz 4 dürfen Schriftstücke, sonstige Unterlagen
und Datenträger den Untersuchungsgefangenen von ihrem
Verteidiger, Rechtsanwalt und Notar zur Erledigung in einer
die Untersuchungsgefangenen betreffenden Rechtssache
übergeben werden. Bei dem Besuch von Rechtsanwälten
oder Notaren kann die Übergabe aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung in der Anstalt von der Erlaubnis des An-
staltsleiters abhängig gemacht werden.
(7) Der Anstaltsleiter kann im Einzelfall die Nutzung einer
Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum Schutz von
Personen oder zur Verhinderung einer Übergabe von Ge-
genständen erforderlich ist.

§ 35
Überwachung der Gespräche

Gespräche dürfen nur überwacht werden, soweit es im Ein-
zelfall aus Gründen der Sicherheit oder zur Abwendung
einer schwerwiegenden Störung der Ordnung in der Anstalt
erforderlich ist. § 34 Abs. 5 gilt entsprechend. § 87 Abs. 3
Satz 4 bleibt unberührt.

§ 36
Telefongespräche

(1) Den Untersuchungsgefangenen kann gestattet werden,
Telefongespräche zu führen. Die §§ 34 bis 35 gelten ent-
sprechend. Darüber hinaus können Telefongespräche mit
Personen, die Opfer der Straftaten waren, versagt werden.
Die Anordnung der Überwachung teilt die Anstalt den Un-
tersuchungsgefangenen rechtzeitig vor Beginn des Tele-
fongesprächs und den Gesprächspartnern der Unter-
suchungsgefangenen unmittelbar nach Herstellung der
Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Unter-
suchungsgefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann
die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemesse-
nem Umfang übernehmen.
(3) Die Anstalt kann die Bereitstellung und den Betrieb von
Telekommunikationsanlagen, die Bereitstellung, Vermie-
tung oder Ausgabe von Telekommunikationsgeräten sowie
von anderen Geräten der Telekommunikation einem Dritten
gestatten oder übertragen.
(4) Innerhalb des Geländes der Anstalten sind der Besitz
und die Benutzung von Mobilfunkendgeräten verboten.
(5) Die Anstalten dürfen technische Geräte
1. zur Auffindung von Mobilfunkendgeräten,
2. zur Aktivierung von Mobilfunkendgeräten zum Zwecke

der Auffindung und
3. zur Störung von Frequenzen, die der Herstellung un-

erlaubter Mobilfunkverbindungen auf dem Anstalts-
gelände dienen,

betreiben. Sie haben hierbei die von der Bundesnetzagen-
tur gemäß § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommunikationsge-
setzes (TKG) vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 2012 (BGBl. I
S. 958) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, festgelegten Rahmenbedingungen zu beachten. Der
Mobilfunkverkehr außerhalb des Geländes der Anstalten
darf nicht beeinträchtigt werden.

§ 37
Schriftwechsel, Untersagung des Schriftwechsels

(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht,
Schreiben abzusenden und zu empfangen.
(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Unter-
suchungsgefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann
die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemesse-
nem Umfang übernehmen.
(3) Der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimm-
ten Personen untersagen, wenn die Sicherheit oder Ord-
nung in der Anstalt gefährdet würde.

§ 38
Sichtkontrolle, Weiterleitung

und Aufbewahrung von Schreiben
(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Absenden
und den Empfang von Schreiben durch die Anstalt vermit-
teln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist. Ein- und
ausgehende Schreiben sind unverzüglich weiterzuleiten.
(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden in der Regel in
Anwesenheit des Untersuchungsgefangenen auf verbote-
ne Gegenstände kontrolliert. Der Anstaltsleiter kann ab-
weichende Regelungen treffen.
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(3) Der Schriftwechsel der Untersuchungsgefangenen mit
ihren Verteidigern sowie mit Rechtsanwälten und Notaren
in einer die Untersuchungsgefangenen betreffenden
Rechtssache wird nicht nach Absatz 2 kontrolliert.
(4) Nicht nach Absatz 2 kontrolliert werden ferner Schrei-
ben der Untersuchungsgefangenen an Volksvertretungen
des Bundes und der Länder sowie an deren Mitglieder, so-
weit die Schreiben an die Anschriften dieser Volksvertretun-
gen gerichtet sind und den Absender zutreffend angeben.
Entsprechendes gilt für Schreiben an das Europäische Par-
lament und dessen Mitglieder, den Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte, das Europäische Komitee zur
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigen-
der Behandlung oder Strafe, den Ausschuss der Vereinten
Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unterausschuss
zur Verhütung von Folter und die entsprechenden Nationa-
len Präventionsmechanismen, die Parlamentarische Ver-
sammlung des Europarates, die Agentur der Europäischen
Union für Grundrechte, die konsularische Vertretung ihres
Heimatlandes und weitere Einrichtungen, mit denen der
Schriftverkehr aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen
der Bundesrepublik Deutschland geschützt ist. Satz 1 gilt
auch für den Schriftverkehr mit dem Bundesbeauftragten
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, dem
Sächsischen Datenschutzbeauftragten und anderen Lan-
desdatenschutzbeauftragten. Nicht kontrolliert werden
ferner Schreiben der Untersuchungsgefangenen an Ge-
richte, Staatsanwaltschaften und die Aufsichtsbehörde.
Schreiben der in den Sätzen 1 bis 3 genannten Stellen, die
an die Untersuchungsgefangenen gerichtet sind, werden
nicht nach Absatz 2 kontrolliert, sofern die Identität des Ab-
senders zweifelsfrei feststeht. § 87 Abs. 3 Satz 4 bleibt un-
berührt.
(5) Die Untersuchungsgefangenen haben eingegangene
Schreiben unverschlossen zu verwahren, sofern nichts an-
deres gestattet wird. Sie können sie verschlossen zu ihrer
Habe geben.

§ 39
Überwachung des Schriftwechsels

Der Schriftwechsel darf nur überwacht werden, soweit es
im Einzelfall aus Gründen der Sicherheit oder zur Abwen-
dung einer schwerwiegenden Störung der Ordnung in der
Anstalt erforderlich ist. § 38 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 40
Anhalten von Schreiben

(1) Der Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten, wenn
1. die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt gefährdet

würde,
2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts eines Straf-

oder Bußgeldtatbestand verwirklichen würde,
3. sie an Opfer der Straftaten gerichtet sind,
4. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstel-

lungen von Anstaltsverhältnissen oder grobe Beleidi-
gungen enthalten oder

5. sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unverständ-
lich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden
Sprache abgefasst sind.

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen
von Anstaltsverhältnissen enthalten, kann ein Begleit-
schreiben beigefügt werden, wenn die Untersuchungs-
gefangenen auf dem Absenden bestehen.
(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird das den Unter-
suchungsgefangenen mitgeteilt. Angehaltene Schreiben
werden an den Absender zurückgegeben oder, sofern dies
unmöglich oder aus besonderen Gründen nicht angezeigt
ist, verwahrt.

(4) Schreiben, deren Kontrolle nach § 38 Abs. 3 und 4 aus-
geschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.“

16. Dem § 41 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
„Der Versand kann untersagt werden, wenn die Sicherheit
oder Ordnung in der Anstalt gefährdet würde oder ein
schädlicher Einfluss auf Opfer der Straftaten zu befürchten
wäre.“

17. § 43 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen.

18. § 44 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 ein-

gefügt:
„(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 kann der Anstalts-
leiter allgemein anordnen, dass bei der Aufnahme der
Untersuchungsgefangenen, vor und nach Kontakten
mit Besuchern sowie vor und nach jeder unbeaufsich-
tigten Abwesenheit von der Anstalt in der Regel eine
mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durch-
suchung vorzunehmen ist. Dies gilt nicht bei Kontakten
mit den in § 34 Abs. 5 genannten Besuchern.
(4) Die Anordnung nach Absatz 2 ist zu begründen.
Durchführung und Ergebnis der Durchsuchungen nach
den Absätzen 2 und 3 sind aktenkundig zu machen.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5 und in Satz 1
und 2 wird jeweils die Angabe „§ 37 Abs. 2 oder 3“ durch
die Angabe „§ 38 Abs. 3 oder 4“ ersetzt.

19. § 45 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 wird die Angabe „§ 88 Abs. 2 Nr. 4 des Säch-

sischen Gesetzes über den Vollzug der Jugendstrafe
(Sächsischen Jugendstrafvollzugsgesetzes –
SächsJStVollzG) vom 12. Dezember 2007
(SächsGVBl. S. 558), das durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 14. Dezember 2010 (SächsGVBl. S. 414, 431)
geändert worden ist“ durch die Angabe „§ 96 Abs. 2
Nr. 4 des Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafe
und des Strafarrests im Freistaat Sachsen (Säch-
sisches Strafvollzugsgesetz – SächsStVollzG) vom
16. Mai 2013 (SächsGVBl. S. 250)“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 88 Abs. 2 Nr. 4
SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 96 Abs. 2 Nr. 4
SächsStVollzG“ ersetzt.

20. § 46 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„§ 34 Abs. 2 Satz 4 bleibt unberührt.“
b) In Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe

„§ 88 Abs. 2 SächsJStVollzG“ jeweils durch die Angabe
„§ 96 Abs. 2 SächsStVollzG“ ersetzt.

21. § 47 wird wie folgt gefasst:
„§ 47

Maßnahmen zur Feststellung
von Suchtmittelgebrauch

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung in
der Anstalt kann der Anstaltsleiter allgemein oder im Einzel-
fall Maßnahmen, insbesondere den Einsatz geeigneter
technischer Verfahren und technischer Mittel, zum Nach-
weis des Konsums von Suchtmitteln anordnen, um deren
Gebrauch festzustellen. Diese Maßnahmen dürfen nicht
mit einem körperlichen Eingriff verbunden sein.
(2) Verweigern Untersuchungsgefangene die Mitwirkung
an Maßnahmen nach Absatz 1 ohne hinreichenden Grund,
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ist davon auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht ge-
geben ist.
(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festgestellt, kön-
nen die Kosten der Maßnahmen den Untersuchungs-
gefangenen auferlegt werden.“

22. Nach § 47 wird folgender § 47a eingefügt:
„§ 47a

Auslesen von Datenspeichern
(1) Der Anstaltsleiter kann das Auslesen von Datenspei-
chern schriftlich anordnen, die Untersuchungsgefangene
ohne Erlaubnis besitzen, soweit dies zur Aufrechterhaltung
der Sicherheit und Ordnung in der Anstalt oder zur Siche-
rung des Vollzugs erforderlich ist. Die Untersuchungs-
gefangenen sind bei der Aufnahme über die Möglichkeit
des Auslesens von Datenspeichern zu belehren.
(2) Die beim Auslesen erhobenen personenbezogenen Da-
ten dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zu den in Ab-
satz 1 genannten Zwecken erforderlich ist. Sie dürfen nicht
weiter verarbeitet werden, soweit sie zum Kernbereich der
privaten Lebensgestaltung Untersuchungsgefangener oder
Dritter gehören.
(3) Die beim Auslesen erhobenen personenbezogenen Da-
ten sind unverzüglich zu löschen, soweit eine Verarbeitung
nach Absatz 2 unzulässig ist. Die übrigen personenbezoge-
nen Daten sind spätestens 72 Stunden nach dem Ende des
Auslesens zu löschen, soweit nicht die weitere Aufbewah-
rung im Einzelfall zu Beweiszwecken unerlässlich ist.“

23. § 48 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt veran-
lasste Fahndung nicht alsbald zur Wiederergreifung, so
sind die weiteren Maßnahmen der Vollstreckungs-
behörde zu überlassen.“

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 88 Abs. 1, § 89
SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 96 Abs. 1, § 97
SächsStVollzG“ ersetzt.

24. § 49 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. die Trennung von allen anderen Gefangenen

(Absonderung),“.
bb) In Nummer 4 werden die Wörter „der Entzug oder“

gestrichen.
b) Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 4 und 5

eingefügt:
„(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer
ist nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer in der Per-
son des Untersuchungsgefangenen liegenden Gefahr
unerlässlich ist.
(5) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder
an den Füßen angelegt werden. Im Interesse des Un-
tersuchungsgefangenen kann der Anstaltsleiter eine
andere Art der Fesselung anordnen. Die Fesselung wird
zeitweise gelockert, soweit dies notwendig ist.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6.

25. Die §§ 50 und 51 werden aufgehoben.

26. § 52 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Dies gilt nicht für die Fälle des § 49 Abs. 6.“

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) Die Angabe „§ 49 Abs. 2 Nr. 5 und 6“ wird durch die

Angabe „§ 49 Abs. 2 Nr. 3, 5 und 6“ ersetzt.
bb) Das Wort „drei“ wird durch das Wort „zwei“ ersetzt.
cc) Es wird der folgende Satz angefügt:

„Absonderung und Unterbringung im besonders
gesicherten Haftraum von jeweils mehr als 20 Ta-
gen Gesamtdauer innerhalb von zwölf Monaten
bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde
und wird dem Gericht und der Staatsanwaltschaft
von der Anstalt mitgeteilt.“

c) Es wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Während der Absonderung und Unterbringung im
besonders gesicherten Haftraum sind die Unter-
suchungsgefangenen in besonderem Maße zu betreu-
en. Sind die Untersuchungsgefangenen darüber hinaus
gefesselt, sind sie durch einen Bediensteten ständig
und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.“

27. § 53 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Transports“

die Wörter „sowie bei Bewegungen innerhalb der An-
stalt“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Der Arzt ist regelmäßig zu hören, sobald die Unter-
suchungsgefangenen länger als 24 Stunden abgeson-
dert sind.“

28. § 54 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „durch“ wird das Wort „einfache“
eingefügt.

bb) Die Wörter „ihre Hilfsmittel“ werden durch die
Wörter „Hilfsmittel der körperlichen Gewalt“ er-
setzt.

b) In Absatz 4 wird das Wort „dienstliche“ durch die Wörter
„durch die Aufsichtsbehörde“ ersetzt.

29. § 57 wird wie folgt gefasst:
„§ 57

Schusswaffengebrauch
(1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete ist
innerhalb der Anstalt verboten. Das Recht zum Schusswaf-
fengebrauch aufgrund anderer Vorschriften durch Polizei-
vollzugsbedienstete bleibt davon unberührt.
(2) Außerhalb der Anstalt dürfen Schusswaffen nur bei Ge-
fangenentransporten sowie Aus- und Vorführungen von
den dazu bestimmten Bediensteten nach Maßgabe der fol-
genden Absätze gebraucht werden. Ihr Gebrauch unter-
bleibt, wenn dadurch erkennbar Unbeteiligte mit hoher
Wahrscheinlichkeit gefährdet würden.
(3) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn an-
dere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs bereits erfolg-
los waren oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Perso-
nen ist ihr Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht
durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht werden kann.
(4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen.
Als Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne Androhung
dürfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn
dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder
Leben erforderlich ist.
(5) Gegen Untersuchungsgefangene dürfen Schusswaffen
nur dann gebraucht werden,
1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches

Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung nicht ab-
legen,

290

Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5 31. Mai 2013



2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 StGB) unternehmen oder
3. um ihre Entweichung zu vereiteln,
und nur, um sie angriffs- oder fluchtunfähig zu machen.
(6) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen nur dann
gebraucht werden, wenn sie es unternehmen, Unter-
suchungsgefangene gewaltsam zu befreien und nur, um
sie angriffsunfähig zu machen.“

30. § 58 wird aufgehoben.

31. § 59 wird wie folgt gefasst:
„§ 59

Disziplinarmaßnahmen
(1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden,
wenn die Untersuchungsgefangenen rechtswidrig und
schuldhaft
1. andere Personen verbal oder tätlich angreifen,
2. Lebensmittel oder fremde Sachen zerstören oder be-

schädigen,
3. in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoßen oder

eine Ordnungswidrigkeit begehen,
4. verbotene Gegenstände in die Anstalt einbringen, sich

an deren Einbringung beteiligen, sie besitzen oder wei-
tergeben,

5. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende
Stoffe konsumieren,

6. entweichen oder zu entweichen versuchen oder
7. wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflich-

ten verstoßen, die ihnen durch dieses Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes auferlegt sind, und dadurch das
geordnete Zusammenleben in der Anstalt stören.

(2) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind
1. der Verweis,
2. die Beschränkung oder der Entzug des Fernsehemp-

fangs bis zu drei Monaten,
3. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände

für die Freizeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lese-
stoffs bis zu drei Monaten,

4. die Beschränkung oder der Entzug des Aufenthalts in
Gemeinschaft oder der Teilnahme an einzelnen Frei-
zeitveranstaltungen bis zu drei Monaten,

5. die Beschränkung oder der Entzug des Einkaufs bis zu
drei Monaten,

6. die Beschränkung oder der Entzug von Annehmlichkei-
ten nach § 19 bis zu drei Monaten und

7. der Entzug der zugewiesenen Arbeit bis zu vier Wochen.
(3) Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgesehen, wenn
es genügt, den Untersuchungsgefangenen zu verwarnen.
(4) Bei der Auswahl der Disziplinarmaßnahmen sind der
Zweck der Haft sowie die psychischen Auswirkungen der
Untersuchungshaft und des Strafverfahrens auf den Unter-
suchungsgefangenen zu berücksichtigen. Durch die Anord-
nung und den Vollzug einer Disziplinarmaßnahme dürfen
die Verteidigung, die Verhandlungsfähigkeit und die Ver-
fügbarkeit des Untersuchungsgefangenen für die Verhand-
lung nicht beeinträchtigt werden.
(5) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander
verbunden werden.
(6) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, wenn wegen
derselben Verfehlung ein Straf- oder Bußgeldverfahren ein-
geleitet wird.“

32. § 60 wird aufgehoben.

33. § 61 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Sie kann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn
die Untersuchungsgefangenen die ihr zugrundeliegen-
den Erwartungen nicht erfüllen.“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.

34. Die §§ 63 und 64 werden wie folgt gefasst:
„§ 63

Verfahren
(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind sowohl be-
lastende als auch entlastende Umstände zu ermitteln. Der
betroffene Untersuchungsgefangene wird gehört. Er wird
darüber unterrichtet, welche Verfehlungen ihm zur Last
gelegt werden. Er ist darauf hinzuweisen, dass es ihm frei-
steht sich zu äußern. Die Erhebungen werden in einer Nie-
derschrift festgelegt; die Einlassung des Untersuchungs-
gefangenen wird vermerkt.
(2) Zur Abwendung von Disziplinarmaßnahmen sollen
möglichst im Wege einvernehmlicher Streitbeilegung Ver-
einbarungen getroffen werden. Insbesondere kommen die
Wiedergutmachung des Schadens, die Entschuldigung bei
Geschädigten, die Erbringung von Leistungen für die Ge-
meinschaft und der vorübergehende Verbleib auf dem Haft-
raum in Betracht. Erfüllt der Untersuchungsgefangene die
Vereinbarung, ist die Anordnung einer Disziplinarmaßnah-
me aufgrund dieser Verfehlung unzulässig.
(3) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen
sind, werden durch eine Entscheidung geahndet.
(4) Bei schweren Verfehlungen soll sich der Anstaltsleiter
vor der Entscheidung mit Personen besprechen, die an der
Betreuung der Untersuchungsgefangenen mitwirken.
(5) Vor der Anordnung von schwerwiegenden Disziplinar-
maßnahmen gegen einen Untersuchungsgefangenen, der
sich in ärztlicher Behandlung befindet, oder gegen eine
Schwangere oder eine stillende Mutter ist ein Arzt zu hören.
(6) Vor der Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme
erhält der Untersuchungsgefangene Gelegenheit, sich zu
dem Ergebnis der Ermittlungen und der beabsichtigten Dis-
ziplinarmaßnahme zu äußern. Die Entscheidung wird dem
Untersuchungsgefangenen vom Anstaltsleiter mündlich
eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich ab-
gefasst.
(7) Die Anordnung einer Disziplinarmaßnahme ist dem Ver-
teidiger unverzüglich mitzuteilen.

§ 64
Aufhebung von Maßnahmen

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner
Angelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet sich
nach den Absätzen 2 bis 4, soweit dieses Gesetz keine ab-
weichende Bestimmung enthält.
(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise
mit Wirkung für die Vergangenheit und die Zukunft zu-
rückgenommen werden.
(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise
mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
1. aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt ge-

wordener Umstände die Maßnahmen hätten versagt
oder die Anordnungen hätten unterlassen werden kön-
nen,

2. die Maßnahmen missbraucht werden oder
3. Weisungen nicht befolgt werden.
(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach Absatz 2
oder 3 nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen In-
teressen an der Aufhebung in Abwägung mit dem schutz-
würdigen Vertrauen der Betroffenen auf den Bestand der
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Maßnahmen überwiegen. Davon ist insbesondere auszu-
gehen, wenn eine Maßnahme unerlässlich ist, um die Si-
cherheit in der Anstalt zu gewährleisten.
(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.“

35. In § 69 Abs. 3 wird die Angabe „§ 89 Abs. 1 Satz 2
SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 97 Abs. 1 Satz 2
SächsStVollzG“ ersetzt.

36. § 70 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „während der Bildung,

Arbeit und Freizeit“ durch die Wörter „außerhalb der
Einschlusszeiten“ und wird die Angabe „§ 12 Abs. 3“
durch die Angabe „§ 13 Abs. 2“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 13 Abs. 2 Nr. 1“ durch die
Angabe „§ 12 Abs. 2 Nr. 1“ ersetzt.

37. § 72 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 35 Abs. 3“ durch die An-

gabe „§ 34 Abs. 3“ ersetzt.
b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 36 Abs. 2“ durch die An-

gabe „§ 37 Abs. 3“ ersetzt.

38. § 74 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 74
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet

der Gesundheitsfürsorge,
besondere Sicherungsmaßnahmen,

unmittelbarer Zwang“.
b) Es wird folgender Absatz 1 eingefügt:

„(1) § 21 gilt mit der Maßgabe, dass die zwangsweise
medizinische Untersuchung und Behandlung sowie
Ernährung unter den in Absatz 2 genannten Vorausset-
zungen unbeschadet der Rechte der Personensor-
geberechtigten zulässig und auch die Personensor-
geberechtigten nach Absatz 4 Satz 3 unverzüglich zu
benachrichtigen sind.“

c) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die Absätze 2
und 3 und im neuen Absatz 2 werden die Wörter „der
Entzug oder“ gestrichen.

39. § 75 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Freizeit-
beschäftigung“ die Wörter „mit Ausnahme des Le-
sestoffs“ eingefügt.

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. die Beschränkung oder der Entzug des Auf-

enthalts in Gemeinschaft oder der Teilnahme
an einzelnen Freizeitveranstaltungen bis zur
Dauer einer Woche.“

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 60 Abs. 1“ durch die

Angabe „§ 59 Abs. 2“ ersetzt.
bb) In Satz 2 werden die Angabe „§ 60 Abs. 1 Nr. 2, 3,

4 und 6“ durch die Angabe „§ 59 Abs. 2 Nr. 2, 4
bis 6“ ersetzt und das Komma und die Wörter „Ar-
rest ist nur bis zu zwei Wochen“ gestrichen.

40. § 76 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Haft- und Funktionsräume sind zweckentsprechend
auszustatten.“

41. In § 77 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „während der Ru-
hezeit“ gestrichen.

42. § 84 wird wie folgt gefasst:
„§ 84

Hausordnung
Der Anstaltsleiter erlässt zur Gestaltung und Organisation
des Vollzugsalltags eine Hausordnung auf der Grundlage
dieses Gesetzes. Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zu-
stimmung vorbehalten.“

43. § 87 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Sächsischen“ gestrichen
und es werden nach dem Wort „Landkreises“ die
Wörter „, in dem die jeweilige Anstalt belegen ist,“
eingefügt.

bb) In Satz 4 wird das Wort „Sächsischen“ gestrichen.
cc) In Satz 5 werden nach dem Wort „Bedienstete“ die

Wörter „der Anstalt“ eingefügt.
dd) In Satz 6 wird das Wort „Sächsischen“ gestrichen.

b) Absatz 2 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:
„Sie fördern das Verständnis für den Vollzug und seine
gesellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu
öffentlichen und privaten Einrichtungen. Sie sind eben-
so Ansprechpartner für den Personalrat.“

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Mit Zustimmung der Untersuchungsgefangenen kann
der Anstaltsleiter dem Beirat oder einzelnen Mitgliedern
aus den Gefangenenpersonalakten Mitteilungen ma-
chen oder sie Einsicht nehmen lassen, soweit dies zur
Erfüllung der Aufgaben des Beirats erforderlich ist.“

d) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Näheres regelt die Aufsichtsbehörde.“

44. Die Angabe „Teil 14 Datenschutz“ wird durch die Angabe
„Teil 14

Datenschutz, Kriminologische Forschung“
ersetzt.

45. § 88 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird die Angabe „§§ 88 bis 96

SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§§ 96 bis 104
SächsStVollzG“ ersetzt.

b) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 88 Abs. 4 und § 95
SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 96 Abs. 4 und
§ 103 SächsStVollzG“ ersetzt.

c) In Nummer 2 werden die Angabe „§ 88 Abs. 5 Satz 1
SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 96 Abs. 5 Satz 1
SächsStVollzG“ und die Angabe „§ 88 Abs. 5 Satz 2
SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 96 Abs. 5 Satz 2
SächsStVollzG“ ersetzt.

d) Nummer 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 93 Abs. 1

SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 101 Abs. 1
SächsStVollzG“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 88 Abs. 5
SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 96 Abs. 5
SächsStVollzG“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Angabe „§ 88 Abs. 5 Satz 3
SächsJStVollzG“ durch die Angabe „§ 96 Abs. 5
Satz 3 SächsStVollzG“ und die Angabe „§ 88
Abs. 5 Satz 4 SächsJStVollzG“ durch die Angabe
„§ 96 Abs. 5 Satz 4 SächsStVollzG“ ersetzt.
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46. Nach § 88 wird folgender § 88a eingefügt:
„§ 88a

Kriminologische Forschung
Der Vollzug der Untersuchungshaft, insbesondere seine
Aufgabenerfüllung und Gestaltung, soll regelmäßig durch
den kriminologischen Dienst, durch eine Hochschule oder
durch eine andere Stelle wissenschaftlich begleitet und er-
forscht werden. § 476 StPO gilt mit der Maßgabe entspre-
chend, dass auch elektronisch gespeicherte personen-
bezogene Daten übermittelt werden können.“

47. § 91 wird wie folgt geändert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) In den zum 3. Oktober 1990 bestehenden Anstalten
dürfen abweichend von § 12 Abs. 1 während der Ein-
schlusszeiten bis zu drei Untersuchungsgefangene ge-
meinsam in einem Haftraum untergebracht werden, so
lange die räumlichen Verhältnisse der Anstalt dies erfor-
dern. Dies gilt nicht für Anstaltsbereiche, die nach In-
krafttreten des Sächsischen Strafvollzugsgesetzes neu
errichtet oder grundlegend umgebaut werden.“

Artikel 4
Änderung

des Sächsischen Justizvollzugssicherheitsgesetzes

Das Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit in den Justizvollzugs-
anstalten des Freistaates Sachsen (Sächsisches Justizvoll-
zugssicherheitsgesetz – SächsJVollzSichG) vom 14. Dezem-
ber 2010 (SächsGVBl. S. 414) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Der Nummer 1 werden die folgenden Nummern 1 und 2

vorangestellt:
„1. der Freiheitsstrafe und des Strafarrests,
2. der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung,“.

b) Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 3 und wie folgt
gefasst:
„3. der Jugendstrafe,“.

c) Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die Num-
mern 4 und 5.

2. § 5 wird aufgehoben.

3. § 6 wird wie folgt gefasst:
„§ 6

Schusswaffengebrauch
(1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete ist
innerhalb der Anstalt verboten. Das Recht zum Schusswaf-
fengebrauch aufgrund anderer Vorschriften durch Polizei-
vollzugsbedienstete bleibt davon unberührt.
(2) Außerhalb der Anstalt dürfen Schusswaffen nur bei Ge-
fangenentransporten sowie Aus- und Vorführungen von
den dazu bestimmten Bediensteten nach Maßgabe der fol-
genden Absätze gebraucht werden. Ihr Gebrauch unter-
bleibt, wenn dadurch erkennbar Unbeteiligte mit hoher
Wahrscheinlichkeit gefährdet würden.
(3) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn an-
dere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs bereits erfolg-
los waren oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Perso-
nen ist ihr Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht
durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht werden kann.

(4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen.
Als Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne Androhung
dürfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn
dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder
Leben erforderlich ist.
(5) Gegen Gefangene dürfen Schusswaffen nur dann ge-
braucht werden,
1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches

Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung nicht ab-
legen,

2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 Strafgesetzbuch [StGB])
unternehmen oder

3. um ihre Entweichung zu vereiteln,
und nur, um sie angriffs- oder fluchtunfähig zu machen.
(6) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen nur dann
gebraucht werden, wenn sie es unternehmen, Gefangene
gewaltsam zu befreien und nur, um sie angriffsunfähig zu
machen.
(7) Beim Vollzug der Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und
Erzwingungshaft sowie der Zurückweisungs- und Abschie-
bungshaft dürfen zur Vereitelung einer Entweichung (Ab-
satz 5 Satz 1 Nr. 3) keine Schusswaffen eingesetzt werden.
Dies gilt nicht, wenn Ordnungs-, Zwangs- oder Erzwin-
gungshaft in Unterbrechung einer Untersuchungshaft,
einer Strafhaft oder einer Unterbringung im Vollzug der Si-
cherungsverwahrung vollzogen wird.“

Artikel 5
Neufassung

des Sächsischen Jugendstrafvollzugsgesetzes und des
Sächsischen Untersuchungshaftvollzugsgesetzes

Das Staatsministerium der Justiz und für Europa kann den
Wortlaut des Sächsischen Jugendstrafvollzugsgesetzes und
des Sächsischen Untersuchungshaftvollzugsgesetzes in der
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im
Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt machen.

Artikel 6
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2013 in Kraft.

Dresden, den 16. Mai 2013

Der Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident
Stanislaw Tillich

Der Staatsminister der Justiz und für Europa
Dr. Jürgen Martens
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Gesetz
über den Vollzug der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung im Freistaat Sachsen

(Sächsisches Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz – SächsSVVollzG)
Vom 16. Mai 2013

Der Sächsische Landtag hat am 16. Mai 2013 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Inhaltsübersicht

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Ziel und Aufgabe des Vollzugs
§ 3 Vollzugsgestaltung
§ 4 Stellung der Untergebrachten, Mitwirkung
§ 5 Soziale Hilfe

Teil 2
Aufnahme, Diagnose, Vollzugs-

und Eingliederungsplanung

§ 6 Aufnahmeverfahren
§ 7 Diagnoseverfahren
§ 8 Vollzugs- und Eingliederungsplanung
§ 9 Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

Teil 3
Unterbringung, Verlegung

§ 10 Trennungsgrundsätze
§ 11 Unterbringung und Bewegungsfreiheit
§ 12 Wohngruppenvollzug
§ 13 Geschlossener und offener Vollzug
§ 14 Verlegung und Überstellung

Teil 4
Therapeutische Ausgestaltung und Maßnahmen

§ 15 Therapeutische Ausgestaltung
§ 16 Motivierungsmaßnahmen
§ 17 Sozialtherapeutische Maßnahmen
§ 18 Psychologische Intervention und Psychotherapie
§ 19 Psychiatrische Maßnahmen

Teil 5
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining,

schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen,
Arbeit

§ 20 Arbeitstherapeutische Maßnahmen
§ 21 Arbeitstraining
§ 22 Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen
§ 23 Arbeit
§ 24 Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung
§ 25 Freistellung

Teil 6
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel,

andere Formen der Telekommunikation und Pakete

§ 26 Grundsatz
§ 27 Besuch
§ 28 Untersagung der Besuche

§ 29 Durchführung der Besuche
§ 30 Überwachung der Gespräche
§ 31 Telefongespräche
§ 32 Schriftwechsel
§ 33 Untersagung des Schriftwechsels
§ 34 Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung von

Schreiben
§ 35 Überwachung des Schriftwechsels
§ 36 Anhalten von Schreiben
§ 37 Andere Formen der Telekommunikation
§ 38 Pakete

Teil 7
Vollzugsöffnende Maßnahmen und sonstige Aufenthalte

außerhalb der Anstalt

§ 39 Vollzugsöffnende Maßnahmen
§ 40 Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels
§ 41 Lockerungen aus sonstigen Gründen
§ 42 Weisungen für Lockerungen
§ 43 Ausführungen zur Erreichung des Vollzugsziels
§ 44 Ausführungen aus sonstigen Gründen
§ 45 Außenbeschäftigung
§ 46 Vorführung, Ausantwortung

Teil 8
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung

und nachgehende Betreuung

§ 47 Vorbereitung der Eingliederung
§ 48 Entlassung
§ 49 Nachgehende Betreuung
§ 50 Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

Teil 9
Grundversorgung und Freizeit

§ 51 Einbringen von Gegenständen
§ 52 Gewahrsam an Gegenständen
§ 53 Ausstattung des Zimmers
§ 54 Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen
§ 55 Zeitungen und Zeitschriften, religiöse Schriften und

Gegenstände
§ 56 Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik
§ 57 Kleidung
§ 58 Verpflegung und Einkauf
§ 59 Freizeit

Teil 10
Vergütung, Gelder der Untergebrachten und Kosten

§ 60 Vergütung
§ 61 Eigengeld
§ 62 Taschengeld
§ 63 Konten, Bargeld
§ 64 Hausgeld
§ 65 Zweckgebundene Einzahlungen
§ 66 Kosten
§ 67 Überbrückungsgeld
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Teil 11
Gesundheitsfürsorge

§ 68 Art und Umfang der medizinischen Leistungen, Kosten-
beteiligung

§ 69 Durchführung der medizinischen Leistungen, Forde-
rungsübergang

§ 70 Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung
§ 71 Gesundheitsschutz und Hygiene
§ 72 Krankenbehandlung während vollzugsöffnender Maß-

nahmen
§ 73 Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheits-

fürsorge
§ 74 Benachrichtigungspflicht

Teil 12
Religionsausübung

§ 75 Seelsorge
§ 76 Religiöse Veranstaltungen
§ 77 Weltanschauungsgemeinschaften

Teil 13
Sicherheit und Ordnung

§ 78 Grundsatz
§ 79 Allgemeine Verhaltenspflichten, Aufarbeitung von Pflicht-

verstößen
§ 80 Durchsuchung
§ 81 Sichere Unterbringung
§ 82 Erkennungsdienstliche Maßnahmen
§ 83 Lichtbildausweise
§ 84 Videoüberwachung
§ 85 Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch
§ 86 Auslesen von Datenspeichern
§ 87 Festnahmerecht
§ 88 Besondere Sicherungsmaßnahmen
§ 89 Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen, Ver-

fahren
§ 90 Ärztliche Überwachung

Teil 14
Unmittelbarer Zwang

§ 91 Begriffsbestimmungen
§ 92 Allgemeine Voraussetzungen
§ 93 Androhung
§ 94 Schusswaffengebrauch

Teil 15
Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerde

§ 95 Aufhebung von Maßnahmen
§ 96 Beschwerderecht

Teil 16
Aktenführung und Datenschutz

§ 97 Verarbeitung
§ 98 Datenerhebung
§ 99 Schutz besonderer Daten
§ 100 Zentrale Vollzugsdatei, Einrichtung automatisierter Ab-

rufverfahren
§ 101 Akten
§ 102 Berichtigung, Löschung und Sperrung
§ 103 Auskunft an den Betroffenen, Akteneinsicht

§ 104 Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwe-
cke

§ 105 Anwendbarkeit des Sächsischen Datenschutzgesetzes

Teil 17
Kriminologische Forschung

§ 106 Evaluation, kriminologische Forschung

Teil 18
Aufbau und Organisation der Anstalten

§ 107 Anstalten
§ 108 Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Einzelbelegung
§ 109 Leitung der Anstalt
§ 110 Bedienstete
§ 111 Seelsorger
§ 112 Medizinische Versorgung
§ 113 Mitverantwortung der Untergebrachten
§ 114 Hausordnung

Teil 19
Aufsicht, Beirat

§ 115 Aufsichtsbehörde
§ 116 Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften
§ 117 Beirat

Teil 20
Schlussbestimmungen

§ 118 Einschränkung von Grundrechten
§ 119 Verhältnis zum Bundesrecht
§ 120 Übergangsbestimmungen
§ 121 Inkrafttreten

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Unterbringung in der Si-
cherungsverwahrung (Vollzug).

§ 2
Ziel und Aufgabe des Vollzugs

Der Vollzug dient dem Ziel, die Gefährlichkeit der Unter-
gebrachten für die Allgemeinheit so zu mindern, dass die Voll-
streckung der Maßregel möglichst bald zur Bewährung ausge-
setzt oder sie für erledigt erklärt werden kann. Er hat die
Aufgabe, die Allgemeinheit vor weiteren Straftaten zu schützen.
Dies wird durch eine zielgerichtete und wirkungsorientierte Voll-
zugsgestaltung sowie sichere Unterbringung und Beaufsichti-
gung der Untergebrachten gewährleistet.

§ 3
Vollzugsgestaltung

(1) Der Vollzug ist auf die Auseinandersetzung der Unterge-
brachten mit ihrer Gefährlichkeit und deren Folgen auszurich-
ten.

(2) Der Vollzug ist therapiegerichtet und freiheitsorientiert aus-
zugestalten. Die Untergebrachten sind individuell und intensiv
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zu betreuen. Fähigkeiten, die sie für ein selbstbestimmtes Le-
ben in Freiheit und sozialer Verantwortung benötigen, sind zu
erhalten und zu fördern.

(3) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensverhältnis-
sen soweit wie möglich anzugleichen. Selbst bei langer Dauer
der Unterbringung ist den Untergebrachten ein Leben in Würde
und weitgehender Selbstbestimmung zu ermöglichen.

(4) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzu-
wirken.

(5) Der Bezug der Untergebrachten zum gesellschaftlichen Le-
ben ist zu wahren und zu fördern. Ehrenamtliche Mitarbeiter so-
wie Personen und Einrichtungen außerhalb des Vollzugs sollen
in den Vollzugsalltag einbezogen werden. Den Untergebrach-
ten ist sobald wie möglich die Teilnahme am Leben in der Frei-
heit zu gewähren.

(6) Die unterschiedlichen Bedürfnisse der Untergebrachten,
insbesondere im Hinblick auf Alter, Geschlecht, Herkunft und
Glauben, sind bei der Vollzugsgestaltung im Allgemeinen und
im Einzelfall zu berücksichtigen.

§ 4
Stellung der Untergebrachten, Mitwirkung

(1) Die Untergebrachten werden nicht zur Verbüßung einer
Strafe festgehalten. Sie sind so zu behandeln, dass selbst ein
derartiger Anschein vermieden wird.

(2) Die Persönlichkeit der Untergebrachten ist zu achten. Ihre
Selbstständigkeit im Vollzugsalltag ist soweit wie möglich zu er-
halten und zu fördern.

(3) Die Untergebrachten werden an der Gestaltung des Voll-
zugsalltags beteiligt. Vollzugliche Maßnahmen sollen ihnen er-
läutert werden. Soweit erforderlich, wird ein Dolmetscher hin-
zugezogen. Mit Zustimmung der beteiligten Untergebrachten
kann in Ausnahmefällen für die Übersetzung auch ein anderer
Untergebrachter tätig werden.

(4) Zur Erreichung des Vollzugsziels bedarf es der Mitwirkung
der Untergebrachten. Ihre Bereitschaft hierzu ist zu wecken
und zu fördern.

(5) Die Untergebrachten unterliegen den in diesem Gesetz vor-
gesehenen Beschränkungen ihrer Freiheit. Soweit das Gesetz
eine besondere Regelung nicht enthält, dürfen ihnen nur Be-
schränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der
Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden
Störung der Ordnung in der Anstalt unerlässlich sind.

§ 5
Soziale Hilfe

Die Untergebrachten werden durch die Anstalt darin un-
terstützt, ihre persönlichen, wirtschaftlichen, sozialen und ge-
sundheitlichen Schwierigkeiten zu beheben. Sie sollen dazu
angeregt und in die Lage versetzt werden, ihre Angelegenhei-
ten selbst zu regeln.

Teil 2
Aufnahme, Diagnose, Vollzugs-

und Eingliederungsplanung

§ 6
Aufnahmeverfahren

(1) Mit den Untergebrachten wird unverzüglich nach der Auf-
nahme ein Zugangsgespräch geführt, in dem ihre gegenwärti-
ge Lebenssituation erörtert wird und sie über ihre Rechte und
Pflichten sowie über die Ausgestaltung der Unterbringung infor-
miert werden. Ihnen ist ein Exemplar der Hausordnung auszu-
händigen. Dieses Gesetz, die von ihm in Bezug genommenen
Gesetze sowie die zu seiner Ausführung erlassenen Rechts-
verordnungen und Verwaltungsvorschriften sind den Unter-
gebrachten auf Verlangen zugänglich zu machen.

(2) Während des Aufnahmeverfahrens dürfen andere Unter-
gebrachte nicht zugegen sein.

(3) Die Untergebrachten werden unverzüglich ärztlich unter-
sucht.

§ 7
Diagnoseverfahren

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur Vorbereitung
der Vollzugs- und Eingliederungsplanung das Diagnoseverfah-
ren an.

(2) Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftlichen Erkennt-
nissen genügen und von Personen mit einschlägiger wissen-
schaftlicher Qualifikation durchgeführt werden.

(3) Das Diagnoseverfahren erstreckt sich, aufbauend auf den
Erkenntnissen aus dem Vollzug vorangegangener Freiheitsent-
ziehungen, auf die Persönlichkeit, die sozialen Bezüge und alle
sonstigen Gesichtspunkte, deren Kenntnis für eine Beurteilung
der Gefährlichkeit der Untergebrachten, eine zielgerichtete und
wirkungsorientierte Vollzugsgestaltung und die Eingliederung
der Untergebrachten nach der Entlassung notwendig ist.

(4) Im Diagnoseverfahren werden die im Einzelfall die Gefähr-
lichkeit begründenden Faktoren ermittelt. Gleichzeitig werden
die Fähigkeiten der Untergebrachten ermittelt, deren Stärkung
der Gefährlichkeit entgegenwirken kann.

(5) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens wird mit den Unter-
gebrachten erörtert.

§ 8
Vollzugs- und Eingliederungsplanung

(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnoseverfah-
rens wird ein Vollzugs- und Eingliederungsplan erstellt. Er zeigt
den Untergebrachten bereits zu Beginn der Unterbringung die
zur Erreichung des Vollzugsziels erforderlichen Maßnahmen
auf. Daneben enthält er weitere Angebote und Empfehlungen
zur sinnvollen Gestaltung des Lebens im Vollzug. Die Fähigkei-
ten, Fertigkeiten und Neigungen der Untergebrachten sollen
einbezogen werden.

(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird unverzüglich, re-
gelmäßig innerhalb der ersten acht Wochen nach der Aufnah-
me, erstellt.
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(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die darin vor-
gesehenen Maßnahmen werden regelmäßig alle sechs Monate
überprüft und fortgeschrieben. Die Entwicklung der Unter-
gebrachten und die in der Zwischenzeit gewonnenen Erkennt-
nisse sind zu berücksichtigen. Die durchgeführten Maßnah-
men sind zu dokumentieren.

(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit den Un-
tergebrachten erörtert. Dabei werden deren Anregungen und
Vorschläge einbezogen, soweit sie der Erreichung des Voll-
zugsziels dienen.

(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- und Ein-
gliederungsplans führt der Anstaltsleiter eine Konferenz mit
den an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durch.
Die im Vollzug einer vorangegangenen Freiheitsentziehung an
der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten können an der
Konferenz beteiligt werden. Standen die Untergebrachten vor
ihrer Unterbringung unter Bewährungs- oder Führungsaufsicht,
kann auch der für sie bislang zuständige Bewährungshelfer an
der Konferenz beteiligt werden. Die Teilnahme des Verteidigers
ist zu gestatten. Den Untergebrachten wird der Vollzugs- und
Eingliederungsplan in der Konferenz eröffnet und erläutert. Sie
sollen auch darüber hinaus an der Konferenz beteiligt werden.

(6) An der Eingliederung mitwirkende Personen außerhalb des
Vollzugs sind nach Möglichkeit in die Planung einzubeziehen,
soweit dies zur Eingliederung erforderlich ist. Sie können mit
Zustimmung der Untergebrachten auch an der Konferenz be-
teiligt werden.

(7) Rechtzeitig vor einer voraussichtlichen Entlassung ist einem
Mitarbeiter der Bewährungshilfe und der Führungsaufsichts-
stelle die Teilnahme an der Konferenz zu ermöglichen. Der Voll-
zugs- und Eingliederungsplan und seine Fortschreibungen sind
zu übersenden.

(8) Eine Abschrift des Vollzugs- und Eingliederungsplans und
seiner Fortschreibungen wird den Untergebrachten ausge-
händigt.

§ 9
Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fort-
schreibungen enthalten unter Berücksichtigung von § 15
Abs. 2 Satz 2 insbesondere folgende Angaben:
1. Zusammenfassung der für die Vollzugs- und Eingliede-

rungsplanung maßgeblichen Ergebnisse des Diagnosever-
fahrens,

2. Maßnahmen zur Förderung der Mitwirkungsbereitschaft,
3. Teilnahme an psychiatrischen, psychotherapeutischen,

psychologischen oder sozialtherapeutischen Maßnahmen,
4. Teilnahme an anderen einzel- oder gruppentherapeuti-

schen Maßnahmen,
5. Unterbringung in einer Wohngruppe und Teilnahme am

Wohngruppenvollzug,
6. Teilnahme an Maßnahmen zur Behandlung von Suchtmit-

telabhängigkeit und -missbrauch, einschließlich Suchtbera-
tung,

7. Teilnahme an Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der
sozialen Kompetenz,

8. Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizierungs-
maßnahmen, einschließlich Alphabetisierungs- und
Deutschkursen,

9. Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen oder am
Arbeitstraining,

10. Arbeit,
11. freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung,
12. Teilnahme an Sportangeboten und Maßnahmen zur struk-

turierten Gestaltung der Freizeit,
13. Ausführungen zur Erreichung des Vollzugsziels, Außenbe-

schäftigung,
14. Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels,
15. Unterbringung im offenen Vollzug,
16. Aufrechterhaltung, Förderung und Gestaltung von Außen-

kontakten,
17. Bildung von Überbrückungsgeld, Schuldnerberatung,

Schuldenregulierung und Erfüllung von Unterhaltspflichten,
18. Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, Eingliede-

rung und Nachsorge und
19. Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliederungs-

plans.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 3, 4, 6 und 7, die nach dem
Ergebnis des Diagnoseverfahrens als zur Erreichung des Voll-
zugsziels zwingend erforderlich erachtet werden, sind als sol-
che zu kennzeichnen und gehen allen anderen Maßnahmen
vor. Auch für Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 8 und 9 kann ein
Vorrang vor anderen Maßnahmen vorgesehen werden. Es ist
anzustreben, die Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 im Ein-
vernehmen mit dem Untergebrachten festzulegen. Andere
Maßnahmen können versagt werden, soweit sie die Teilnahme
an Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 beeinträchtigen
würden.

(3) Rechtzeitig, mindestens ein Jahr vor dem voraussichtlichen
Entlassungszeitpunkt, hat die Planung zur Vorbereitung der
Eingliederung zu beginnen. Anknüpfend an die bisherige Voll-
zugsplanung werden ab diesem Zeitpunkt die Maßnahmen
nach Absatz 1 Nr. 18 konkretisiert oder ergänzt. Insbesondere
ist Stellung zu nehmen zu:
1. Unterbringung im offenen Vollzug, Aufenthalt in einer Über-

gangseinrichtung,
2. Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung nach der Entlas-

sung,
3. Unterstützung bei notwendigen Behördengängen und der

Beschaffung der notwendigen persönlichen Dokumente,
4. Beteiligung der Bewährungshilfe, Führungsaufsichtsstelle

und der forensischen Ambulanzen,
5. Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlassenenhilfe,
6. Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abgeschlossenen

Maßnahmen,
7. Anregung von Auflagen und Weisungen für die Be-

währungs- oder Führungsaufsicht,
8. Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen und
9. nachgehende Betreuung durch Vollzugsbedienstete.

Teil 3
Unterbringung, Verlegung

§ 10
Trennungsgrundsätze

(1) Untergebrachte sind von Gefangenen zu trennen.

(2) Männliche und weibliche Untergebrachte sind zu trennen.

(3) Abweichend von Absatz 1 sind gemeinsame Maßnahmen
im Bereich der Arbeitstherapie, des Arbeitstrainings, der schu-
lischen und beruflichen Qualifizierung, der Arbeit, der Freizeit
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und der Religionsausübung zulässig, um ein differenziertes An-
gebot zu gewährleisten. Für andere Maßnahmen gilt dies aus-
nahmsweise dann, wenn es die Behandlung nach § 66c Abs. 1
Nr. 1 des Strafgesetzbuches (StGB) erfordert.

(4) Von einer getrennten Unterbringung nach Absatz 1 darf aus-
nahmsweise abgewichen werden, wenn es die Behandlung
nach § 66c Abs. 1 Nr. 1 StGB erfordert. Dies erfasst auch die
Unterbringung in der sozialtherapeutischen Abteilung oder im
offenen Vollzug zur Entlassungsvorbereitung. Eine Abwei-
chung ist auch bei einer Überstellung nach § 14 Abs. 3 und 4
zulässig. Die Unterbringungsbedingungen müssen sich außer
in den Fällen des § 14 Abs. 3 und 4 im Rahmen der vorhande-
nen Gegebenheiten von denen der Gefangenen unterscheiden.

(5) Abweichend von Absatz 2 sind gemeinsame Maßnahmen,
insbesondere zur schulischen und beruflichen Qualifizierung,
zulässig.

(6) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für eine Unterbringung zum
Zweck der medizinischen Behandlung.

§ 11
Unterbringung und Bewegungsfreiheit

(1) Die Untergebrachten erhalten Zimmer zur alleinigen Nut-
zung. Die Zimmer sind so zu gestalten, dass den Unter-
gebrachten mindestens 20 Quadratmeter zum Wohnen und
Schlafen einschließlich eines baulich abgetrennten Sanitär-
bereichs zur Verfügung stehen. Die Zimmer befinden sich re-
gelmäßig im Bereich einer Wohngruppe.

(2) Sofern für Untergebrachte eine Gefahr für Leben oder Ge-
sundheit besteht, können sie vorübergehend mit anderen ge-
meinsam untergebracht werden, wenn diese zustimmen und
das Vollzugsziel nicht gefährdet wird. Darüber hinaus ist eine
gemeinsame Unterbringung nur vorübergehend und aus zwin-
genden Gründen zulässig.

(3) Die Untergebrachten dürfen sich außerhalb der Nachtruhe
in den für sie vorgesehenen Unterbringungsbereichen der An-
stalt einschließlich des Außenbereichs frei bewegen. Ein-
schränkungen der Bewegungsfreiheit sind zulässig, wenn es
die Sicherheit oder schwerwiegende Gründe der Ordnung in
der Anstalt erfordern oder ein schädlicher Einfluss auf andere
Untergebrachte zu befürchten ist.

§ 12
Wohngruppenvollzug

(1) Der Vollzug wird regelmäßig als Wohngruppenvollzug aus-
gestaltet.

(2) Der Wohngruppenvollzug dient der Einübung sozialverträg-
lichen Zusammenlebens, insbesondere von Toleranz sowie der
Übernahme von Verantwortung für sich und andere.

(3) Eine Wohngruppe wird in einem baulich abgegrenzten Be-
reich eingerichtet, zu dem neben den Zimmern der Unter-
gebrachten weitere Räume und Einrichtungen zur gemein-
samen Nutzung gehören. Sie wird in der Regel von fest
zugeordneten Bediensteten betreut.

§ 13
Geschlossener und offener Vollzug

(1) Die Unterbringung erfolgt im geschlossenen Vollzug.

(2) Die Untergebrachten sollen zur Entlassungsvorbereitung im
offenen Vollzug untergebracht werden, wenn sie dessen be-
sonderen Anforderungen genügen, insbesondere nicht zu
befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug entziehen oder die
Möglichkeiten des offenen Vollzugs zu Straftaten missbrau-
chen werden. Genügen die Untergebrachten den besonderen
Anforderungen der Unterbringung im offenen Vollzug nicht
mehr, werden sie im geschlossenen Vollzug untergebracht.
§ 95 bleibt unberührt.

(3) Abteilungen des offenen Vollzugs sehen keine oder nur ver-
minderte Vorkehrungen gegen Entweichungen vor.

§ 14
Verlegung und Überstellung

(1) Die Untergebrachten können abweichend vom Vollstre-
ckungsplan nach § 116 in eine andere für den Vollzug der Un-
terbringung in der Sicherungsverwahrung zuständige Anstalt
verlegt werden, wenn die Erreichung des Vollzugsziels hier-
durch gefördert wird oder zwingende Gründe der Vollzugsorga-
nisation oder andere wichtige Gründe dies erfordern. Dem Ver-
teidiger wird die Verlegung unverzüglich mitgeteilt. Sie dürfen
aus wichtigem Grund in eine andere für den Vollzug der Unter-
bringung in der Sicherungsverwahrung zuständige Anstalt
überstellt werden.

(2) Die Untergebrachten können in eine für den Vollzug anderer
Freiheitsentziehungen zuständige Anstalt verlegt oder über-
stellt werden, wenn ihre Behandlung nach § 66c Abs. 1 Nr. 1
StGB es erfordert. Dem Verteidiger wird die Verlegung un-
verzüglich mitgeteilt.

(3) Untergebrachte können in eine für den Vollzug anderer Frei-
heitsentziehungen zuständige Anstalt überstellt werden, wenn
dies zur Wahrnehmung eines Gerichtstermins oder aus einem
vergleichbaren Grund zwingend erforderlich ist.

(4) Auf ihren Antrag können Untergebrachte aus wichtigem
Grund in eine für den Vollzug anderer Freiheitsentziehungen
zuständige Anstalt überstellt werden, wenn dies die Behand-
lung nicht beeinträchtigt und sie sich mit den dortigen Bedin-
gungen einverstanden erklären.

Teil 4
Therapeutische Ausgestaltung und Maßnahmen

§ 15
Therapeutische Ausgestaltung

(1) Der Vollzug ist auf der Grundlage des Lebens in einer Ge-
meinschaft therapeutisch auszugestalten. Er bedient sich insbe-
sondere sozial- und psychotherapeutischer, psychologischer,
psychiatrischer, sozialpädagogischer und arbeitstherapeutischer
Methoden, die wissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechen.

(2) Den Untergebrachten sind die zur Erreichung des Vollzugs-
ziels im Einzelfall erforderlichen therapeutischen Maßnahmen
anzubieten. Soweit standardisierte Therapiemethoden nicht
ausreichen oder keinen Erfolg versprechen, sind individuell zu-
geschnittene Behandlungsangebote zu unterbreiten.
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(3) Bei der therapeutischen Ausgestaltung des Vollzugs wirken
Bedienstete verschiedener Fachrichtungen in enger Abstim-
mung zusammen. Soweit es erforderlich ist, sind externe
Fachkräfte einzubeziehen.

§ 16
Motivierungsmaßnahmen

(1) Motivierungsmaßnahmen sind darauf ausgerichtet, die Be-
reitschaft der Untergebrachten zur Mitwirkung an der Erreichung
des Vollzugsziels zu fördern. Hierzu gehören insbesondere wie-
derkehrende Gesprächsangebote, die Beziehungsfähigkeit
fördernde Maßnahmen und die Vermittlung des therapeutischen
Konzepts.

(2) Zur Motivierung können auch Vergünstigungen gewährt
oder bereits gewährte Vergünstigungen wieder entzogen wer-
den. Die Ansprüche der Untergebrachten nach diesem Gesetz
bleiben unberührt.

§ 17
Sozialtherapeutische Maßnahmen

Sozialtherapeutische Maßnahmen bedienen sich auf der
Grundlage einer therapeutischen Gemeinschaft psycholo-
gischer, psychotherapeutischer, sozialpädagogischer und ar-
beitstherapeutischer Methoden, die in umfassenden Behand-
lungsprogrammen verbunden werden. Personen aus dem
Lebensumfeld der Untergebrachten außerhalb des Vollzugs
werden in die Behandlung einbezogen.

§ 18
Psychologische Intervention und Psychotherapie

Psychologische und psychotherapeutische Maßnahmen im
Vollzug dienen insbesondere der Behandlung psychosozialer
Faktoren und psychischer Störungen des Verhaltens und Er-
lebens, die in einem Zusammenhang mit der Gefährlichkeit der
Untergebrachten stehen. Sie werden durch systematische An-
wendung wissenschaftlich fundierter psychologischer und psy-
chotherapeutischer Methoden mit einem oder mehreren Unter-
gebrachten durchgeführt.

§ 19
Psychiatrische Maßnahmen

Psychiatrische Maßnahmen im Vollzug dienen der Behandlung
psychischer Krankheiten, die in einem Zusammenhang mit der
Gefährlichkeit der Untergebrachten stehen. Sie erfolgen auf
der Grundlage ärztlicher Standards und Behandlungsleitlinien
sowie standardisierter testpsychologischer Untersuchungen
und berücksichtigen alle Lebensbereiche der Untergebrachten.
In geeigneten Fällen erfolgt eine medikamentöse Unterstüt-
zung der therapeutischen Behandlung.

Teil 5
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining,

schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen,
Arbeit

§ 20
Arbeitstherapeutische Maßnahmen

Arbeitstherapeutische Maßnahmen dienen dazu, dass die Un-
tergebrachten Eigenschaften wie Selbstvertrauen, Durchhalte-
vermögen und Konzentrationsfähigkeit einüben, um sie stufen-

weise an die Grundanforderungen des Arbeitslebens
heranzuführen.

§ 21
Arbeitstraining

Arbeitstraining dient dazu, Untergebrachten, die nicht in der La-
ge sind, einer regelmäßigen und erwerbsorientierten Beschäfti-
gung nachzugehen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln,
die eine Eingliederung in das leistungsorientierte Arbeitsleben
fördern. Die Maßnahmen sind danach auszurichten, dass sie
den Untergebrachten für den Arbeitsmarkt relevante Qualifika-
tionen vermitteln.

§ 22
Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen

(1) Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung und vor-
berufliche Qualifizierung im Vollzug (schulische und berufliche
Qualifizierungsmaßnahmen) haben das Ziel, den Unter-
gebrachten Fähigkeiten zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit
nach der Entlassung zu vermitteln sowie vorhandene Fähigkei-
ten zu erhalten und zu fördern. Sie werden in der Regel als Voll-
zeitmaßnahme durchgeführt. Bei der Festlegung von Inhalten,
Methoden und Organisationsformen der Bildungsangebote
werden die Besonderheiten der jeweiligen Zielgruppe be-
rücksichtigt.

(2) Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen sind darauf auszu-
richten, den Untergebrachten für den Arbeitsmarkt relevante
Qualifikationen zu vermitteln.

(3) Geeigneten Untergebrachten soll die Teilnahme an einer
schulischen oder beruflichen Ausbildung ermöglicht werden,
die zu einem anerkannten Abschluss führt.

(4) Können Maßnahmen während des Vollzugs nicht ab-
geschlossen werden, trägt die Anstalt in Zusammenarbeit mit
außervollzuglichen Einrichtungen dafür Sorge, dass die begon-
nene Qualifizierungsmaßnahme nach der Entlassung fort-
gesetzt werden kann.

(5) Nachweise über schulische und berufliche Qualifizierungs-
maßnahmen dürfen keinen Hinweis auf die Unterbringung in
der Sicherungsverwahrung enthalten.

§ 23
Arbeit

Den Untergebrachten soll Arbeit angeboten werden. § 9 Abs. 2
bleibt unberührt. Nehmen sie eine Arbeit auf, gelten die fest-
gelegten Arbeitsbedingungen. Die Arbeit darf nicht zur Unzeit
niedergelegt werden.

§ 24
Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung

(1) Untergebrachten, die zum Freigang nach § 40 Abs. 1 Nr. 4
zugelassen sind, soll gestattet werden, einer Arbeit, Berufsaus-
bildung oder beruflichen Weiterbildung auf der Grundlage eines
freien Beschäftigungsverhältnisses oder der Selbstbeschäfti-
gung außerhalb der Anstalt nachzugehen, wenn die Beschäfti-
gungsstelle geeignet ist und nicht überwiegende Gründe des
Vollzugs entgegenstehen. § 42 gilt entsprechend.
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(2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift für die Unterge-
brachten zu überweisen.

§ 25
Freistellung

(1) Haben die Untergebrachten ein halbes Jahr lang gearbeitet,
so können sie beanspruchen, zehn Arbeitstage von der Arbeit
freigestellt zu werden. Zeiten, in denen die Untergebrachten in-
folge Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert waren, werden
auf das Halbjahr mit bis zu 15 Arbeitstagen angerechnet. Der
Anspruch verfällt, wenn die Freistellung nicht innerhalb eines
Jahres nach seiner Entstehung erfolgt ist.

(2) Auf die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang nach § 40
Abs. 1 Nr. 3 angerechnet, soweit er in die Arbeitszeit fällt.
Gleiches gilt für einen Langzeitausgang nach § 41, soweit er
nicht wegen des Todes oder einer lebensgefährlichen Erkran-
kung naher Angehöriger erteilt worden ist.

(3) Die Untergebrachten erhalten für die Zeit der Freistellung ihr
Arbeitsentgelt weiter.

(4) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhältnisse blei-
ben unberührt.

(5) Für Maßnahmen nach den §§ 20, 21 und 22 Abs. 1 gelten
die Absätze 1 bis 4 entsprechend, sofern diese den Umfang
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreichen.

Teil 6
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel,

andere Formen der Telekommunikation und Pakete

§ 26
Grundsatz

Die Untergebrachten haben das Recht, mit Personen außer-
halb der Anstalt im Rahmen der Bestimmungen dieses Geset-
zes zu verkehren. Die Anstalt fördert den Kontakt mit Personen,
von denen ein günstiger Einfluss erwartet werden kann.

§ 27
Besuch

(1) Die Untergebrachten dürfen im Monat zwölf Stunden Be-
such empfangen. Der Anstaltsleiter kann längere Besuchszei-
ten vorsehen.

(2) Besuche von Angehörigen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1
StGB werden besonders unterstützt.

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, wenn
sie die Eingliederung der Untergebrachten fördern oder
persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten
dienen.

(4) Der Anstaltsleiter soll über Absatz 1 hinausgehend mehr-
stündige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) zulas-
sen, wenn dies zur Pflege familiärer, partnerschaftlicher oder
ihnen gleichzusetzender Kontakte der Untergebrachten gebo-
ten erscheint und die Untergebrachten hierfür geeignet sind.

(5) Besuche von Verteidigern, Rechtsanwälten und Notaren in
einer die Untergebrachten betreffenden Rechtssache und Be-
suche von Mitgliedern der Volksvertretungen des Bundes und

der Länder sowie des Europäischen Parlaments sind zu gestat-
ten.

§ 28
Untersagung der Besuche

Der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen, wenn
1. die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt gefährdet würde,
2. bei Personen, die nicht Angehörige der Untergebrachten im

Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB sind, zu befürchten ist,
dass sie einen schädlichen Einfluss auf die Untergebrach-
ten haben oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern,
oder

3. bei minderjährigen Personen, die Opfer vorangegangener
Straftaten waren, zu befürchten ist, dass die Begegnung
mit den Untergebrachten einen schädlichen Einfluss auf
sie hat.

§ 29
Durchführung der Besuche

(1) Aus Gründen der Sicherheit in der Anstalt können Besuche
davon abhängig gemacht werden, dass sich die Besucher
durchsuchen lassen. Die Durchsuchung von Verteidigern setzt
voraus, dass konkrete Anhaltspunkte für die Gefährdung der
Sicherheit vorliegen.

(2) Besuche können beaufsichtigt werden, wenn dies im Einzel-
fall aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt er-
forderlich ist. Die Beaufsichtigung mit technischen Mitteln ist
zulässig, wenn die Besucher und die Untergebrachten vor dem
Besuch erkennbar darauf hingewiesen werden. Eine Aufzeich-
nung findet nicht statt.

(3) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn Besucher oder
Untergebrachte gegen dieses Gesetz oder aufgrund dieses
Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Abmahnung ver-
stoßen. Die Abmahnung unterbleibt, wenn es unerlässlich ist,
den Besuch sofort abzubrechen.

(4) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit Erlaubnis der An-
stalt übergeben werden.

(5) Besuche von Verteidigern, Rechtsanwälten und Notaren in
einer die Untergebrachten betreffenden Rechtssache werden
nicht beaufsichtigt. Nicht beaufsichtigt werden ferner Besuche
von Mitgliedern der Volksvertretungen des Bundes und der
Länder, des Europäischen Parlaments, des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte, des Europäischen Komitees
zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigen-
der Behandlung oder Strafe, der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates, der Agentur der Europäischen Union für
Grundrechte und der weiteren Einrichtungen, mit denen der
Kontakt aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen der Bun-
desrepublik Deutschland geschützt ist. Satz 2 gilt auch für den
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informations-
freiheit, den Sächsischen Datenschutzbeauftragten und ande-
re Landesdatenschutzbeauftragte.

(6) Eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidigern, Rechts-
anwälten und Notaren beim Besuch in einer den Untergebrach-
ten betreffenden Rechtssache mitgeführten Schriftstücke, son-
stigen Unterlagen und Datenträger ist nicht zulässig; Gleiches
gilt beim Besuch von Mitgliedern der Volksvertretungen des
Bundes und der Länder sowie des Europäischen Parlaments.
Abweichend von Absatz 4 dürfen Schriftstücke oder sonstige
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Unterlagen den Untergebrachten von ihrem Verteidiger,
Rechtsanwalt oder Notar zur Erledigung in einer die Unter-
gebrachten betreffenden Rechtssache übergeben werden. Bei
dem Besuch von Rechtsanwälten oder Notaren kann die Über-
gabe aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt
von der Erlaubnis des Anstaltsleiters abhängig gemacht wer-
den. Liegt dem Vollzug eine Straftat nach § 129a StGB, auch in
Verbindung mit § 129b Abs. 1 StGB, zugrunde, gelten § 148
Abs. 2 und § 148a der Strafprozessordnung (StPO) entspre-
chend; dies gilt nicht, wenn die Untergebrachten sich im offe-
nen Vollzug befinden oder wenn ihnen Lockerungen nach § 40
gewährt worden sind und ein Grund, der den Anstaltsleiter zur
Aufhebung nach § 13 Abs. 2 oder § 95 ermächtigt, nicht vor-
liegt.

(7) Der Anstaltsleiter kann im Einzelfall die Nutzung einer
Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum Schutz von Perso-
nen oder zur Verhinderung einer Übergabe von Gegenständen
erforderlich ist.

§ 30
Überwachung der Gespräche

Gespräche dürfen nur überwacht werden, soweit es im Einzel-
fall wegen einer Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels
oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt
erforderlich ist. § 29 Abs. 5 gilt entsprechend. § 117 Abs. 3
Satz 4 bleibt unberührt.

§ 31
Telefongespräche

(1) Die Untergebrachten dürfen unter Vermittlung der Anstalt
Telefongespräche führen. Die §§ 28 bis 30 gelten entspre-
chend. Darüber hinaus können Telefongespräche mit Perso-
nen, die Opfer vorangegangener Straftaten waren, versagt wer-
den. Die Anordnung der Überwachung teilt die Anstalt den
Untergebrachten rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs
und den Gesprächspartnern der Untergebrachten unmittelbar
nach Herstellung der Verbindung mit.

(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Untergebrach-
ten. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten
in begründeten Fällen in angemessenem Umfang überneh-
men.

(3) Die Anstalt kann die Bereitstellung und den Betrieb von Tele-
kommunikationsanlagen, die Bereitstellung, Vermietung oder
Ausgabe von Telekommunikationsgeräten und von anderen
Geräten der Telekommunikation einem Dritten gestatten oder
übertragen.

(4) Innerhalb des Geländes der Anstalt sind der Besitz und die
Benutzung von Mobilfunkendgeräten verboten. Für den offenen
Vollzug kann der Anstaltsleiter abweichende Regelungen tref-
fen.

(5) Die Anstalt darf technische Geräte
1. zur Auffindung von Mobilfunkendgeräten,
2. zur Aktivierung von Mobilfunkendgeräten zum Zwecke der

Auffindung und
3. zur Störung von Frequenzen, die der Herstellung unerlaub-

ter Mobilfunkverbindungen auf dem Anstaltsgelände die-
nen,

betreiben. Sie hat hierbei die von der Bundesnetzagentur ge-
mäß § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes

(TKG) vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 2012 (BGBl. I S. 958) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, festgeleg-
ten Rahmenbedingungen zu beachten. Der Mobilfunkverkehr
außerhalb des Geländes der Anstalt darf nicht beeinträchtigt
werden.

§ 32
Schriftwechsel

(1) Die Untergebrachten haben das Recht, Schreiben abzusen-
den und zu empfangen.

(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Untergebrach-
ten. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten
in begründeten Fällen in angemessenem Umfang überneh-
men.

§ 33
Untersagung des Schriftwechsels

Der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Per-
sonen untersagen, wenn
1. die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt gefährdet würde,
2. bei Personen, die nicht Angehörige der Untergebrachten im

Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB sind, zu befürchten ist,
dass der Schriftwechsel einen schädlichen Einfluss auf die
Untergebrachten hat oder die Erreichung des Vollzugsziels
behindert, oder

3. bei minderjährigen Personen, die Opfer vorangegangener
Straftaten waren, zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel
einen schädlichen Einfluss auf sie hat.

§ 34
Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung

von Schreiben

(1) Die Untergebrachten haben das Absenden und den Emp-
fang von Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen, so-
weit nichts anderes gestattet ist. Ein- und ausgehende Schrei-
ben sind unverzüglich weiterzuleiten.

(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden in der Regel in An-
wesenheit des Untergebrachten auf verbotene Gegenstände
kontrolliert. Der Anstaltsleiter kann abweichende Regelungen
treffen.

(3) Der Schriftwechsel der Untergebrachten mit ihren Verteidi-
gern sowie mit Rechtsanwälten und Notaren in einer die Unter-
gebrachten betreffenden Rechtssache wird nicht nach Absatz 2
kontrolliert. § 29 Abs. 6 Satz 4 gilt entsprechend.

(4) Nicht nach Absatz 2 kontrolliert werden ferner Schreiben
der Untergebrachten an Volksvertretungen des Bundes und
der Länder sowie an deren Mitglieder, soweit die Schreiben an
die Anschriften dieser Volksvertretungen gerichtet sind und
den Absender zutreffend angeben. Entsprechendes gilt für
Schreiben an das Europäische Parlament und dessen Mitglie-
der, den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, das
Europäische Komitee zur Verhütung von Folter und unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, den Aus-
schuss der Vereinten Nationen gegen Folter, den zugehörigen
Unterausschuss zur Verhütung von Folter und die entsprechen-
den Nationalen Präventionsmechanismen, die Parlamenta-
rische Versammlung des Europarates, die Agentur der Euro-
päischen Union für Grundrechte, die konsularische Vertretung
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ihres Heimatlandes und weitere Einrichtungen, mit denen der
Schriftverkehr aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen der
Bundesrepublik Deutschland geschützt ist. Satz 1 gilt auch für
den Schriftverkehr mit dem Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit, dem Sächsischen Daten-
schutzbeauftragten und anderen Landesdatenschutzbeauf-
tragten. Nicht kontrolliert werden ferner Schreiben der
Untergebrachten an Gerichte, Staatsanwaltschaften und die
Aufsichtsbehörde. Schreiben der in den Sätzen 1 bis 3 genann-
ten Stellen, die an die Untergebrachten gerichtet sind, werden
nicht überwacht, sofern die Identität des Absenders zweifelsfrei
feststeht. § 117 Abs. 3 Satz 4 bleibt unberührt.

(5) Die Untergebrachten haben eingegangene Schreiben un-
verschlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet
wird. Sie können sie verschlossen zu ihrer Habe geben.

§ 35
Überwachung des Schriftwechsels

Der Schriftwechsel darf nur überwacht werden, soweit es im
Einzelfall wegen einer Gefährdung der Erreichung des Voll-
zugsziels oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung in
der Anstalt erforderlich ist. § 34 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 36
Anhalten von Schreiben

(1) Der Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten, wenn
1. die Erreichung des Vollzugsziels oder die Sicherheit oder

Ordnung in der Anstalt gefährdet würde,
2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder

Bußgeldtatbestand verwirklichen würde,
3. sie an Opfer vorangegangener Straftaten gerichtet sind,
4. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellun-

gen von Verhältnissen in der Anstalt oder grobe Beleidigun-
gen enthalten,

5. sie die Eingliederung anderer Untergebrachter oder Ge-
fangener gefährden können oder

6. sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unverständlich
oder ohne zwingenden Grund in einer fremden Sprache ab-
gefasst sind.

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen von
Verhältnissen der Anstalt enthalten, kann ein Begleitschreiben
beigefügt werden, wenn die Untergebrachten auf dem Absen-
den bestehen.

(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird das den Unter-
gebrachten mitgeteilt. Angehaltene Schreiben werden an den
Absender zurückgegeben oder, sofern dies unmöglich oder
aus besonderen Gründen nicht angezeigt ist, verwahrt.

(4) Schreiben, deren Kontrolle nach § 34 Abs. 3 und 4 aus-
geschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 37
Andere Formen der Telekommunikation

Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im
Sinne des Telekommunikationsgesetzes durch die Aufsichts-
behörde soll der Anstaltsleiter den Untergebrachten gestatten,
diese Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestimmungen
dieses Abschnitts gelten entsprechend.

§ 38
Pakete

(1) Die Untergebrachten dürfen Pakete empfangen. Die Anstalt
kann Anzahl, Gewicht und Größe von Sendungen und einzel-
nen Gegenständen festsetzen. Über § 51 hinaus kann sie Ge-
genstände und Verpackungsformen ausschließen, die einen
unverhältnismäßigen Kontrollaufwand bedingen.

(2) Die Anstalt kann die Annahme von Paketen, die die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 nicht erfüllen, ablehnen oder solche
Pakete an den Absender zurücksenden.

(3) Pakete sind in Gegenwart der Untergebrachten zu öffnen
und zu durchsuchen. Mit nicht zugelassenen oder aus-
geschlossenen Gegenständen ist gemäß § 54 Abs. 3 zu verfah-
ren. Sie können auch auf Kosten der Untergebrachten zu-
rückgesandt werden.

(4) Der Empfang von Paketen kann vorübergehend versagt
werden, wenn dies wegen der Gefährdung der Sicherheit oder
Ordnung in der Anstalt unerlässlich ist.

(5) Die Untergebrachten dürfen Pakete versenden. Der Inhalt
kann aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt
überprüft werden. Der Versand kann untersagt werden, wenn
die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt gefährdet würde
oder ein schädlicher Einfluss auf Opfer vorangegangener Straf-
taten zu befürchten wäre.

(6) Die Kosten des Paketversandes tragen die Untergebrach-
ten. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten
in begründeten Fällen in angemessenem Umfang überneh-
men.

Teil 7
Vollzugsöffnende Maßnahmen und sonstige Aufenthalte

außerhalb der Anstalt

§ 39
Vollzugsöffnende Maßnahmen

Vollzugsöffnende Maßnahmen werden in Form von Lockerun-
gen, Ausführungen und Außenbeschäftigung gewährt.

§ 40
Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels

(1) Aufenthalte außerhalb der Anstalt ohne Aufsicht (Lockerun-
gen) sind insbesondere
1. das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden in Beglei-

tung einer von der Anstalt zugelassenen Person (begleite-
ter Ausgang),

2. das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden ohne Be-
gleitung (unbegleiteter Ausgang),

3. das Verlassen der Anstalt für mehrere Tage (Langzeitaus-
gang) und

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt (Frei-
gang).

(2) Die Lockerungen sollen gewährt werden, wenn sie der Er-
reichung des Vollzugsziels dienen und verantwortet werden
kann zu erproben, dass die Untergebrachten sich dem Vollzug
nicht entziehen und die Lockerungen nicht zu Straftaten miss-
brauchen werden.
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§ 41
Lockerungen aus sonstigen Gründen

Lockerungen sollen auch aus wichtigem Anlass gewährt wer-
den, wenn verantwortet werden kann zu erproben, dass die Un-
tergebrachten sich dem Vollzug nicht entziehen und die Locke-
rungen nicht zu Straftaten missbrauchen werden. Wichtige
Anlässe sind insbesondere die Teilnahme an gerichtlichen Ter-
minen, die medizinische Behandlung der Untergebrachten so-
wie der Tod oder eine lebensgefährliche Erkrankung naher An-
gehöriger.

§ 42
Weisungen für Lockerungen

Für Lockerungen sind die nach den Umständen des Einzelfal-
les erforderlichen Weisungen zu erteilen. Bei der Ausgestal-
tung der Lockerungen ist nach Möglichkeit auch den Belangen
der Opfer vorangegangener Straftaten Rechnung zu tragen.

§ 43
Ausführungen zur Erreichung des Vollzugsziels

(1) Das Verlassen der Anstalt unter Aufsicht (Ausführung) kann
den Untergebrachten zur Erreichung des Vollzugsziels gestat-
tet werden, wenn nicht konkrete Anhaltspunkte die Gefahr
begründen, dass die Untergebrachten sich trotz besonderer Si-
cherungsmaßnahmen dem Vollzug entziehen oder die Ausfüh-
rungen zu erheblichen Straftaten missbrauchen werden.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind jährlich
mindestens vier Ausführungen durchzuführen. Die Ausführun-
gen haben insbesondere den Zweck, die Lebenstüchtigkeit zu
erhalten und die Mitwirkung der Untergebrachten an der Be-
handlung zu fördern. Lockerungen nach § 40 werden hierauf
angerechnet.

(3) Ausführungen unterbleiben, wenn die zur Sicherung erfor-
derlichen Maßnahmen den Zweck der Ausführungen gefähr-
den.

§ 44
Ausführungen aus sonstigen Gründen

(1) Ausführungen können auch aus wichtigem Anlass erfolgen.
Die Untergebrachten können gegen ihren Willen ausgeführt
werden.

(2) Für Ausführungen, die ausschließlich im Interesse der Un-
tergebrachten erfolgen, gilt § 43 Abs. 1 entsprechend. Die Kos-
ten können den Untergebrachten auferlegt werden, soweit dies
die Behandlung oder die Eingliederung nicht behindert oder
nicht anderweitig unbillig ist.

§ 45
Außenbeschäftigung

Den Untergebrachten kann gestattet werden, außerhalb der
Anstalt einer regelmäßigen Beschäftigung unter ständiger
Aufsicht oder unter Aufsicht in unregelmäßigen Abständen
(Außenbeschäftigung) nachzugehen. § 41 Satz 1 gilt entspre-
chend.

§ 46
Vorführung, Ausantwortung

(1) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Untergebrachte vor-
geführt, sofern ein Vorführungsbefehl vorliegt.

(2) Untergebrachte dürfen befristet dem Gewahrsam eines Ge-
richts, einer Staatsanwaltschaft oder einer Polizei-, Zoll- oder
Finanzbehörde auf Antrag überlassen werden (Ausantwor-
tung).

Teil 8
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung

und nachgehende Betreuung

§ 47
Vorbereitung der Eingliederung

(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliederung
sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Entlassung in die
Freiheit auszurichten. Die Untergebrachten sind bei der Ord-
nung ihrer persönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Angele-
genheiten zu unterstützen. Dies umfasst die Vermittlung in
nachsorgende Maßnahmen.

(2) Durch eine frühzeitige Zusammenarbeit mit Personen und
Einrichtungen außerhalb des Vollzugs soll insbesondere er-
reicht werden, dass die Untergebrachten nach ihrer Entlassung
über eine geeignete Unterkunft und eine Arbeits- oder Ausbil-
dungsstelle verfügen sowie bei Bedarf Zugang zu therapeu-
tischen und anderen nachsorgenden Maßnahmen erhalten.
Bewährungshilfe und Führungsaufsichtsstelle beteiligen sich
frühzeitig an der sozialen und beruflichen Eingliederung der
Untergebrachten.

(3) Den Untergebrachten können Aufenthalte in Einrichtungen
außerhalb des Vollzugs (Übergangseinrichtungen) gewährt
werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliederung erfor-
derlich ist. Ihnen kann auch ein zusammenhängender Lang-
zeitausgang bis zu sechs Monaten gewährt werden, wenn dies
zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlich ist. § 40 Abs. 2
und § 42 gelten entsprechend.

§ 48
Entlassung

(1) Die Untergebrachten sollen am Tag ihrer Entlassung
möglichst frühzeitig, jedenfalls noch am Vormittag, entlassen
werden.

(2) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu fünf Tage vorverlegt
werden, wenn dies die Eingliederung der Untergebrachten er-
leichtert.

(3) Bedürftigen Untergebrachten kann eine Entlassungsbeihilfe
in Form eines Reisekostenzuschusses, angemessener Klei-
dung oder einer sonstigen notwendigen Unterstützung gewährt
werden.

(4) Bei Bedarf soll die Anstalt den Transport in eine Unterkunft
sicherstellen.
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§ 49
Nachgehende Betreuung

(1) Die Anstalt kann den Entlassenen auf Antrag Hilfestellung
gewähren, soweit diese nicht anderweitig zur Verfügung steht
und ansonsten der Erfolg der Behandlung gefährdet erscheint.

(2) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters können Bedienstete an
der nachgehenden Betreuung Entlassener mit deren Ein-
verständnis mitwirken, wenn ansonsten die Eingliederung
gefährdet wäre. Die nachgehende Betreuung kann auch außer-
halb der Anstalt erfolgen. In der Regel ist sie auf die ersten
sechs Monate nach der Entlassung beschränkt.

§ 50
Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

(1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, können die Unter-
gebrachten auf Antrag ausnahmsweise vorübergehend in einer
Anstalt verbleiben oder wieder aufgenommen werden, wenn
die Eingliederung gefährdet und ein Aufenthalt in einer Anstalt
aus diesem Grunde gerechtfertigt ist.

(2) Gegen die in der Anstalt untergebrachten Entlassenen
dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem
Zwang durchgesetzt werden.

(3) Bei Störung des Betriebs der Anstalt durch die Entlassenen
oder aus vollzugsorganisatorischen Gründen kann die Unter-
bringung jederzeit beendet werden.

Teil 9
Grundversorgung und Freizeit

§ 51
Einbringen von Gegenständen

Gegenstände dürfen durch oder für die Untergebrachten nur
mit Zustimmung der Anstalt eingebracht werden. Die Anstalt
kann die Zustimmung verweigern, wenn die Gegenstände ge-
eignet sind, die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt oder die
Erreichung des Vollzugsziels zu gefährden oder ihre Aufbewah-
rung nach Art oder Umfang offensichtlich nicht möglich ist.

§ 52
Gewahrsam an Gegenständen

Die Anstalt kann Annahme und Abgabe von Gegenständen
zwischen Untergebrachten und den Gewahrsam an ihnen von
ihrer Zustimmung abhängig machen. Sie kann die Zustimmung
unter den Voraussetzungen des § 51 Satz 2 verweigern.

§ 53
Ausstattung des Zimmers

Die Untergebrachten dürfen ihr Zimmer mit eigenen Ge-
genständen ausstatten oder diese dort aufbewahren. Ge-
genstände, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit geeignet sind,
die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt, insbesondere die
Übersichtlichkeit des Zimmers, oder die Erreichung des Voll-
zugsziels zu gefährden, dürfen nicht in das Zimmer eingebracht
werden oder werden daraus entfernt.

§ 54
Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen

(1) Gegenstände, die die Untergebrachten nicht im Zimmer auf-
bewahren dürfen oder wollen, werden von der Anstalt auf-
bewahrt, soweit dies nach Art und Umfang möglich ist.

(2) Den Untergebrachten wird Gelegenheit gegeben, ihre Ge-
genstände, die sie während des Vollzugs und für ihre Entlas-
sung nicht benötigen, zu versenden. § 38 Abs. 6 gilt entspre-
chend.

(3) Werden Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Art oder
Umfang nicht möglich ist, von den Untergebrachten trotz Auf-
forderung nicht aus der Anstalt verbracht, können diese auf
Kosten der Untergebrachten aus der Anstalt entfernt, außer-
halb der Anstalt verwahrt, verwertet oder vernichtet werden.
Für die Voraussetzungen und das Verfahren der Verwertung
und Vernichtung gilt § 29 Abs. 1 und 2 des Polizeigesetzes des
Freistaates Sachsen (SächsPolG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. August 1999 (SächsGVBl. S. 466), das zu-
letzt durch Artikel 20 und 20a des Gesetzes vom 27. Ja-
nuar 2012 (BGBl. I S. 130, 141) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung.

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse
über Sicherungsvorkehrungen der Anstalt vermitteln oder
Schlussfolgerungen auf diese zulassen, dürfen vernichtet oder
unbrauchbar gemacht werden.

§ 55
Zeitungen und Zeitschriften, religiöse Schriften

und Gegenstände

(1) Die Untergebrachten dürfen auf eigene Kosten Zeitungen
und Zeitschriften durch Vermittlung der Anstalt beziehen. Aus-
geschlossen sind lediglich Zeitungen und Zeitschriften, deren
Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist. Einzelne
Ausgaben oder Teile von Zeitungen oder Zeitschriften können
den Untergebrachten vorenthalten oder entzogen werden,
wenn deren Inhalte die Erreichung des Vollzugsziels oder die
Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt erheblich gefährden
würden.

(2) Die Untergebrachten dürfen grundlegende religiöse Schrif-
ten und in angemessenem Umfang Gegenstände des religiö-
sen Gebrauchs besitzen. Diese dürfen den Untergebrachten
nur bei grobem Missbrauch entzogen werden.

§ 56
Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik

(1) Der Zugang zum Rundfunk ist zu ermöglichen. Der Zugang
zum Rundfunk kann vorübergehend ausgesetzt oder einzelnen
Untergebrachten untersagt werden, wenn dies zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt unerläss-
lich ist.

(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte werden zugelassen,
wenn nicht Gründe des § 53 Satz 2 entgegenstehen oder in
der Anstalt Mietgeräte oder ein Zimmermediensystem zur
Verfügung gestellt werden. Ein Ausschluss eigener Geräte
nach Satz 1 Alternative 2 und 3 setzt zudem voraus, dass den
Untergebrachten für den Zugang zu einer Grundversorgung
mit öffentlich-rechtlichem Rundfunk keine Kosten für die Zur-
verfügungstellung der Geräte berechnet werden. Andere Gerä-
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te der Informations- und Unterhaltungselektronik können unter
den Voraussetzungen von Satz 1 zugelassen werden. § 37
bleibt unberührt.

(3) Die Anstalt kann die Bereitstellung und den Betrieb von
Empfangsanlagen, die Bereitstellung, Vermietung oder Aus-
gabe von Hörfunk- und Fernsehgeräten sowie von anderen
Geräten der Informations- und Unterhaltungselektronik einem
Dritten gestatten oder übertragen.

§ 57
Kleidung

(1) Die Untergebrachten dürfen eigene Kleidung tragen und ei-
gene Wäsche benutzen. Auf Antrag stellt die Anstalt den Unter-
gebrachten Kleidung und Wäsche zur Verfügung und ordnet
diese persönlich zu.

(2) Sofern die Untergebrachten nicht für eine regelmäßige Rei-
nigung und Instandsetzung ihrer eigenen Kleidung und Wäsche
auf ihre Kosten sorgen, können sie verpflichtet werden, von der
Einrichtung gestellte Kleidung und Wäsche zu benutzen.

§ 58
Verpflegung und Einkauf

(1) Die Untergebrachten dürfen sich selbst verpflegen, soweit
nicht die Sicherheit oder schwerwiegende Gründe der Ordnung
in der Anstalt entgegenstehen.

(2) Verpflegen sich die Untergebrachten selbst, tragen sie die
Kosten und werden von der Gemeinschaftsverpflegung der An-
stalt ausgenommen. Die Anstalt unterstützt die Untergebrach-
ten durch einen zweckgebundenen Zuschuss in Höhe der er-
sparten Aufwendungen, der dem Hausgeldkonto der
Untergebrachten gutgeschrieben wird. Die Anstalt kann statt-
dessen Lebensmittel zur Verfügung stellen. Es soll den Unter-
gebrachten ermöglicht werden, Gebote ihrer jeweiligen Reli-
gionsgemeinschaft zu befolgen.

(3) Soweit sich die Untergebrachten nicht selbst verpflegen,
nehmen sie an der Gemeinschaftsverpflegung der Anstalt teil.
Zusammensetzung und Nährwert der Gemeinschaftsverpfle-
gung hat den Anforderungen an eine gesunde Ernährung zu
entsprechen. Auf ärztliche Anordnung wird besondere Verpfle-
gung gewährt. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

(4) Den Untergebrachten wird ermöglicht, mindestens einmal
wöchentlich einzukaufen. Die Anstalt wirkt auf ein Angebot hin,
das auf Wünsche und Bedürfnisse der Untergebrachten
Rücksicht nimmt. Das Verfahren des Einkaufs regelt der An-
staltsleiter. Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemittel können
nur vom Haus- und Taschengeld, andere Gegenstände in an-
gemessenem Umfang auch vom Eigengeld eingekauft werden.

(5) Den Untergebrachten kann dreimal im Jahr ein weiterer Ein-
kauf von Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemitteln in an-
gemessener Höhe gestattet werden. Dazu können die Unter-
gebrachten Eigengeld verwenden. Dritten kann gestattet
werden, zum Zwecke des Einkaufs nach Satz 1 Geld auf das
Hausgeldkonto der Untergebrachten einzuzahlen.

§ 59
Freizeit

(1) Die Untergebrachten erhalten Gelegenheit und Anregung,
ihre Freizeit sinnvoll zu gestalten. Die Anstalt hat insbesondere
Angebote zur sportlichen und kulturellen Betätigung sowie Bil-
dungsangebote vorzuhalten. Die Benutzung einer angemessen
ausgestatteten Bücherei ist zu ermöglichen.

(2) Die Untergebrachten sind zur Teilnahme an Angeboten der
Freizeitgestaltung zu motivieren und anzuleiten. Die Gestaltung
der Freizeit kann auch dazu dienen, die Untergebrachten an
andere Maßnahmen heranzuführen.

Teil 10
Vergütung, Gelder der Untergebrachten und Kosten

§ 60
Vergütung

(1) Die Untergebrachten erhalten eine Vergütung in Form von
1. finanzieller Anerkennung für die Teilnahme an Maßnahmen

nach § 9 Abs. 1 Nr. 3, 4, 6 und 7, soweit sie nach § 9 Abs. 2
Satz 1 für zwingend erforderlich erachtet wurden,

2. Ausbildungsbeihilfe für die Teilnahme an schulischen und
beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen nach § 9 Abs. 1
Nr. 8 oder

3. Arbeitsentgelt für arbeitstherapeutische Maßnahmen oder
Arbeitstraining nach § 9 Abs. 1 Nr. 9 oder für Arbeit nach
§ 9 Abs. 1 Nr. 10.

(2) Der Bemessung der Vergütung sind 16 Prozent der Be-
zugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch – Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung –
(SGB IV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Novem-
ber 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973, 2011 I S. 363), das zuletzt
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. April 2012 (BGBl. I
S. 579, 595) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, zugrunde zu legen (Eckvergütung). Ein Tagessatz ist der
250. Teil der Eckvergütung; die Vergütung kann nach einem
Stundensatz bemessen werden.

(3) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme und Leis-
tung der Untergebrachten gestuft werden. Sie beträgt mindes-
tens 75 Prozent der Eckvergütung. Das Staatsministerium der
Justiz und für Europa wird ermächtigt, eine Rechtsverordnung
über die Vergütungsstufen nach Satz 1 zu erlassen.

(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten
sind, kann vom Arbeitsentgelt oder der Ausbildungsbeihilfe ein
Betrag einbehalten werden, der dem Anteil der Untergebrach-
ten am Beitrag entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung
als Arbeitnehmer erhielten.

(5) Die Höhe der Vergütung ist den Untergebrachten schriftlich
bekannt zu geben.

(6) Die Untergebrachten, die an einer Maßnahme nach § 22
teilnehmen, erhalten hierfür nur eine Ausbildungsbeihilfe, so-
weit kein Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt be-
steht, die außerhalb des Vollzugs aus solchem Anlass gewährt
werden.
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§ 61
Eigengeld

(1) Das Eigengeld besteht aus den Beträgen, die die Unterge-
brachten bei Aufnahme in den Vollzug mitbringen und die sie
während des Vollzugs erhalten, und den Teilen der Vergütung,
die nicht als Hausgeld oder Überbrückungsgeld in Anspruch
genommen werden.

(2) Die Untergebrachten können über das Eigengeld verfügen,
soweit dieses nicht als Überbrückungsgeld notwendig ist. § 58
Abs. 4 und 5, §§ 64 und 65 bleiben unberührt.

§ 62
Taschengeld

(1) Untergebrachten, die ohne eigenes Verschulden nicht über
ausreichendes Arbeitsentgelt oder über ausreichende Ausbil-
dungsbeihilfe verfügen, wird auf Antrag ein angemessenes Ta-
schengeld gewährt, falls sie bedürftig sind. Bedürftig sind Un-
tergebrachte, soweit ihnen im laufenden Monat aus Hausgeld
nach § 64 und Eigengeld nach § 61 nicht ein Betrag bis zur
Höhe des Taschengeldes zur Verfügung steht. Finanzielle An-
erkennungen nach § 60 Abs. 1 Nr. 1 bleiben bis zur Höhe des
Taschengeldbetrages unberücksichtigt.

(2) Das Taschengeld beträgt 24 Prozent der Eckvergütung
nach § 60 Abs. 2. Es kann insbesondere im ersten Monat des
Vollzugs im Voraus gewährt werden. Gehen den Untergebrach-
ten im Falle der Vorauszahlung im Laufe des Monats Gelder zu,
wird zum Ausgleich ein Betrag bis zur Höhe des gewährten Ta-
schengeldes einbehalten.

(3) Der Anspruch auf Taschengeld kann für die Dauer von bis
zu drei Monaten entfallen, wenn den Untergebrachten ein Be-
trag nach Absatz 1 Satz 2 deshalb nicht zur Verfügung steht,
weil sie eine ihnen angebotene zumutbare Arbeit nicht an-
genommen haben oder eine ausgeübte Arbeit verschuldet ver-
loren haben.

(4) Die Untergebrachten dürfen über das Taschengeld im Rah-
men der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Es wird
dem Hausgeldkonto gutgeschrieben.

(5) Leisten Untergebrachte gemeinnützige Arbeit, kann das
Taschengeld angemessen erhöht werden.

§ 63
Konten, Bargeld

(1) Gelder der Untergebrachten werden auf Hausgeld- und Ei-
gengeldkonten in der Anstalt geführt.

(2) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist den Untergebrach-
ten nicht gestattet. Über Ausnahmen entscheidet der Anstalts-
leiter.

(3) Geld in Fremdwährung wird zur Habe genommen.

§ 64
Hausgeld

(1) Das Hausgeld wird aus sechs Zehntel der in diesem Gesetz
geregelten Vergütung gebildet.

(2) Für Untergebrachte, die aus einem freien Beschäftigungs-
verhältnis, aus einer Selbstbeschäftigung oder anderweitig re-
gelmäßige Einkünfte haben, wird daraus ein angemessenes
monatliches Hausgeld festgesetzt.

(3) Für Untergebrachte, die über Eigengeld nach § 61 verfügen
und keine hinreichende Vergütung nach diesem Gesetz erhal-
ten, gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Die Untergebrachten dürfen über das Hausgeld im Rahmen
der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Der Anspruch
auf Auszahlung ist nicht übertragbar.

§ 65
Zweckgebundene Einzahlungen

Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der
Gesundheitsfürsorge und der Aus- und Fortbildung, und für
Maßnahmen der Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere
Telefonkosten und Fahrtkosten anlässlich vollzugsöffnender
Maßnahmen, kann zweckgebunden Geld eingezahlt werden.
Das Geld darf nur für diese Zwecke verwendet werden. Der An-
spruch auf Auszahlung ist nicht übertragbar.

§ 66
Kosten

Die Untergebrachten werden an den Kosten des Vollzugs ihrer
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nicht beteiligt, so-
weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

§ 67
Überbrückungsgeld

(1) Den Untergebrachten kann gestattet werden, ein
Überbrückungsgeld in der Höhe zu bilden, die zur Vorbereitung
der Entlassung erforderlich ist. Einmal gebildetes Überbrü-
ckungsgeld darf nur gemäß den Absätzen 2 und 3 verwendet
werden.

(2) Das Überbrückungsgeld wird den Untergebrachten so zur
Verfügung gestellt, dass sie darüber vor der Entlassung für
Ausgaben zur Entlassungsvorbereitung verfügen können.

(3) Der Anstaltsleiter soll gestatten, dass Untergebrachte das
Überbrückungsgeld zur Entschädigung von Opfern einer Straf-
tat der Untergebrachten in Anspruch nehmen können.

Teil 11
Gesundheitsfürsorge

§ 68
Art und Umfang der medizinischen Leistungen,

Kostenbeteiligung

(1) Die Untergebrachten haben einen Anspruch auf notwendige
medizinische Leistungen unter Beachtung des Grundsatzes
der Wirtschaftlichkeit nach dem allgemeinen Standard der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Der Anspruch umfasst auch
Vorsorgeleistungen, ferner die Versorgung mit medizinischen
Hilfsmitteln, soweit diese mit Rücksicht auf die voraussichtliche
Dauer des Freiheitsentzugs nicht ungerechtfertigt ist und die
Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände des
täglichen Lebens anzusehen sind.
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(2) An den Kosten nach Absatz 1 können die Untergebrachten
in angemessenem Umfang beteiligt werden, höchstens jedoch
bis zum Umfang der Beteiligung vergleichbarer gesetzlich Ver-
sicherter. Für Leistungen, die über Absatz 1 hinausgehen,
können den Untergebrachten die gesamten Kosten auferlegt
werden.

(3) Den Untergebrachten ist nach Anhörung des ärztlichen
Dienstes auf ihren Antrag hin zu gestatten, auf ihre Kosten ex-
ternen ärztlichen Rat einzuholen. Die Erlaubnis kann versagt
werden, wenn die Untergebrachten die gewählte ärztliche Ver-
trauensperson und den ärztlichen Dienst der Anstalt nicht
wechselseitig von der Schweigepflicht entbinden oder wenn es
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung in der An-
stalt erforderlich ist. Die Konsultation soll in der Anstalt stattfin-
den.

(4) Erhalten Untergebrachte Leistungen nach Absatz 1 infolge
einer mutwilligen Selbstverletzung, sind sie in angemessenem
Umfang an den Kosten zu beteiligen. Die Kostenbeteiligung un-
terbleibt, wenn hierdurch die Erreichung des Vollzugsziels, ins-
besondere die Eingliederung der Untergebrachten, gefährdet
würde.

§ 69
Durchführung der medizinischen Leistungen,

Forderungsübergang

(1) Medizinische Diagnose, Behandlung und Versorgung kran-
ker und hilfsbedürftiger Untergebrachter erfolgen in der Anstalt,
erforderlichenfalls in einer hierfür besser geeigneten für den
Vollzug der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung zu-
ständigen Anstalt oder einem Vollzugskrankenhaus, aus-
nahmsweise auch außerhalb des Vollzugs.

(2) Wird die Vollstreckung der Maßregel während einer Be-
handlung von Untergebrachten unterbrochen oder beendet,
hat der Freistaat Sachsen nur diejenigen Kosten zu tragen, die
bis zur Unterbrechung oder Beendigung der Vollstreckung an-
gefallen sind.

(3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Untergebrach-
ten infolge einer Körperverletzung gegen Dritte zustehen, ge-
hen insoweit auf das Land über, als den Untergebrachten Leis-
tungen nach § 68 Abs. 1 zu gewähren sind. Von der
Geltendmachung der Ansprüche ist im Interesse Unterge-
brachter abzusehen, wenn hierdurch die Erreichung des Voll-
zugsziels gefährdet würde.

§ 70
Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung

Mit Zustimmung der Untergebrachten soll die Anstalt ärztliche
Behandlungen, insbesondere Operationen oder prothetische
Maßnahmen, durchführen lassen, die die soziale Eingliederung
fördern. Die Kosten tragen die Untergebrachten. Sind sie dazu
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten
Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 71
Gesundheitsschutz und Hygiene

(1) Die Anstalt unterstützt die Untergebrachten bei der Wieder-
herstellung und Erhaltung ihrer Gesundheit. Sie fördert das Be-
wusstsein für gesunde Ernährung und Lebensführung. Die Un-

tergebrachten haben die notwendigen Anordnungen zum
Gesundheitsschutz und zur Hygiene zu befolgen.

(2) Den Untergebrachten wird ermöglicht, sich täglich mindes-
tens eine Stunde im Freien aufzuhalten.

(3) Der Nichtraucherschutz ist angemessen zu gewährleisten.

§ 72
Krankenbehandlung während vollzugsöffnender

Maßnahmen

(1) Während vollzugsöffnender Maßnahmen haben die Unter-
gebrachten einen Anspruch auf medizinische Leistungen ge-
gen den Freistaat Sachsen in der Regel nur in der für sie zu-
ständigen Anstalt. § 41 bleibt unberührt.

(2) Der Anspruch auf Leistungen ruht, solange die Unter-
gebrachten aufgrund eines freien Beschäftigungsverhältnisses
krankenversichert sind.

§ 73
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet

der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sind ohne Ein-
willigung der Untergebrachten zulässig, um den Erfolg eines
Selbsttötungsversuchs zu verhindern. Eine Maßnahme nach
Satz 1 ist auch zulässig, wenn von Untergebrachten eine Ge-
fahr für die Gesundheit anderer Personen ausgeht.

(2) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie Ernäh-
rung sind zwangsweise auch bei einer Gefahr für das Leben
oder einer schwerwiegenden Gefahr für die Gesundheit der Un-
tergebrachten zulässig, wenn die Untergebrachten auf Grund
einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder see-
lischen Behinderung die Notwendigkeit der ärztlichen Maßnah-
me nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln
können und eine Patientenverfügung im Sinne des § 1901a
Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB), deren
Festlegungen auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssitua-
tion zutreffen und gegen die Durchführung der Maßnahmen ge-
richtet sind, der Anstalt nicht vorliegt.

(3) Zwangsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur
angeordnet werden, wenn
1. erfolglos versucht worden ist, das auf Vertrauen gegrün-

dete Einverständnis der Untergebrachten zu der Unter-
suchung, Behandlung oder Ernährung zu erwirken,

2. die Untergebrachten über Notwendigkeit, Art, Umfang und
Dauer der Maßnahmen durch einen Arzt aufgeklärt wur-
den,

3. die Maßnahmen zur Abwendung einer Gefahr geeignet und
erforderlich sowie nicht mit erheblicher Gefahr für Leben
oder Gesundheit der Untergebrachten verbunden sind und

4. der zu erwartende Nutzen der Maßnahmen nicht außer
Verhältnis zum Behandlungsrisiko steht und den möglichen
Schaden der Nichtbehandlung deutlich überwiegt.

(4) Die Maßnahmen dürfen nur auf Anordnung und unter Lei-
tung eines Arztes durchgeführt werden, unbeschadet der Leis-
tung Erster Hilfe für den Fall, dass ein Arzt nicht rechtzeitig er-
reichbar ist und die Gefahr nach Absatz 1 oder Absatz 2
unmittelbar bevorsteht. Die Anordnung bedarf der Zustimmung
des Anstaltsleiters. Die Verteidiger der Untergebrachten sind
unverzüglich zu benachrichtigen. Die Gründe und die Voraus-
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setzungen für die Anordnung der Maßnahmen nach den Absät-
zen 1 und 2, die ergriffenen Maßnahmen einschließlich ihres
Zwangscharakters, der Durchsetzungsweise, der Wirkungs-
überwachung sowie der Untersuchungs- und Behandlungsver-
lauf sind zu dokumentieren.

(5) Anordnungen von Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2
sind den Untergebrachten unverzüglich bekannt zu geben. Sie
sind darüber zu belehren, dass sie gegen die Anordnung An-
trag auf gerichtliche Entscheidung stellen und bei Gericht um
einstweiligen Rechtsschutz ersuchen können. Mit dem Vollzug
einer Anordnung ist zu warten, bis die Untergebrachten Gele-
genheit hatten, eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen.

(6) Bei Gefahr im Verzug finden die Bestimmungen in Absatz 3
Nr. 1 und 2, Absatz 4 Satz 2 sowie Absatz 5 keine Anwendung.
Die Voraussetzungen nach Absatz 3 Nr. 1 und 2, Absatz 4
Satz 1 bis 3 sowie Absatz 5 Satz 2 sind unverzüglich nachzu-
holen.

(7) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die zwangs-
weise körperliche Untersuchung außer im Fall der Absätze 1
und 2 zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff
verbunden ist. Sie bedarf der Anordnung eines Arztes und ist
unter dessen Leitung durchzuführen.

§ 74
Benachrichtigungspflicht

Erkranken Untergebrachte schwer oder versterben sie, werden
die nahen Angehörigen unverzüglich benachrichtigt. Dem
Wunsch der Untergebrachten, auch andere Personen zu be-
nachrichtigen, soll nach Möglichkeit entsprochen werden.

Teil 12
Religionsausübung

§ 75
Seelsorge

Den Untergebrachten darf religiöse Betreuung durch einen
Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden.
Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem Seelsorger in Verbin-
dung zu treten.

§ 76
Religiöse Veranstaltungen

(1) Die Untergebrachten haben das Recht, am Gottesdienst
und an anderen religiösen Veranstaltungen ihres Bekenntnis-
ses teilzunehmen.

(2) Die Zulassung zu Gottesdiensten oder religiösen Veranstal-
tungen einer anderen Religionsgemeinschaft bedarf der Zu-
stimmung des Seelsorgers dieser Religionsgemeinschaft.

(3) Untergebrachte können von der Teilnahme am Gottesdienst
oder anderen religiösen Veranstaltungen ausgeschlossen wer-
den, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit
oder Ordnung in der Anstalt geboten ist; der Seelsorger soll vor-
her gehört werden.

§ 77
Weltanschauungsgemeinschaften

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die
§ 55 Abs. 2, §§ 75 und 76 entsprechend.

Teil 13
Sicherheit und Ordnung

§ 78
Grundsatz

(1) Sicherheit und Ordnung in der Anstalt bilden die Grund-
lage des auf die Erreichung des Vollzugsziels ausgerichteten
Lebens in der Anstalt und tragen dazu bei, dass in der Anstalt
ein gewaltfreies Klima herrscht.

(2) Die Pflichten und Beschränkungen, die den Untergebrach-
ten zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung in der
Anstalt auferlegt werden, müssen in einem angemessenen
Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und dürfen die Unter-
gebrachten nicht mehr und nicht länger als notwendig beein-
trächtigen.

§ 79
Allgemeine Verhaltenspflichten,

Aufarbeitung von Pflichtverstößen

(1) Die Untergebrachten haben sich so zu verhalten, dass ein
geordnetes Zusammenleben in der Anstalt möglich ist. Ihr Be-
wusstsein hierfür ist zu entwickeln und zu stärken. Die Unter-
gebrachten sind zu einvernehmlicher Streitbeilegung zu befähi-
gen.

(2) Die Untergebrachten haben die Anordnungen der Be-
diensteten zu befolgen, auch wenn sie sich durch diese be-
schwert fühlen. Einen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie
nicht ohne Erlaubnis verlassen.

(3) Die Untergebrachten haben ihre Zimmer und die ihnen von
der Anstalt überlassenen Sachen in Ordnung zu halten und
schonend zu behandeln.

(4) Die Untergebrachten haben Umstände, die eine Gefahr für
das Leben oder eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit ei-
ner Person bedeuten, unverzüglich zu melden.

(5) Verstoßen die Untergebrachten gegen Pflichten, die ihnen
durch oder auf Grund dieses Gesetzes auferlegt sind, sind die
Ursachen und Folgen der Verstöße in einem Gespräch aufzu-
arbeiten. In geeigneten Fällen können im Wege einvernehm-
licher Streitbeilegung Vereinbarungen getroffen werden. Ins-
besondere kommen die Wiedergutmachung des Schadens,
die Entschuldigung beim Geschädigten, die Erbringung von
Leistungen für die Gemeinschaft und der vorübergehende Ver-
bleib auf dem Zimmer in Betracht.

§ 80
Durchsuchung

(1) Die Untergebrachten, ihre Sachen und die Zimmer dürfen
durchsucht werden. Die Durchsuchung männlicher Unter-
gebrachter darf nur von Männern, die Durchsuchung weiblicher
Untergebrachter darf nur von Frauen vorgenommen werden.
Das Schamgefühl ist zu schonen.
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(2) Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung des Anstalts-
leiters im Einzelfall ist es zulässig, eine mit einer Entkleidung
verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie darf
bei männlichen Untergebrachten nicht in Gegenwart von Frau-
en, bei weiblichen Untergebrachten nicht in Gegenwart von
Männern erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum
durchzuführen. Andere Untergebrachte dürfen nicht anwesend
sein.

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 kann der Anstaltsleiter all-
gemein anordnen, dass bei der Aufnahme der Untergebrach-
ten, vor und nach Kontakten mit Besuchern sowie vor und nach
jeder unbeaufsichtigten Abwesenheit von der Anstalt in der Re-
gel eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durch-
suchung vorzunehmen ist. Dies gilt nicht bei Kontakten mit den
in § 29 Abs. 5 genannten Besuchern.

(4) Die Anordnung nach Absatz 2 ist zu begründen. Durchfüh-
rung und Ergebnis der Durchsuchungen nach den Absätzen 2
und 3 sind aktenkundig zu machen.

§ 81
Sichere Unterbringung

Untergebrachte können in eine andere für den Vollzug der Un-
terbringung in der Sicherungsverwahrung zuständige Anstalt
verlegt werden, die zu ihrer sicheren Unterbringung besser ge-
eignet ist, wenn in erhöhtem Maße die Gefahr der Entweichung
oder Befreiung gegeben ist oder sonst ihr Verhalten oder ihr Zu-
stand eine Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt
darstellt.

§ 82
Erkennungsdienstliche Maßnahmen

(1) Zur Sicherung des Vollzugs, zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder Ordnung in der Anstalt oder zur Identitätsfeststellung
sind mit Kenntnis des Untergebrachten zulässig:
1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdrücken,
2. die Aufnahme von Lichtbildern,
3. die Feststellung äußerlicher körperlicher Merkmale und
4. Messungen.

(2) Die hierbei gewonnenen Unterlagen oder Daten werden zu
den Untergebrachtenpersonalakten genommen oder in perso-
nenbezogenen Dateien gespeichert. Sie dürfen an die Polizei-
vollzugsbehörden des Bundes und der Länder oder Staats-
anwaltschaften übermittelt werden, soweit dies für die in
Absatz 1, § 87 Abs. 2 und § 97 Abs. 2 Nr. 4 genannten Zwecke
erforderlich ist.

(3) Die Unterlagen und Daten sind zu vernichten, sobald die
Vollstreckung der richterlichen Entscheidung, die dem Vollzug
zugrunde gelegen hat, abgeschlossen ist.

§ 83
Lichtbildausweise

Die Anstalt kann die Untergebrachten verpflichten, einen Licht-
bildausweis mit sich zu führen, wenn dies aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung in der Anstalt erforderlich ist. Dieser ist
bei der Entlassung oder bei der Verlegung in eine andere An-
stalt einzuziehen und zu vernichten.

§ 84
Videoüberwachung

(1) Die optische Überwachung des Anstaltsgebäudes ein-
schließlich des Gebäudeinneren, des Anstaltsgeländes und
der unmittelbaren Umgebung der Anstalt mit technischen Mit-
teln (Videoüberwachung) sowie die Anfertigung von Aufzeich-
nungen hiervon sind zulässig, wenn dies für die Sicherheit oder
Ordnung in der Anstalt erforderlich ist. Die Videoüberwachung
von Zimmern ist ausgeschlossen.

(2) Auf die Videoüberwachung und die Anfertigung von Video-
aufzeichnungen ist durch geeignete Maßnahmen hinzuweisen.
Sie dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeid-
bar betroffen werden. § 29 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt.

(3) Von einer Verarbeitung personenbezogener Daten nach
§ 97 Abs. 2 sind die Betroffenen zu benachrichtigen, sofern sie
nicht auf andere Weise davon Kenntnis erlangt haben oder die
Benachrichtigung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dert. Sie kann unterbleiben, solange sie den Zweck der Maß-
nahme vereiteln würde.

(4) Die personenbezogenen Daten sind einen Monat nach ihrer
Erhebung zu löschen, sofern nicht ihre Speicherung zu den in
§ 97 Abs. 2 genannten Zwecken weiterhin erforderlich ist. Sie
sind unverzüglich zu löschen, soweit schutzwürdige Belange
der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegenstehen.

§ 85
Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung in der
Anstalt kann der Anstaltsleiter allgemein oder im Einzelfall
Maßnahmen, insbesondere den Einsatz geeigneter tech-
nischer Verfahren und technischer Mittel, zum Nachweis des
Konsums von Suchtmitteln anordnen, um deren Gebrauch fest-
zustellen. Diese Maßnahmen dürfen nicht mit einem körper-
lichen Eingriff verbunden sein.

(2) Verweigern Untergebrachte die Mitwirkung an Maßnahmen
nach Absatz 1 ohne hinreichenden Grund, ist davon auszu-
gehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.

(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festgestellt, können
die Kosten der Maßnahmen den Untergebrachten auferlegt
werden.

§ 86
Auslesen von Datenspeichern

(1) Der Anstaltsleiter kann das Auslesen von Datenspeichern
schriftlich anordnen, die Untergebrachte ohne Erlaubnis besit-
zen, soweit dies zur Erreichung des Vollzugsziels, zum Schutz
der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten der Untergebrachten,
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung in der An-
stalt oder zur Sicherung des Vollzugs erforderlich ist. Die Unter-
gebrachten sind bei der Aufnahme über die Möglichkeit des
Auslesens von Datenspeichern zu belehren.

(2) Die beim Auslesen erhobenen personenbezogenen Daten
dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zu den in Absatz 1 ge-
nannten Zwecken erforderlich ist. Sie dürfen nicht weiter ver-
arbeitet werden, soweit sie zum Kernbereich der privaten Le-
bensgestaltung Untergebrachter oder Dritter gehören.
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(3) Die beim Auslesen erhobenen personenbezogenen Daten
sind unverzüglich zu löschen, soweit eine Verarbeitung nach
Absatz 2 unzulässig ist. Die übrigen personenbezogenen Da-
ten sind spätestens 72 Stunden nach dem Ende des Auslesens
zu löschen, soweit nicht die weitere Aufbewahrung im Einzelfall
zu Beweiszwecken unerlässlich ist.

§ 87
Festnahmerecht

(1) Untergebrachte, die entwichen sind oder sich sonst ohne
Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhalten, können durch die
Anstalt oder auf deren Veranlassung festgenommen und zu-
rückgebracht werden. Führt die Verfolgung oder die von der An-
stalt veranlasste Fahndung nicht alsbald zur Wiederergreifung,
sind die weiteren Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde zu
überlassen.

(2) Nach § 82 Abs. 1, § 97 Abs. 1 und § 98 erhobene und zur
Identifizierung oder Festnahme erforderliche Daten dürfen den
Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden übermittelt wer-
den, soweit dies für Zwecke der Fahndung und Festnahme der
entwichenen oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der An-
stalt aufhaltenden Untergebrachten erforderlich ist.

§ 88
Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Untergebrachte können besondere Sicherungsmaß-
nahmen angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten oder
aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhöhtem Maße die
Gefahr der Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Perso-
nen oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung
besteht.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig:
1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,
2. die Beobachtung der Untergebrachten,
3. die Trennung von allen anderen Untergebrachten (Abson-

derung),
4. die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,
5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum

ohne gefährdende Gegenstände und
6. die Fesselung.

(3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1 und 3 bis 5 sind auch zu-
lässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder eine erhebliche
Störung der Ordnung anders nicht vermieden oder behoben
werden kann.

(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist nur
zulässig, wenn sie zur Abwehr einer in der Person der Unter-
gebrachten liegenden Gefahr unerlässlich ist.

(5) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder an den
Füßen angelegt werden. Im Interesse der Untergebrachten
kann der Anstaltsleiter eine andere Art der Fesselung anord-
nen. Die Fesselung wird zeitweise gelockert, soweit dies not-
wendig ist.

(6) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim Transport ist
die Fesselung auch dann zulässig, wenn eine Gefahr der Ent-
weichung besteht, die das nach Absatz 1 erforderliche Maß
nicht erreicht.

§ 89
Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen,

Verfahren

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet der Anstaltslei-
ter an. Bei Gefahr im Verzug können auch andere Bedienstete
diese Maßnahmen vorläufig anordnen; die Entscheidung des
Anstaltsleiters ist unverzüglich einzuholen.

(2) Werden die Untergebrachten ärztlich behandelt oder be-
obachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den Anlass der be-
sonderen Sicherungsmaßnahme, ist vorher eine ärztliche Stel-
lungnahme einzuholen. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht
möglich, wird die Stellungnahme unverzüglich nachträglich ein-
geholt.

(3) Die Entscheidung wird den Untergebrachten mündlich eröff-
net und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst. Dies
gilt nicht für die Fälle des § 88 Abs. 6.

(4) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind in angemessenen
Abständen daraufhin zu überprüfen, ob und in welchem Um-
fang sie aufrechterhalten werden müssen.

(5) Besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 88 Abs. 2 Nr. 3,
5 und 6 sind der Aufsichtsbehörde und auf Antrag der Unter-
gebrachten ihrem Verteidiger unverzüglich mitzuteilen, wenn
sie länger als zwei Tage aufrechterhalten werden. Absonde-
rung und Unterbringung im besonders gesicherten Raum von
mehr als 20 Tagen Gesamtdauer innerhalb von zwölf Monaten
bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde.

(6) Während der Absonderung und Unterbringung im beson-
ders gesicherten Raum sind die Untergebrachten in besonde-
rem Maße zu betreuen. Sind die Untergebrachten darüber hin-
aus gefesselt, sind sie durch einen Bediensteten ständig und in
unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.

§ 90
Ärztliche Überwachung

(1) Sind die Untergebrachten in einem besonders gesicherten
Raum untergebracht oder gefesselt, sucht sie der Arzt alsbald
und in der Folge möglichst täglich auf. Dies gilt nicht bei einer
Fesselung während einer Ausführung, Vorführung oder eines
Transportes sowie bei Bewegungen innerhalb der Anstalt.

(2) Der Arzt ist regelmäßig zu hören, sobald die Untergebrach-
ten länger als 24 Stunden abgesondert sind.

Teil 14
Unmittelbarer Zwang

§ 91
Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder
Sachen durch einfache körperliche Gewalt, Hilfsmittel der
körperlichen Gewalt oder durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwir-
kung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbesondere Fes-
seln.
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(4) Waffen sind die von der Aufsichtsbehörde zugelassenen
Hieb- und Schusswaffen.

§ 92
Allgemeine Voraussetzungen

(1) Soweit es zur Durchführung rechtmäßiger Vollzugs- und Si-
cherungsmaßnahmen erforderlich ist, dürfen Bedienstete un-
mittelbaren Zwang anwenden. Seine Anwendung unterbleibt,
wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer
Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

(2) Gegen andere Personen als Untergebrachte darf unmittel-
barer Zwang angewendet werden, wenn sie es unternehmen,
Untergebrachte zu befreien oder widerrechtlich in die Anstalt
einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund anderer Re-
gelungen bleibt unberührt.

§ 93
Androhung

Unmittelbarer Zwang ist anzudrohen. Die Androhung darf nur
unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht zulassen oder un-
mittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine
rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes
erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärtige Gefahr abzuwen-
den.

§ 94
Schusswaffengebrauch

(1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete ist in-
nerhalb der Anstalt verboten. Das Recht zum Schusswaffen-
gebrauch aufgrund anderer Vorschriften durch Polizeivollzugs-
bedienstete bleibt davon unberührt.

(2) Außerhalb der Anstalt dürfen Schusswaffen nur bei Trans-
porten der Untergebrachten sowie Aus- und Vorführungen von
den dazu bestimmten Bediensteten nach Maßgabe der folgen-
den Absätze gebraucht werden. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn
dadurch erkennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit
gefährdet würden.

(3) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere
Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs bereits erfolglos waren
oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Ge-
brauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht durch Waffenwir-
kung gegen Sachen erreicht werden kann.

(4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als
Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne Androhung dürfen
Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Ab-
wehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforder-
lich ist.

(5) Gegen Untergebrachte dürfen Schusswaffen nur dann ge-
braucht werden,
1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werk-

zeug trotz wiederholter Aufforderung nicht ablegen,
2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 StGB) unternehmen oder
3. um ihre Entweichung zu vereiteln,
und nur, um sie angriffs- oder fluchtunfähig zu machen.

(6) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen nur dann ge-
braucht werden, wenn sie es unternehmen, Untergebrachte ge-
waltsam zu befreien und nur, um sie angriffsunfähig zu ma-
chen.

Teil 15
Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerde

§ 95
Aufhebung von Maßnahmen

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner
Angelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs der Unterbrin-
gung in der Sicherungsverwahrung richtet sich nach den Absät-
zen 2 bis 4, soweit dieses Gesetz keine abweichende Bestim-
mung enthält.

(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit
Wirkung für die Vergangenheit und die Zukunft zurückgenom-
men werden.

(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
1. aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewor-

dener Umstände die Maßnahmen hätten versagt oder die
Anordnungen hätten unterlassen werden können,

2. die Maßnahmen missbraucht werden oder
3. Weisungen nicht befolgt werden.

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach Absatz 2 oder 3
nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen Interessen an
der Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdigen Ver-
trauen der Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen über-
wiegen. Davon ist insbesondere auszugehen, wenn eine Maß-
nahme unerlässlich ist, um die Sicherheit in der Anstalt zu
gewährleisten.

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.

§ 96
Beschwerderecht

(1) Die Untergebrachten erhalten Gelegenheit, sich in Angele-
genheiten, die sie selbst betreffen, mit Wünschen, Anregungen
und Beschwerden an den Anstaltsleiter zu wenden.

(2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehörde die Anstalt, so
ist zu gewährleisten, dass die Untergebrachten sich in Angele-
genheiten, die sie selbst betreffen, an diese wenden können.

(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt un-
berührt.

Teil 16
Aktenführung und Datenschutz

§ 97
Verarbeitung

(1) Die Anstalt und die Aufsichtsbehörde dürfen personenbezo-
gene Daten verarbeiten, soweit dies für die ihnen nach diesem
Gesetz übertragenen Aufgaben erforderlich ist.
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(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten für andere
Zwecke ist zulässig, soweit dies
1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden oder geheim-

dienstlichen Tätigkeiten für eine fremde Macht oder von Be-
strebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes für die
Bundesrepublik Deutschland, die durch Anwendung von
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen
a) gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung,

den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines
Landes gerichtet sind,

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung
der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes
oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben oder

c) auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland
gefährden,

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder
einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit,

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der
Rechte einer anderen Person,

4. zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten sowie zur
Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten,
durch welche die Sicherheit oder Ordnung in einer Anstalt
gefährdet werden oder

5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder strafvollstre-
ckungsrechtliche Entscheidungen

erforderlich ist.

(3) Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht vor, soweit
sie dem gerichtlichen Rechtsschutz im Zusammenhang mit die-
sem Gesetz oder den in § 13 Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz
der informationellen Selbstbestimmung im Freistaat Sachsen
(Sächsisches Datenschutzgesetz – SächsDSG) vom 25. Au-
gust 2003 (SächsGVBl. S. 330), das zuletzt durch Gesetz vom
14. Juli 2011 (SächsGVBl. S. 270) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung, genannten Zwecken dient.

(4) Über die in den Absätzen 1 und 2 geregelten Zwecke hinaus
dürfen zuständigen öffentlichen Stellen personenbezogene
Daten übermittelt werden, soweit dies für
1. die Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen der Ge-

richtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe, Führungs-
aufsicht oder forensischen Ambulanzen,

2. Entscheidungen in Gnadensachen,
3. gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege,
4. sozialrechtliche Maßnahmen,
5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Un-

tergebrachten im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB,
6. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusammen-

hang mit der Aufnahme und Entlassung von Soldaten,
7. ausländerrechtliche Maßnahmen oder
8. die Durchführung der Besteuerung
erforderlich ist. Eine Übermittlung für andere Zwecke ist auch
zulässig, soweit eine andere gesetzliche Vorschrift dies vor-
sieht und sich dabei ausdrücklich auf personenbezogene Da-
ten über Untergebrachte bezieht.

(5) Öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen hat die Anstalt
oder die Aufsichtsbehörde auf schriftlichen Antrag mitzuteilen,
ob sich eine Person im Vollzug der Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung befindet sowie ob und wann ihre Entlassung
voraussichtlich innerhalb eines Jahres bevorsteht und wie die
Entlassungsadresse lautet, soweit
1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der

öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist oder

2. von nicht-öffentlichen Stellen ein berechtigtes Interesse an
dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird und die Unter-
gebrachten kein schutzwürdiges Interesse an dem Aus-
schluss der Übermittlung haben.

Den Verletzten einer Straftat sowie deren Rechtsnachfolgern
können darüber hinaus auf schriftlichen Antrag Auskünfte über
die Entlassungsadresse oder die Vermögensverhältnisse von
Untergebrachten erteilt werden, wenn die Erteilung zur Fest-
stellung oder Durchsetzung von Rechtsansprüchen im Zusam-
menhang mit der Straftat erforderlich ist. Die Untergebrachten
werden vor der Mitteilung gehört, es sei denn, es ist zu besor-
gen, dass dadurch die Verfolgung der Interessen der Antrag-
steller vereitelt oder wesentlich erschwert werden würde, und
eine Abwägung ergibt, dass diese Interessen der Antragsteller
die Interessen der Untergebrachten an ihrer vorherigen An-
hörung überwiegen. Ist die Anhörung unterblieben, werden die
betroffenen Untergebrachten über die Mitteilung der Anstalt
nachträglich unterrichtet. Die Anstalt soll einen Monat vor der
voraussichtlichen Entlassung eines Untergebrachten der für
den zukünftigen Wohnsitz eines Untergebrachten zuständigen
Polizeivollzugsdienststelle des Landes den voraussichtlichen
Entlassungszeitpunkt mitteilen und vorhandene erkennungs-
dienstliche Unterlagen und Daten nach § 82 Abs. 1 übermitteln.
Den Verletzten einer Straftat ist auf schriftlichen Antrag Aus-
kunft über die Unterbringung im offenen Vollzug, der Gewäh-
rung von Lockerungen des Vollzugs und von Weisungen nach
§ 42 Satz 2 zu erteilen, wenn sie ein berechtigtes Interesse dar-
legen und kein überwiegendes schutzwürdiges Interesse der
Untergebrachten am Ausschluss der Mitteilung vorliegt. Der
Darlegung eines berechtigten Interesses bedarf es nicht, wenn
der Verletzte Opfer einer Straftat war, für die in den in § 395
Abs. 1 Nr. 1 bis 5 StPO genannten Fällen die Möglichkeit der Er-
hebung der Nebenklage besteht sowie in den Fällen des § 395
Abs. 3 StPO.

(6) Bei der Überwachung der Besuche oder des Schriftwech-
sels sowie bei der Überwachung des Inhaltes von Paketen be-
kannt gewordene personenbezogene Daten dürfen nur für die
in Absatz 2 aufgeführten Zwecke, für den gerichtlichen Rechts-
schutz im Zusammenhang mit diesem Gesetz und im Rahmen
außerordentlicher Rechtsbehelfsverfahren, zur Wahrung der
Sicherheit oder Ordnung in der Anstalt oder nach Anhörung
der Untergebrachten zur Erreichung des Vollzugsziels ver-
arbeitet werden.

(7) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten unter-
bleibt, soweit die in § 99 Abs. 2 und § 102 Abs. 2 sowie 4 ge-
regelten Einschränkungen oder besondere gesetzliche Ver-
wendungsregelungen entgegenstehen.

(8) § 14 Abs. 2 SächsDSG ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass bei der Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen Stel-
le die Anstalt auch prüft, ob die Absätze 6 und 7 sowie § 98
Abs. 3 der Übermittlung entgegenstehen.

§ 98
Datenerhebung

(1) Personenbezogene Daten sind bei den Betroffenen zu er-
heben. Für die Erhebung ohne Mitwirkung der Betroffenen, die
Erhebung bei anderen Personen oder Stellen und für die Hin-
weis- und Aufklärungspflichten gilt § 12 Abs. 3 bis 5 SächsDSG.

(2) Daten über Dritte dürfen ohne ihre Kenntnis bei Personen
oder Stellen außerhalb der Anstalt nur unter den Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 Satz 2 und nur soweit erhoben werden, wie
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dies für die Erreichung des Vollzugsziels der Untergebrachten,
die Sicherheit in der Anstalt oder die Sicherung des Vollzugs
unerlässlich ist und die Art der Erhebung schutzwürdige Inter-
essen der Betroffenen nicht beeinträchtigt.

(3) Personenbezogene Daten, die gemäß Absatz 2 über Dritte
erhoben worden sind, dürfen nur zur Erfüllung des Erhebungs-
zweckes oder für die in § 97 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 geregelten Zwe-
cke verarbeitet werden.

(4) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung
personenbezogener Daten werden die Betroffenen unter An-
gabe dieser Daten unterrichtet, soweit der in § 97 Abs. 1 ge-
nannte Zweck dadurch nicht gefährdet wird. Sind die Daten bei
anderen Personen oder Stellen erhoben worden, kann die Un-
terrichtung unterbleiben, soweit
1. die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder wegen des

überwiegenden berechtigten Interesses von Dritten geheim
gehalten werden müssen oder

2. der Aufwand der Unterrichtung außer Verhältnis zum
Schutzzweck steht und keine Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der Be-
troffenen beeinträchtigt werden.

(5) Im Rahmen der Bemühungen, beim Untergebrachten Ein-
sicht in die beim Opfer vorangegangener Straftaten verursach-
ten Tatfolgen zu wecken, dürfen weitere Daten über das Opfer
nicht erhoben werden.

§ 99
Schutz besonderer Daten

(1) Mit Ausnahme des religiösen oder weltanschaulichen Be-
kenntnisses und personenbezogener Daten von Untergebrach-
ten, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden
sind, dürfen Daten von Untergebrachten in der Anstalt all-
gemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordne-
tes Zusammenleben erforderlich ist; § 97 Abs. 6 und 7 sowie
§ 98 Abs. 3 bleiben unberührt.

(2) Die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 StGB genannten Personen,
denen personenbezogene Daten von Untergebrachten als Ge-
heimnis anvertraut oder über Untergebrachte sonst bekannt
geworden sind, unterliegen auch gegenüber der Anstalt und
der Aufsichtsbehörde der Schweigepflicht. Die in § 203 Abs. 1
Nr. 1, 2 und 5 StGB genannten Personen haben sich gegenüber
dem Anstaltsleiter zu offenbaren, soweit dies für die Aufgaben-
erfüllung der Anstalt oder der Aufsichtsbehörde oder zur Ab-
wehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben von Unter-
gebrachten oder Dritten erforderlich ist. Ärzte sind gegenüber
dem Anstaltsleiter zur Offenbarung ihnen im Rahmen der all-
gemeinen Gesundheitsfürsorge bekannt gewordener Geheim-
nisse befugt, soweit dies für die Aufgabenerfüllung der Anstalt
oder Aufsichtsbehörde unerlässlich oder zur Abwehr von er-
heblichen Gefahren für Leib oder Leben der Untergebrachten
oder Dritter erforderlich ist. Sonstige Offenbarungsbefugnisse
und -pflichten bleiben unberührt. Untergebrachte sind vor der
Erhebung über die nach den Sätzen 2 und 3 bestehenden Of-
fenbarungsbefugnisse zu unterrichten.

(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dürfen nur für den
Zweck, für den sie offenbart wurden oder für den eine Offen-
barung zulässig gewesen wäre, und nur unter denselben Vor-
aussetzungen verarbeitet werden, unter denen eine in § 203
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 StGB genannte Person selbst hierzu be-
fugt wäre. Der Anstaltsleiter kann unter diesen Voraussetzun-

gen die unmittelbare Offenbarung gegenüber bestimmten Be-
diensteten allgemein zulassen. Warnhinweise, die keinen
Rückschluss auf konkrete Erkrankungen zulassen, sind zu-
lässig, soweit dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für
Leib oder Leben der Untergebrachten oder Dritter erforderlich
ist.

(4) Sofern Ärzte, Psychologen, Sozialarbeiter oder Sozialpäda-
gogen außerhalb des Vollzugs mit der Untersuchung, Behand-
lung oder Betreuung von Untergebrachten beauftragt werden,
gilt Absatz 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass sie auch zur
Unterrichtung eines Arztes der Anstalt oder eines für den Un-
tergebrachten zuständigen Psychologen, Sozialarbeiters oder
Sozialpädagogen der Anstalt befugt sind.

§ 100
Zentrale Vollzugsdatei,

Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Die nach § 97 Abs. 1 und § 98 erhobenen Daten dürfen in
einer zentralen Vollzugsdatei des Freistaates Sachsen ver-
arbeitet werden, soweit dies für Zwecke der Suizidprophylaxe,
der Sicherheit oder Ordnung in einer Anstalt sowie für Zwecke
der Aufsichtsbehörde erforderlich ist.

(2) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das den
Abruf personenbezogener Daten aus der zentralen Vollzugs-
datei des Freistaates Sachsen ermöglicht, ist zulässig, soweit
dieses Verfahren unter Berücksichtigung der schutzwürdigen
Interessen der Betroffenen und der Aufgaben der beteiligten
Stellen angemessen ist. § 13 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über
das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes
und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten (Bun-
deskriminalamtgesetz – BKAG) vom 7. Juli 1997 (BGBl. I
S. 1650), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Ju-
li 2012 (BGBl. I S. 1566, 1567) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, bleibt unberührt.

(3) Erfolgt die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfah-
rens nach Absatz 2 für eine Laufzeit von mehr als drei Monaten,
hat die zentrale Vollzugsdatei des Freistaates Sachsen bei
durchschnittlich jedem zehnten Abruf den Zeitpunkt, die An-
gaben, die die Feststellung der abgerufenen Datensätze
ermöglichen, sowie die für den Abruf verantwortliche Dienst-
stelle für Zwecke der Datenschutzkontrolle zu protokollieren.
Die protokollierten Daten dürfen nur für Zwecke der Daten-
schutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung ei-
nes ordnungsgemäßen Betriebs der Datenverarbeitungsanla-
ge verwendet werden, es sei denn, es liegen Anhaltspunkte
dafür vor, dass ohne ihre Verwendung die Verhinderung oder
Verfolgung einer schwerwiegenden Straftat gegen Leib, Leben
oder Freiheit einer Person aussichtslos oder wesentlich er-
schwert wäre. Die Protokolldaten sind nach sechs Monaten zu
löschen. Die zentrale Vollzugsdatei des Freistaates Sachsen
trifft die technischen und organisatorischen Maßnahmen nach
§ 9 SächsDSG.

(4) Das Staatsministerium der Justiz und für Europa bestimmt
durch Rechtsverordnung die Einzelheiten des automatisierten
Abrufverfahrens. Der Sächsische Datenschutzbeauftragte ist
vorher zu hören. Die Rechtsverordnung hat den Datenempfän-
ger, die Datenart und den Zweck des Abrufs festzulegen. Sie
hat Maßnahmen zur Datensicherung und zur Kontrolle vorzu-
sehen, die in einem angemessenen Verhältnis zu dem an-
gestrebten Schutzzweck stehen.
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(5) Die Aufsichtsbehörde darf anderen Ländern und dem Bund
personenbezogene Daten nach § 97 Abs. 1 bis 4 übermitteln,
soweit dies im Einzelfall zur Erfüllung seiner Aufgaben oder der
Aufgaben des Empfängers erforderlich ist.

§ 101
Akten

(1) Über jeden Untergebrachten wird eine Personalakte geführt
(Untergebrachtenpersonalakte). Sie ist vertraulich zu behan-
deln und vor unbefugter Einsicht zu schützen.

(2) Für jeden Untergebrachten sind vom Anstaltsarzt Gesund-
heitsakten zu führen.

(3) Über Daten im Sinne von § 99 Abs. 2, die im Rahmen einer
Therapie erhoben wurden, sind Therapieakten zu führen.

(4) Gesundheitsakten und Therapieakten sind getrennt von an-
deren Unterlagen zu führen und besonders zu sichern.

(5) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen nur anderen An-
stalten, den zur Dienst- oder Fachaufsicht oder zu dienstlichen
Weisungen befugten Stellen, den für strafvollzugs-, strafvoll-
streckungs- und strafrechtliche Entscheidungen zuständigen Ge-
richten, den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden
sowie den Sozialen Diensten der Justiz, den Führungsaufsichts-
stellen und forensischen Ambulanzen überlassen werden, so-
weit dies im Einzelfall zur Erfüllung der Aufgaben des Emp-
fängers erforderlich ist. Entsprechendes gilt für die
Überlassung von Akten an die von der Anstalt mit Gutachten
beauftragten Stellen. Die Überlassung an andere öffentliche
Stellen ist zulässig, soweit die Erteilung einer Auskunft einen
unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Darlegung der Ak-
teneinsicht begehrenden Stellen für die Erfüllung der Aufgabe
nicht ausreicht.

(6) § 13 Abs. 5 SächsDSG ist entsprechend anzuwenden.

§ 102
Berichtigung, Löschung und Sperrung

(1) Die in Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten
sind spätestens zwei Jahre nach der Entlassung der Unter-
gebrachten oder der Verlegung der Untergebrachten in eine an-
dere Anstalt zu löschen. Hiervon können bis zum Ablauf der
Aufbewahrungsfrist für die Untergebrachtenpersonalakte die
Angaben über Familienname, Vorname, Geburtsname, Ge-
burtstag, Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum der Unterge-
brachten ausgenommen werden, soweit dies für das Auffinden
der Untergebrachtenpersonalakte erforderlich ist. § 82 Abs. 3
bleibt unberührt, soweit es sich um in Untergebrachtenperso-
nalakten gespeicherte Daten handelt.

(2) Personenbezogene Daten in Akten dürfen nach Ablauf von
zwei Jahren seit der Entlassung der Untergebrachten nur über-
mittelt oder genutzt werden, soweit dies
1. zur Verfolgung von Straftaten,
2. für die Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvor-

haben gemäß §§ 104 und 106,
3. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder
4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von Rechts-

ansprüchen im Zusammenhang mit dem Vollzug
erforderlich ist. Diese Verwendungsbeschränkungen enden,
wenn die Untergebrachten erneut zum Vollzug aufgenommen
werden oder die Betroffenen eingewilligt haben.

(3) Bei der Aufbewahrung von Akten mit nach Absatz 2 ge-
sperrten Daten darf für Untergebrachtenpersonalakten, Ge-
sundheitsakten und Therapieakten sowie für Untergebrach-
tenbücher eine Frist von 30 Jahren nicht überschritten werden.
Dies gilt nicht, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen anzuneh-
men ist, dass die Aufbewahrung für die in Absatz 2 Satz 1 ge-
nannten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungs-
frist beginnt mit dem auf das Jahr der aktenmäßigen
Weglegung folgenden Kalenderjahr. Die archivrechtlichen Vor-
schriften des Bundes und der Länder bleiben unberührt.

(4) Die Berichtigung unrichtiger Daten richtet sich nach § 19
SächsDSG.

§ 103
Auskunft an den Betroffenen, Akteneinsicht

Der Betroffene erhält nach Maßgabe des § 18 SächsDSG Aus-
kunft und, soweit eine Auskunft für die Wahrnehmung seiner
rechtlichen Interessen nicht ausreicht und er hierfür auf die Ein-
sichtnahme angewiesen ist, Akteneinsicht.

§ 104
Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke

§ 476 StPO gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass auch
elektronisch gespeicherte personenbezogene Daten übermit-
telt werden können.

§ 105
Anwendbarkeit des Sächsischen Datenschutzgesetzes

Das Sächsische Datenschutzgesetz ist anzuwenden, soweit in
diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist.

Teil 17
Kriminologische Forschung

§ 106
Evaluation, kriminologische Forschung

Die im Vollzug eingesetzten Maßnahmen, insbesondere Thera-
pien und Methoden zur Förderung der Untergebrachten, sind in
Zusammenarbeit mit der Forschung und dem kriminologischen
Dienst auf ihre Wirksamkeit wissenschaftlich zu überprüfen.
Auf Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse sind Konzepte
für den Einsatz vollzuglicher Maßnahmen zu entwickeln und
fortzuschreiben. Auch im Übrigen sind die Erfahrungen mit der
Ausgestaltung des Vollzugs durch dieses Gesetz sowie der Art
und Weise der Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes
zu überprüfen. § 476 StPO gilt mit der Maßgabe entsprechend,
dass auch elektronisch gespeicherte personenbezogene Da-
ten übermittelt werden können.

Teil 18
Aufbau und Organisation der Anstalten

§ 107
Anstalten

(1) Für den Vollzug sind vom Vollzug anderer Freiheitsentzie-
hungen getrennte Anstalten oder Abteilungen einzurichten,
deren Gestaltung therapeutischen Erfordernissen entsprechen
und Wohngruppenvollzug ermöglichen muss.
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(2) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und Ausstattung von
Plätzen für therapeutische Maßnahmen, schulische und beruf-
liche Qualifizierung, Arbeitstraining und Arbeitstherapie sowie
zur Ausübung von Arbeit vorzusehen. Entsprechendes gilt für
Besuche, Freizeit, Sport und Seelsorge. § 10 Abs. 3 bleibt un-
berührt.

(3) Zimmer, Gemeinschafts- und Besuchsräume sind wohnlich
und zweckentsprechend auszustatten.

(4) Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schu-
lische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen und Arbeit
können auch in geeigneten privaten Einrichtungen und Betrie-
ben erfolgen. Die technische und fachliche Leitung kann An-
gehörigen dieser Einrichtungen und Betriebe übertragen wer-
den.

§ 108
Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Einzelbelegung

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der An-
stalt so fest, dass eine angemessene Unterbringung der Unter-
gebrachten gewährleistet ist. § 107 Abs. 2 ist zu berücksich-
tigen.

(2) Zimmer dürfen nur mit einem Untergebrachten belegt wer-
den. § 11 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 109
Leitung der Anstalt

Der Anstaltsleiter trägt die Verantwortung für den gesamten
Vollzug und vertritt die Anstalt nach außen. Er kann einzelne
Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete übertragen. Die
Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung zur Übertragung
vorbehalten.

§ 110
Bedienstete

(1) Die Aufgaben der Anstalt werden von Beamten wahrgenom-
men. Aus besonderen Gründen können sie auch anderen Be-
diensteten der Anstalt sowie nebenamtlichen oder vertraglich
verpflichteten Personen übertragen werden.

(2) Die Anstalt wird mit dem für die Erreichung des Vollzugs-
ziels erforderlichen Personal, insbesondere mit Ärzten, Psy-
chologen, Sozialarbeitern und Pädagogen sowie Bediensteten
des allgemeinen Vollzugsdienstes ausgestattet, um eine Be-
treuung nach § 66c Abs. 1 Nr. 1 StGB zu gewährleisten. Soweit
erforderlich, sind externe Fachkräfte einzubeziehen.

(3) Das Personal muss für den Vollzug der Unterbringung in der
Sicherungsverwahrung persönlich geeignet und fachlich quali-
fiziert sein. Eine fachübergreifende Zusammenarbeit ist zu ge-
währleisten. Fortbildung, Praxisberatung und -begleitung sowie
die zur Qualitätssicherung erforderliche Supervision für die Be-
diensteten sind zu gewährleisten.

(4) Insbesondere die Bediensteten des allgemeinen Vollzugs-
dienstes, des psychologischen und sozialen Dienstes sollen
Wohngruppen zugeordnet werden. Eine Betreuung in den
Wohngruppen ist auch in der beschäftigungs- und arbeitsfreien
Zeit der Untergebrachten, insbesondere am Wochenende, in
dem erforderlichen Umfang zu gewährleisten.

§ 111
Seelsorger

(1) Seelsorger werden im Benehmen mit der Aufsichtsbehörde
von der jeweiligen Religionsgemeinschaft bestellt.

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religions-
gemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz 1 nicht rechtfertigt,
ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulas-
sen.

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters darf der Anstalts-
seelsorger sich freier Seelsorgehelfer bedienen und diese für
Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von
außen zuziehen.

§ 112
Medizinische Versorgung

(1) Die ärztliche Versorgung ist sicherzustellen.

(2) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten ausgeführt
werden, die eine Erlaubnis nach dem Gesetz über die Berufe
in der Krankenpflege (Krankenpflegegesetz – KrPflG) vom
16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), zuletzt geändert durch Artikel 35
des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2515, 2537),
in der jeweils geltenden Fassung, besitzen. Solange diese nicht
zur Verfügung stehen, können auch Bedienstete eingesetzt
werden, die eine sonstige Ausbildung in der Krankenpflege er-
fahren haben.

§ 113
Mitverantwortung der Untergebrachten

(1) Die Untergebrachten sind an der Verantwortung für Angele-
genheiten von gemeinsamem Interesse zu beteiligen, die sich
ihrer Eigenart und der Aufgabe der Anstalt nach für die Mitwir-
kung der Untergebrachten eignen.

(2) Die dafür zu schaffenden Gremien sind nach demokra-
tischen Regeln zu wählen.

(3) Mitglieder der Gremien können sich mit Vorschlägen, ins-
besondere zu sozialen Belangen, an den Anstaltsleiter wen-
den. Ausgenommen sind Angelegenheiten, die die Sicherheit
in der Anstalt oder das Personal betreffen.

(4) Näheres regelt die Aufsichtsbehörde.

§ 114
Hausordnung

Der Anstaltsleiter erlässt zur Gestaltung und Organisation des
Vollzugsalltags eine Hausordnung auf der Grundlage dieses
Gesetzes. Vor deren Erlass oder Änderung beteiligt er die Gre-
mien der Mitverantwortung der Untergebrachten. Die Auf-
sichtsbehörde kann sich die Zustimmung zu der Hausordnung
vorbehalten.
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Teil 19
Aufsicht, Beirat

§ 115
Aufsichtsbehörde

(1) Aufsichtsbehörde für die Anstalt ist das Staatsministerium
der Justiz und für Europa.

(2) Es kann sich Entscheidungen über Verlegungen und Über-
stellungen vorbehalten oder sie einer zentralen Stelle übertra-
gen.

§ 116
Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften

(1) Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche und sachliche Zu-
ständigkeit der Anstalt in einem Vollstreckungsplan.

(2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der Vollzug
auch in Anstalten anderer Länder vorgesehen werden.

§ 117
Beirat

(1) Bei der Anstalt ist ein Beirat zu bilden. Dem Beirat gehören
zwei Abgeordnete des Landtags und mindestens ein Vertre-
ter der Kommune oder des Landkreises, in dem die jeweilige
Anstalt belegen ist, sowie weitere Personen des öffentlichen
Lebens an. Die Mitglieder werden von der Aufsichtsbehörde er-
nannt. Dies gilt nicht für die Mitglieder des Landtags, die von
diesem benannt werden. Bedienstete der Anstalt dürfen nicht
Mitglieder des Beirats sein. Die Amtszeit der Mitglieder des Bei-
rats endet mit der Konstituierung des nach Ablauf der Legisla-
turperiode des Landtags neu zu besetzenden Beirats.

(2) Die Mitglieder des Beirats wirken bei der Gestaltung des
Vollzugs und bei der Betreuung der Untergebrachten beratend
mit. Sie fördern das Verständnis für den Vollzug und seine ge-
sellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu öffent-
lichen und privaten Einrichtungen. Sie sind ebenso Ansprech-
partner für den Personalrat.

(3) Die Mitglieder des Beirats können insbesondere Wünsche,
Anregungen und Beanstandungen entgegennehmen. Sie kön-
nen sich über die Unterbringung, Beschäftigung, berufliche Bil-
dung, Verpflegung, ärztliche Versorgung und Behandlung un-
terrichten sowie die Anstalt besichtigen. Sie können die
Untergebrachten in ihren Zimmern aufsuchen. Unterhaltung
und Schriftwechsel werden nicht überwacht. Mit Zustimmung
der Untergebrachten kann der Anstaltsleiter dem Beirat oder
einzelnen Mitgliedern aus den Untergebrachtenpersonalakten
Mitteilungen machen oder sie Einsicht nehmen lassen, soweit
dies zur Erfüllung der Aufgaben des Beirats erforderlich ist.

(4) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außerhalb ihres
Amtes über alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach vertrau-
lich sind, besonders über Namen und Persönlichkeit der Unter-
gebrachten, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch
nach Beendigung ihres Amtes.

(5) Näheres regelt die Aufsichtsbehörde.

Teil 20
Schlussbestimmungen

§ 118
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die nachfolgenden Grundrechte
aus dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und
aus der Verfassung des Freistaates Sachsen eingeschränkt:
1. das Recht auf körperliche Unversehrtheit nach Artikel 2

Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland und Artikel 16 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung
des Freistaates Sachsen,

2. die Freiheit der Person nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland und
Artikel 16 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaates
Sachsen,

3. das Recht auf informationelle Selbstbestimmung nach Arti-
kel 33 der Verfassung des Freistaates Sachsen,

4. das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis nach Artikel 10
Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land und Artikel 27 Abs. 1 der Verfassung des Freistaates
Sachsen sowie

5. das Recht der Freizügigkeit nach Artikel 11 Abs. 1 des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland.

§ 119
Verhältnis zum Bundesrecht

Dieses Gesetz ersetzt gemäß Artikel 125a Abs. 1 des Grund-
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland die Vorschriften
über die Sicherungsverwahrung gemäß §§ 129 bis 135 so-
wie 140 Abs. 1 und 3 des Gesetzes über den Vollzug der Frei-
heitsstrafe und der freiheitsentziehenden Maßregeln der Bes-
serung und Sicherung (Strafvollzugsgesetz – StVollzG) vom
16. März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088, 1977 I S. 436), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2274, 2278) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung. Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes über den
Pfändungsschutz (§ 130 in Verbindung mit § 50 Abs. 2 Satz 5,
§ 51 Abs. 4 und 5 sowie § 75 Abs. 3), den Nachrang der Sozial-
hilfe bei der Zahlung von Ausbildungsbeihilfe (§ 130 in Verbin-
dung mit § 44 Abs. 1 Satz 2) und das gerichtliche Verfahren
(§ 130 in Verbindung mit § 50 Abs. 5 Satz 2 und §§ 109
bis 121) gelten fort.

§ 120
Übergangsbestimmungen

(1) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach § 60 Abs. 3
Satz 3 gilt die Verordnung über die Vergütungsstufen des Ar-
beitsentgelts und der Ausbildungsbeihilfe nach dem Strafvoll-
zugsgesetz (Strafvollzugsvergütungsordnung – StVollzVergO)
vom 11. Januar 1977 (BGBl. I S. 57), geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I
S. 2894, 2896), in der jeweils geltenden Fassung, für die An-
wendung des § 60 fort. § 60 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.

(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits gebildetes
Überbrückungsgeld kann bis zu der sich nach § 67 Abs. 1 Satz 1
ergebenden Höhe nur nach § 67 Abs. 2 und 3 verwendet wer-
den. Untergebrachte, die bereits Überbrückungsgeld darüber
hinaus gebildet haben, können bis zum 30. Juni 2014 verlan-
gen, dass der übersteigende Betrag ihrem Eigengeld gut-
geschrieben wird.
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(3) Für einen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits erworbe-
nen Anspruch auf Freistellung von der Arbeit gilt § 130 in Ver-
bindung mit § 43 Abs. 6 bis 11 StVollzG fort.

§ 121
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2013 in Kraft.

Dresden, den 16. Mai 2013

Der Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident
Stanislaw Tillich

Der Staatsminister der Justiz und für Europa
Dr. Jürgen Martens
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Fünfte Verordnung
des Ministerpräsidenten

zur Änderung der Ernennungsverordnung
Vom 24. April 2013

Aufgrund von § 11 Abs. 1 Satz 2 des Beamtengesetzes für den
Freistaat Sachsen (Sächsisches Beamtengesetz – SächsBG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Mai 2009
(SächsGVBl. S. 194), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes
vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 140) geändert wor-
den ist, wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung des Ministerpräsidenten über die Ernennung
der Beamten des Freistaates Sachsen (Ernennungsverord-
nung – ErnVO) vom 2. Dezember 1994 (SächsGVBl. S. 1650),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. September 2008
(SächsGVBl. S. 587), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird die Angabe „W 3“ durch die Angabe „die

Beamten der Besoldungsgruppen W 2 und W 3“ er-
setzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Diese Befugnis umfasst alle Arten der Ernennung im
Sinne des § 8 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung des
Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den
Ländern (Beamtenstatusgesetz – BeamtStG) vom
17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das durch Artikel 15
Abs. 16 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I
S. 160, 263) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, in Verbindung mit § 4 BeamtStG und
§ 10 SächsBG.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird die erste Alternative des Wortes

„Staatsbehörden“ durch das Wort „Staatsbehörde“ er-
setzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Im Geschäftsbereich des Staatsministeriums des
Innern gilt Absatz 1 nicht für Beamte an der Fachhoch-
schule der Sächsischen Verwaltung Meißen und an der
Landesfeuerwehrschule.“

c) In Absatz 4 werden vor dem Wort „gehobenen“ die
Wörter „einfachen, mittleren,“ eingefügt. Die Angabe
„und die Beamten der Besoldungsgruppe W 1“ wird ge-
strichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Dresden, den 24. April 2013

Der Ministerpräsident
Stanislaw Tillich
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Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern

zur Änderung der Förderzuständigkeitsverordnung SMI
Vom 29. April 2013

Es wird verordnet aufgrund von
1. § 2 Abs. 4 des Gesetzes zur Errichtung der Sächsischen

Aufbaubank – Förderbank – (FördbankG) vom 19. Juni 2003
(SächsGVBl. S. 161), das durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 132) geändert
worden ist, und

2. § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes über die Verwaltungs-
organisation des Freistaates Sachsen (Sächsisches Ver-
waltungsorganisationsgesetz – SächsVwOrgG) vom
25. November 2003 (SächsGVBl. S. 899), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl.
S. 130, 131) geändert worden ist:

Artikel 1

§ 2 Abs. 3 Nr. 5 der Verordnung des Sächsischen Staatsminis-
teriums des Innern zur Übertragung der Zuständigkeit zur
Durchführung von Förderprogrammen (Förderzuständigkeits-
verordnung SMI – SMIFördZuVO) vom 8. Februar 2012
(SächsGVBl. S. 150), die durch Artikel 2 der Verordnung vom
18. September 2012 (SächsGVBl. S. 534) geändert worden ist,
wird wie folgt gefasst:
„5. a) der Erhaltung und Pflege von Kulturdenkmalen, die das

nationale kulturelle Erbe mit prägen und die von Förder-
programmen der Bundesregierung und der Euro-
päischen Union erfasst werden,

b) von Maßnahmen zur Sicherung, Nutzbarmachung, Er-
haltung und Pflege besonders hochwertiger oder natio-
nal wertvoller Kulturdenkmale, deren Restaurierung
oder Sanierung eine besondere fachliche Begleitung
durch das Landesamt für Denkmalpflege erfordert,“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Dresden, den 29. April 2013

Der Staatsminister des Innern
Markus Ulbig
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Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus

über Zulassungsbeschränkungen für den Vorbereitungsdienst 2013
(Zulassungsbeschränkungsverordnung – ZulbeVO)

Vom 14. Mai 2013

Aufgrund von § 40 Abs. 3 Satz 1, 5 und 6 des Schulgesetzes für
den Freistaat Sachsen (SchulG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Juli 2004 (SächsGVBl. S. 298), das zuletzt
durch Artikel 2 Abs. 10 des Gesetzes vom 19. Mai 2010
(SächsGVBl. S. 142, 144) geändert worden ist, wird verordnet:

§ 1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Zulassung zum Vorbereitungs-
dienst für die Höheren Lehrämter an Gymnasien und berufs-
bildenden Schulen zum Zulassungstermin 1. August 2013.

§ 2
Begrenzung der Ausbildungsplätze

(1) Für das Höhere Lehramt an Gymnasien ist die Zahl der vor-
handenen Ausbildungsplätze wie folgt begrenzt:
1. im Fach Ethik/Philosophie auf 28,
2. im Fach Französisch auf 40,
3. im Fach Geschichte auf 60,
4. im Fach Italienisch auf 1,
5. im Fach Latein auf 36,
6. im Fach Evangelische Religion auf 21 und
7. im Fach Spanisch auf 20.

(2) Für das Höhere Lehramt an berufsbildenden Schulen ist die
Zahl der vorhandenen Ausbildungsplätze wie folgt begrenzt:
1. im Fach Ethik/Philosophie auf 12,
2. im Fach Umweltschutz und Umwelttechnik auf 8,
3. in der Fachrichtung Gesundheit und Pflege auf 12,
4. in der Fachrichtung Lebensmittel-, Ernährungs- und Haus-

wirtschaftswissenschaft auf 9 und
5. in der Fachrichtung Sozialpädagogik auf 15.

§ 3
Auswahlkriterien

(1) Vorab werden die Bewerber zugelassen, die für Zulassungs-
termine ab 2011 wegen Mangels an Plätzen ununterbrochen er-
folglose Bewerbungen im Freistaat Sachsen nachweisen. Be-
werber mit erfolglosen Bewerbungen für 2 Zulassungstermine
werden vor Bewerbern mit erfolgloser Bewerbung für einen Zu-
lassungstermin zugelassen. Die Zahl der gemäß Satz 1 zu-
gelassenen Bewerber darf 20 Prozent der Zulassungszahl für
das jeweilige Lehramt nicht übersteigen.

(2) Vorab wird ein Bewerber zugelassen, wenn er
1. ein schwerbehinderter oder gleichgestellter behinderter

Mensch gemäß § 2 Abs. 2 oder 3 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe be-
hinderter Menschen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Ju-
ni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047), das zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (BGBl. I
S. 2598, 2606) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, ist,

2. sein minderjähriges Kind oder einen sonstigen pflege-
bedürftigen Angehörigen betreut oder ihm aufgrund gesetz-
licher Verpflichtung Unterhalt zu leisten hat,

3. a) eine Dienstpflicht gemäß Artikel 12a Abs. 1 oder 2 des
Grundgesetzes erfüllt oder freiwilligen Wehrdienst
gemäß § 54 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. August 2011
(BGBl. I S. 1730), das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 8 des
Gesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084, 1102)
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,
oder einen mindestens sechsmonatigen Bundesfreiwil-
ligendienst gemäß dem Gesetz über den Bundesfreiwil-
ligendienst (Bundesfreiwilligendienstgesetz – BFDG)
vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687), in der jeweils gel-
tenden Fassung, geleistet hat,

b) eine mindestens zweijährige Tätigkeit als Entwicklungs-
helfer gemäß dem Entwicklungshelfer-Gesetz (EhfG)
vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt geändert
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011
(BGBl. I S. 2854, 2922), in der jeweils geltenden Fas-
sung, oder

c) ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr gemäß
dem Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligen-
diensten (Jugendfreiwilligendienstegesetz – JFDG)
vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842), geändert durch Arti-
kel 30 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2854, 2923), in der jeweils geltenden Fassung, ab-
geleistet hat oder

4. bereits zugelassen war, wegen der Dienstpflicht oder Tätig-
keit nach Nummer 3 den Vorbereitungsdienst jedoch nicht
antreten konnte.

Die Tatbestände nach Satz 1 werden nur berücksichtigt, wenn
sie im Antrag auf Zulassung zum Vorbereitungsdienst schrift-
lich dargelegt und nachgewiesen wurden. Bewerber, auf die
mehrere Tatbestände zutreffen, werden vor Bewerbern mit
weniger Tatbeständen zugelassen; jede gemäß Satz 1 Nr. 2 be-
treute Person gilt als ein Tatbestand. Die Zahl der gemäß Satz 1
zugelassenen Bewerber darf 5 Prozent der für das jeweilige
Lehramt zugelassenen Bewerber nicht übersteigen.

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber die jeweilige Vorabzulas-
sungsquote nach den Absätzen 1 und 2, richtet sich die Reihen-
folge der Zulassungen innerhalb der jeweiligen Quote vor-
behaltlich Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 3 nach Eignung
und Leistung. Maßgebend ist die Gesamtnote in der Ersten
Staatsprüfung oder einer Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. b oder c der Verordnung des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Kultus über den Vorbereitungsdienst und die Zweite
Staatsprüfung für Lehrämter an Schulen im Freistaat Sachsen
(Lehramtsprüfungsordnung II – LAPO II) vom 19. Juli 2005
(SächsGVBl. S. 212), die zuletzt durch Verordnung vom
20. April 2009 (SächsGVBl. S. 186) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung. Die Gesamtnote für jede nach Ab-
satz 1 erfolglose Bewerbung verbessert sich fiktiv um einen
viertel Notenpunkt.
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(4) Die nach der Vorabzulassung gemäß den Absätzen 1 und 2
verbleibenden Plätze werden nach Eignung und Leistung ver-
geben. Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Sind Bewerber
ranggleich, haben Bewerber Vorrang, die einen Tatbestand
nach Absatz 2 Satz 1 verwirklichen; im Übrigen entscheidet
das Los.

§ 4
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verordnung des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Kultus über Zulassungsbeschränkungen für den
Vorbereitungsdienst 2013 (Zulassungsbeschränkungsverord-
nung – ZulbeVO) vom 10. Dezember 2012 (SächsGVBl.
S. 788) außer Kraft.

Dresden, den 14. Mai 2013

Die Staatsministerin für Kultus
Brunhild Kurth
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Verordnung
der Landeshauptstadt Dresden

zur Festsetzung des Landschaftsschutzgebietes „Zschonergrund“
Vom 25. April 2013

Auf Grund von § 19 Abs. 1 und § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des
Sächsischen Gesetzes über Naturschutz und Landschafts-
pflege (Sächsisches Naturschutzgesetz – SächsNatSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juli 2007
(SächsGVBl. S. 321), das zuletzt durch Artikel 57 des Gesetzes
vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 148) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit §§ 26 und 32 Abs. 2 des Gesetzes
über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542),das
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Januar 2013
(BGBl. I S. 95, 99) geändert worden ist, wird verordnet:

§ 1
Festsetzung als Schutzgebiet

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet der Lan-
deshauptstadt Dresden auf Teilen der Gemarkungen Briesnitz,
Gompitz, Kemnitz, Merbitz, Mobschatz, Ockerwitz, Omsewitz,
Pennrich, Podemus, Roitzsch, Steinbach und Zöllmen werden
als Landschaftsschutzgebiet festgesetzt. Das Landschafts-
schutzgebiet führt die Bezeichnung „Zschonergrund“.

§ 2
Schutzgegenstand

(1) Das Landschaftsschutzgebiet hat eine Größe von etwa
331,0 ha.

(2) Das Landschaftsschutzgebiet umfasst das Kerbtal des
Zschonergrundbaches von der Talweitung in Kemnitz bis zur
Einmündung des Wüster Berg-Grabens an der Stadtgrenze in
Steinbach. Westlich von Podemus schließt es an der Ortsver-
bindungsstraße von Roitzsch nach Podemus an das Land-
schaftsschutzgebiet „Elbtal zwischen Dresden und Meißen mit
linkselbischen Tälern und Spaargebirge“ an. Eingeschlossen
sind Seitentäler und Teile der angrenzenden Hochflächen.

(3) Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes sind in einer
Übersichtskarte vom Februar 2013 im Maßstab 1 : 13 000 und
in zwei Flurkarten vom Februar 2013 im Maßstab 1 : 5 000 ein-
getragen. Maßgebend für den Grenzverlauf ist die Linien-
außenkante in den Flurkarten. Die Karten sind Bestandteil der
Verordnung.

(4) Die Verordnung wird ohne Karten im Sächsischen Gesetz-
und Verordnungsblatt verkündet. Die Verordnung mit Karten
wird bei der Landeshauptstadt Dresden in 01069 Dresden,
Grunaer Straße 2, Raum 238a auf die Dauer von zwei Wochen
nach Verkündung zur kostenlosen Einsicht durch jedermann
während der Sprechzeiten öffentlich ausgelegt.

(5) Die Verordnung ist nach Ablauf der Auslegungsfrist bei der
Landeshauptstadt Dresden zur kostenlosen Einsicht während
der Sprechzeiten niedergelegt.

§ 3
Schutzzweck

(1) Schutzzweck ist die Erhaltung des vom Zschonerbach
durchflossenen Kerbtals und angrenzender Hochflächen. Die

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, die Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter einschließlich der Lebensstätten
und Lebensräume wild lebender Tier- und Pflanzenarten sowie
die Eigenart, Vielfalt und Schönheit der Landschaft und der Er-
holungswert sollen in ihrer Gesamtheit erhalten, entwickelt
oder wiederhergestellt werden.

(2) Teile des Landschaftsschutzgebietes sind Bestandteil ei-
nes zusammenhängenden europäischen ökologischen Net-
zes besonderer Schutzgebiete NATURA 2000. Sie sollen für
alle Lebensräume und Arten des Gebietes, die nach der Richt-
linie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie – FFH-Richtlinie)
(ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2006/105/EG (ABl. L 363 vom 20.11.2006, S. 368), in
der jeweils geltenden Fassung, sowie der Richtlinie 2009/147/EG
des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildle-
benden Vogelarten (Vogelschutz-RL) (ABl. L 20 vom 26.1.2010,
S. 7), in der jeweils geltenden Fassung, von gemeinschaftlicher
Bedeutung sind, einen dauerhaft günstigen Erhaltungszustand
aufweisen.

(3) Schutzzweck ist insbesondere
1. die Erhaltung der naturräumlichen Kleinlandschaft des

Zschonerbachtals mit den gebietstypischen natürlichen
und kulturhistorischen Landschaftselementen und beson-
derer Bedeutung für Naherholung und Naturbeobachtung,

2. die Bewahrung der Bodenvielfalt und ihrer ökologischen
Funktion im Naturhaushalt sowie die Vermeidung von
Wind- und Wassererosion in Hangbereichen und auf
Hochflächen,

3. die Erhaltung und Entwicklung ökologisch stabiler Wald-
flächen,

4. die Erhaltung der gebietsprägenden Flachlandmähwiesen
bei zielgerichteter Förderung von Kleinstrukturen auf aus-
gewählten Teilflächen,

5. die Freihaltung von Bebauung und Rohstoffgewinnung,
6. die Verbesserung der Wasserbeschaffenheit oberirdischer

Gewässer einschließlich der Quellbereiche als Vorausset-
zung für die Bewahrung beziehungsweise Wiederherstel-
lung wassergebundener Lebensgemeinschaften,

7. die Bewahrung und zielgerichtete Entwicklung eines günsti-
gen Erhaltungszustandes der gebietseigenen Populationen
gefährdeter, seltener oder in den Anhängen II und IV der
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie verzeichneter sowie sonsti-
ger gesetzlich besonders geschützter Tier- und Pflanzen-
arten sowie ihrer für Fortpflanzung, Ernährung, Migration,
Durchzug und Überwinterung wichtigen Habitate,

8. die Erhaltung des aus historischen Nutzungsformen ent-
standenen vielfältigen und kleinteiligen Biotopmosaiks mit
Biotopelementen der Weinberge, wie Trockenmauern und
Gehölze trockenwarmer Standorte, sowie der Streuobst-
wiesen einschließlich der daran gebundenen Lebens-
gemeinschaften,

9. die Erhaltung der offenen Felsbildungen und aufgelasse-
nen Steinbrüche auch als Geotope und Beispiele für Bo-
densubstrate,

10. die Erhaltung und Verbesserung der Klimaausgleichsfunk-
tion für den Ballungsraum Dresden sowie
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11. die Erhaltung und Wiederherstellung der Funktion des Ge-
bietes als wesentlicher Bestandteil des überregional be-
deutsamen Biotopverbundes und die Verbesserung der
Kohärenzbedingungen zu angrenzenden Lebensräumen,
die nach Vogelschutz-RL und Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie von gemeinschaftlicher Bedeutung sind.

§ 4
Verbote

(1) In dem Landschaftsschutzgebiet sind alle Handlungen ver-
boten, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem
Schutzzweck zuwiderlaufen, wenn dadurch
1. der Naturhaushalt des Gebietes oder einzelner Gebiets-

teile, insbesondere Lebensräume, Vermehrungsstätten,
Wanderwege und Rastplätze geschützter Tierarten sowie
Vorkommen geschützter Pflanzenarten, gefährdet, ge-
schädigt oder zerstört werden,

2. die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter nachhaltig gestört
wird,

3. eine geschützte Flächennutzung auf Dauer geändert wird,
4. das Landschaftsbild nachteilig geändert oder die natürliche

Eigenart der Landschaft auf andere Weise beeinträchtigt
wird oder

5. der Naturgenuss oder der Erholungswert der Landschaft
beeinträchtigt wird.

(2) Insbesondere ist verboten,
1. bauliche Anlagen im Sinne der Sächsischen Bauordnung

(SächsBO) vom 28. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 200), zuletzt
geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 27. Ja-
nuar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 142), in der jeweils gelten-
den Fassung, zu errichten oder der Errichtung gleich-
gestellte Maßnahmen durchzuführen, auch wenn diese
keiner baurechtlichen Genehmigung bedürfen oder nur
vorübergehender Art sind, ausgenommen der Wiederauf-
bau denkmalgeschützter Objekte am ehemaligen Standort
in der gleichen Art und im gleichen Umfang,

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen an-
zulegen, mit Ausnahme forstwirtschaftlicher Wege im Sin-
ne von § 21 des Waldgesetzes für den Freistaat Sachsen
(SächsWaldG) vom 10. April 1992 (SächsGVBl. S. 137),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juni 2012
(SächsGVBl. S. 308, 318) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung,

3. bestehende Wanderwege mit gebietsfremden Materialien
zu befestigen,

4. Wald oder Dauergrünland umzuwandeln,
5. Landschaftsbestandteile wie Baumgruppen, Baumreihen

oder Hecken zu beseitigen, zu fällen oder zu beeinträchti-
gen,

6. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisigkulturen anzulegen,
7. Steine oder andere Bodenbestandteile abzubauen,
8. fließende oder stehende Gewässer anzulegen oder zu

ändern oder die Ufervegetation zu schädigen oder zu be-
seitigen,

9. Landeplätze, Segelfluggelände, Gelände für Luftsportgerä-
te, Modellfluggeräte, Motorsportanlagen oder Motormodell-
sportanlagen anzulegen oder als solche zu betreiben,

10. kraft-, motorbetriebene oder bespannte Fahrzeuge außer-
halb öffentlicher Verkehrsanlagen oder ausgewiesener
Flächen abzustellen,

11. außerhalb behördlich ausgewiesener oder zugelassener
Stellen, Wohn-, Wochenend-, Garten-, Gaststätten- oder
bebauter Vereinsgrundstücke Feuer zu entzünden, zu un-
terhalten oder zu grillen,

12. von der Naturschutzbehörde errichtete Schutz- oder Hin-
weiseinrichtungen oder Markierungen zu verrücken, zu ent-
fernen oder zu beschädigen sowie

13. die bisherige Grundstücksnutzung in einer Art zu ändern,
welche dem Schutzzweck zuwider läuft.

§ 5
Erlaubnisvorbehalte

(1) Handlungen, die den Charakter des Gebietes verändern
können oder dem Schutzzweck zuwiderlaufen können, bedür-
fen der schriftlichen Erlaubnis der Naturschutzbehörde.

(2) Der Erlaubnis bedürfen insbesondere folgende Handlun-
gen:
1. Änderung oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen im

Sinne der Sächsischen Bauordnung in der jeweils gelten-
den Fassung, auch wenn die Maßnahmen keiner baurecht-
lichen Genehmigung bedürfen oder nur vorübergehender
Art sind, sowie der Wiederaufbau denkmalgeschützter Ob-
jekte am gleichen Standort,

2. Änderung bestehender Straßen, Wege, Plätze oder ande-
rer Verkehrsanlagen,

3. Errichtung oder Änderung von Einfriedungen,
4. Entnahme von Steinen oder anderen Bodenbestandteilen,
5. Anlage oder Veränderung von Rastplätzen einschließlich

deren Nebenanlagen, soweit diese nicht unter § 4 Abs. 2
Nr. 1 fallen,

6. Errichtung von Stegen oder Brücken oder Verankerung von
schwimmenden Anlagen oder Einrichtungen,

7. Errichtung oder Änderung von Flächen oder Anlagen für
Sport und Spiel, soweit diese nicht unter § 4 Abs. 2 Nr. 9 fal-
len,

8. Fahren von kraft-, motorbetriebenen oder bespannten
Fahrzeugen außerhalb öffentlicher Verkehrsanlagen,

9. Starten oder Landen von Luftfahrzeugen, Luftsportgeräten
oder Modellfluggeräten, mit Ausnahme von Drachen und
Schirmdrachen, wenn sie mit einem Seil von weniger als
100 m gehalten werden, sowie der den Regelungen des
Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S. 698), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Dezem-
ber 2012 (BGBl. I S. 2454, 2456), in der jeweils geltenden
Fassung, unterliegenden Luftfahrzeuge,

10. Reiten außerhalb behördlich ausgewiesener oder zugelas-
sener gekennzeichneter Wege oder Flächen,

11. Verlegung oder Änderung ober- oder unterirdischer Leitun-
gen aller Art,

12. Anlage oder Erweiterung von Kleingärten oder Rebflächen,
13. Erstaufforstungen,
14. Beseitigung oder Beeinträchtigung von Einzelbäumen oder

Saumstrukturen,
15. Beseitigung von Gehölzen im Rahmen der Unterhaltungs-

last für Straßen und Wege sowie für Anlagen der öffent-
lichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Telekommunika-
tionsdienstleitungen, Wärme und Wasser oder der
Abwasserwirtschaft,

16. Einrichtung von Tiergehegen,
17. Einbringen oder Lagern von Materialien oder Stoffen,
18. Anbringen oder Aufstellen von Plakaten, Bild- oder Schrift-

tafeln, Hinweisschildern oder Wegemarkierungen,
19. Durchführung von Veranstaltungen sowie
20. Aufstellung oder Nutzung von Zelten, Wohnwagen oder

Verkaufsständen außerhalb dafür behördlich ausgewiese-
ner oder zugelassener Flächen.
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§ 6
Zulässige Handlungen

Die §§ 4 und 5 gelten nicht
1. für die Nutzung und Bewirtschaftung der landwirtschaft-

lichen Flächen im Rahmen der guten fachlichen Praxis
gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG,

2. für die dem Schutzzweck entsprechende Waldbewirtschaf-
tung unter Beachtung von § 5 Abs. 2 BNatSchG,

3. für die dem Schutzzweck untergeordnete fischereiwirt-
schaftliche Nutzung der oberirdischen Gewässer unter Be-
achtung von § 5 Abs. 4 BNatSchG,

4. für die dem Schutzzweck untergeordnete Jagd,
5. für die Gewässerunterhaltung im Sinne von § 39 des Geset-

zes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts-
gesetz – WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBl. I S. 734, 741) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung, in Verbindung mit § 69 des Sächsischen
Wassergesetzes (SächsWG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. Oktober 2004 (SächsGVBl. S. 482), das
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 13. Dezem-
ber 2012 (SächsGVBl. S. 725, 730) geändert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung,

6. für die sonstige rechtmäßig ausgeübte Nutzung der Grund-
stücke, Straßen, Wege und Gewässer sowie der recht-
mäßig bestehenden Einrichtungen in der bisherigen Art
und im bisherigen Umfang sowie deren Unterhaltung und
Erhaltung (einschließlich Gewährleistung der Verkehrs-
sicherheit) dem Stand der Technik entsprechend, ausge-
nommen § 5 Abs. 2 Nr. 3 und 15,

7. die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung ab-
gestimmten Erstaufforstungen im Rahmen der Waldmeh-
rungsplanung oder sonstiger rechtsverbindlich festgesetz-
ter Erstaufforstungen,

8. für Schutzzäune an Verkehrswegen, transportable oder
sockellose Weidezäune für den Zeitraum ihrer Zweck-
bestimmung sowie für Dauerkoppeln traditioneller Bauwei-
se und Zäune zum Schutz von Forst- und Obstkulturen,

9. für organisierte Veranstaltungen wie Volkswanderungen
oder Laufveranstaltungen auf öffentlichen Wegen,

10. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilde-
rungen,

11. für von der Naturschutzbehörde auf der Grundlage von § 8
veranlasste oder zugelassene Pflege- und Entwicklungs-
maßnahmen,

12. für die Entnahme von Proben im Rahmen der geologischen
und bodenkundlichen Ausbildung und Forschung sowie

13. für unaufschiebbare Handlungen zur Abwehr von unmittel-
baren Gefahren für Personen oder Sachen einschließlich
von Maßnahmen zum Schutz gegen Wassererosion in
Hangbereichen sowie für Sicherungsmaßnahmen gegen
Massenverlagerungen im Bereich öffentlicher Wege.

§ 7
Befreiungen und Erlaubnisse

(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die Naturschutz-
behörde im Einzelfall nach § 67 BNatSchG in Verbindung mit
§ 53 Abs. 3 SächsNatSchG Befreiung erteilen.

(2) Bedarf eine Handlung gemäß § 5 der Erlaubnis der Natur-
schutzbehörde, so ist diese zu erteilen, wenn die Handlung Wir-
kungen der in § 4 genannten Art nicht zur Folge hat und dem
Schutzzweck nicht zuwiderläuft. Die Erlaubnis kann mit Neben-
bestimmungen versehen werden, wenn dadurch die Verein-

barkeit mit dem Schutzzweck erreicht wird. Die Erlaubnis wird
durch eine nach anderen Vorschriften gleichzeitig erforderliche
Gestattung ersetzt, wenn diese im Einvernehmen mit der Na-
turschutzbehörde ergangen ist.

§ 8
Pflege- und Entwicklungsgrundsätze

(1) Grundsätze der Pflege und Entwicklung des Landschafts-
schutzgebietes sind:
1. die Erhaltung, Pflege und örtliche Wiederherstellung der

durch eine natürliche Fließgewässerdynamik geprägten
naturnahen Gewässerstrukturen, die Erhaltung der natür-
lichen Selbstreinigungskraft und die Verbesserung der
Wasserbeschaffenheit von Fließ- und Stillgewässern,

2. die Erhaltung und pflegliche Nutzung der naturnahen Wald-
bestände, die Entwicklung der Waldflächen durch Natur-
verjüngung bei Sicherung und Vermehrung des Totholz-
anteils, die Förderung der biologischen Vielfalt in den
Wäldern mit dem Ziel der Entwicklung strukturreicher
Wälder, die Zulassung von Zerfalls- und Alterungsphasen
zur Sicherung der für den Erhalt und die Vermehrung xylo-
bionter Käfer notwendigen Lebensräume,

3. die Erhaltung und Anreicherung höhlen- und spaltenreicher
Altbäume als Sommer-, Fortpflanzungs- und Winterquartier
baumbewohnender Fledermäuse,

4. die Erhaltung der Wiesen sowie ihre habitat- und standort-
gerechte Nutzung, Strukturanreicherung der ackerbaulich
genutzten Hochflächen durch Anlage von Flurgehölzen mit
standortgerechten Arten, die Gewährleistung von erosions-
mindernden Bewirtschaftungsformen, die Anlage von
Saumbereichen, Pufferzonen oder Ackerrandstreifen,

5. die Erhaltung und Wiederherstellung traditioneller Nutzungs-
formen wie Streuobstwiesen und gebietstypische Obst-
baumreihen/-alleen entlang von Wirtschaftswegen und
Straßen durch entsprechende Pflegemaßnahmen und
Nachpflanzung, die Bewahrung und Pflege der kleinparzel-
lierten Weinberge und Weinbergsbrachen, die Sanierung
von Trockenmauern,

6. die Offenhaltung des Steinbruches bei Pennrich durch Ge-
hölzentnahme in Abstimmung mit der Forstbehörde zur Si-
cherung der kleinklimatischen trockenen Verhältnisse,

7. die Ruhigstellung der Lebensstätten von störungsempfind-
lichen gefährdeten Tierarten gegenüber Bewirtschaftungs-
maßnahmen und der Erholungs- und Freizeitnutzung sowie

8. die Bewahrung des Landschaftscharakters und des kultur-
historischen Landschaftsbildes einschließlich markanter
Sichtbeziehungen und Erhaltung des vorhandenen histo-
rischen Wegenetzes.

(2) Die erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen
können in einem Pflege- und Entwicklungsplan oder durch Ein-
zelanordnungen der zuständigen Naturschutzbehörde festge-
legt werden.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1 SächsNatSchG
handelt, wer in dem Landschaftsschutzgebiet ohne Befreiung
vorsätzlich oder fahrlässig Handlungen vornimmt, die
1. entgegen § 4 Abs. 1 Nr. 1 den Naturhaushalt des Gebietes

oder einzelner Gebietsteile, insbesondere Lebensräume, Ver-
mehrungsstätten, Wanderwege und Rastplätze geschützter
Tierarten sowie Vorkommen geschützter Pflanzenarten,
gefährden, schädigen oder zerstören,
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2. entgegen § 4 Abs. 1 Nr. 2 die Nutzungsfähigkeit der Na-
turgüter nachhaltig stören,

3. entgegen § 4 Abs. 1 Nr. 3 eine geschützte Flächennutzung
auf Dauer ändern,

4. entgegen § 4 Abs. 1 Nr. 4 das Landschaftsbild nachteilig
ändern oder die natürliche Eigenart der Landschaft auf an-
dere Weise beeinträchtigen oder

5. entgegen § 4 Abs. 1 Nr. 5 den Naturgenuss oder den Er-
holungswert der Landschaft beeinträchtigen.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1
SächsNatSchG handelt insbesondere, wer ohne Befreiung
vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 1 bauliche Anlagen im Sinne der

Sächsischen Bauordnung in der jeweils geltenden Fassung
errichtet oder der Errichtung gleichgestellte Maßnahmen
durchführt, auch wenn diese keiner baurechtlichen Geneh-
migung bedürfen oder nur vorübergehender Art sind,

2. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 2 Straßen, Wege, Plätze oder sons-
tige Verkehrsanlagen anlegt,

3. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 3 bestehende Wanderwege mit ge-
bietsfremden Materialien befestigt,

4. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 4 Wald oder Dauergrünland um-
wandelt,

5. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 5 Landschaftsbestandteile wie
Baumgruppen, Baumreihen oder Hecken beseitigt, fällt
oder beeinträchtigt,

6. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 6 Weihnachtsbaum- oder Schmuck-
reisigkulturen anlegt,

7. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 7 Steine oder andere Boden-
bestandteile abbaut,

8. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 8 fließende oder stehende Gewäs-
ser anlegt oder ändert oder die Ufervegetation schädigt
oder beseitigt,

9. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 9 Landeplätze, Segelfluggelände,
Gelände für Luftsportgeräte, Modellfluggeräte, Motorsport-
anlagen oder Motormodellsportanlagen anlegt oder als sol-
che betreibt,

10. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 10 kraft-, motorbetriebene oder be-
spannte Fahrzeuge außerhalb öffentlicher Verkehrsan-
lagen oder ausgewiesener Flächen abstellt,

11. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 11 außerhalb behördlich ausgewie-
sener oder zugelassener Stellen, Wohn-, Wochenend-,
Garten- oder bebauter Vereinsgrundstücke Feuer entzün-
det oder unterhält oder grillt,

12. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 12 von der Naturschutzbehörde er-
richtete Schutz- oder Hinweiseinrichtungen oder Markie-
rungen verrückt, entfernt oder beschädigt oder

13. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 13 die bisherige Grundstücksnutzung
in einer Art ändert, welche dem Schutzzweck zuwider läuft,

soweit diese Handlungen nicht gemäß § 6 zulässig sind.

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1
SächsNatSchG handelt auch, wer ohne Erlaubnis vorsätzlich
oder fahrlässig entgegen § 5 Abs. 1 Handlungen vornimmt, die
den Charakter des Gebietes verändern können oder dem
Schutzzweck zuwider laufen können.

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1
SächsNatSchG handelt insbesondere, wer ohne Erlaubnis
vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 1 bauliche Anlagen im Sinne der

Sächsischen Bauordnung in der jeweils geltenden Fassung
ändert oder deren Nutzung ändert, auch wenn die Maßnah-
men keiner baurechtlichen Genehmigung bedürfen und nur
vorübergehender Art sind,

2. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 2 bestehende Straßen, Wege,
Plätze oder andere Verkehrsanlagen ändert,

3. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 3 Einfriedungen errichtet oder
ändert,

4. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 4 Steine oder andere Boden-
bestandteile entnimmt,

5. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 5 Rastplätze einschließlich deren
Nebenanlagen anlegt oder ändert,

6. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 6 Stege oder Brücken errichtet oder
schwimmende Anlagen oder Einrichtungen verankert,

7. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 7 Flächen oder Anlagen für Sport
und Spiel errichtet oder ändert,

8. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 8 kraft-, motorbetriebene oder be-
spannte Fahrzeuge außerhalb öffentlicher Verkehrsanla-
gen fährt,

9. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 9 Luftfahrzeuge, Luftsportgeräte
oder Modelfluggeräte startet oder landet,

10. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 10 außerhalb behördlich ausgewie-
sener oder zugelassener gekennzeichneter Wege oder
Flächen reitet,

11. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 11 ober- oder unterirdische Leitun-
gen aller Art verlegt oder ändert,

12. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 12 Kleingärten oder Rebflächen an-
legt oder erweitert,

13. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 13 Erstaufforstungen vornimmt,
14. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 14 Einzelbäume oder Saumstruktu-

ren beseitigt oder beeinträchtigt,
15. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 15 Gehölze im Rahmen der Unter-

haltungslast für Straßen und Wege sowie für Anlagen der
öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Telekommuni-
kationsdienstleitungen, Wärme und Wasser oder der Ab-
wasserwirtschaft beseitigt,

16. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 16 Tiergehege einrichtet,
17. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 17 Materialien oder Stoffe einbringt

oder lagert,
18. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 18 Plakate, Bild- oder Schrifttafeln,

Hinweisschilder oder Wegemarkierungen aufstellt oder an
im Schutzgebiet befindlichen Objekten anbringt,

19. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 19 Veranstaltungen jeder Art
durchführt oder

20. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 20 Zelte, Wohnwagen oder Ver-
kaufsstände aufstellt oder nutzt,

soweit diese Handlungen nicht gemäß § 6 zulässig sind.

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1
SächsNatSchG handelt des Weiteren, wer vorsätzlich oder
fahrlässig einer vollziehbaren Nebenbestimmung zuwiderhan-
delt, mit der eine nach § 7 Abs. 1 erteilte Befreiung oder eine
nach § 7 Abs. 2 erteilte Erlaubnis versehen worden ist.

§ 10
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Auslegungsfrist
gemäß § 2 Abs. 4 in Kraft. Gleichzeitig tritt der Beschluss 92-14/
74 vom 4. Juli 1974 (Mitteilungen für die Staatsorgane im Bezirk
Dresden Nummer 4/74) in Bezug auf das Landschaftsschutz-
gebiet „Zschonergrund“ außer Kraft. Im Übrigen besteht der
Beschluss 92-14/74 fort.

Dresden, den 25. April 2013

Landeshauptstadt Dresden
Orosz
Oberbürgermeisterin
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Verordnung
des Landratsamtes Nordsachsen

zur Änderung der Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes „Parthenaue-Machern“
Vom 29. April 2013

Aufgrund von § 20 Abs. 2 Nr. 4, §§ 26 und 22 Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundes-
naturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2542), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Ja-
nuar 2013 (BGBl. I S. 95, 99) geändert worden ist, in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie § 19 des Säch-
sischen Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege
(Sächsisches Naturschutzgesetz – SächsNatSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Juli 2007 (SächsGVBl.
S. 321), das zuletzt durch Artikel 57 des Gesetzes vom 27. Ja-
nuar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 148) geändert worden ist, in
Verbindung mit § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 und § 40
Abs. 1 Nr. 3 SächsNatSchG wird durch das Landratsamt Nord-
sachsen verordnet:

§ 1
Erklärung zum Ausgliederungsgebiet

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet der
Gemeinde: Taucha
Gemarkung: Sehlis
Landkreis: Nordsachsen
werden aus dem Landschaftsschutzgebiet „Parthenaue-Ma-
chern“ (festgesetzt durch Beschluss 13-3/63 des Rates des Bezir-
kes Leipzig vom 15. Februar 1963 und mit Beschluss 68/VIII/84
des Bezirkstages Leipzig vom 20. September 1984) ausgeglie-
dert.

§ 2
Ausgliederungsgegenstand

(1) Ausgliederungsgegenstände sind nach dem Stand vom
29. April 2013 auf dem Gebiet der Gemeinde Taucha, Gemar-
kung Sehlis die Flurstücke 94/16, 97/2 und 99/2 in einer Größe
von insgesamt circa 5 222 m2.

(2) Die ausgegliederten Flächen sind in einer Flurstückskarte
des Landratsamtes Nordsachsen vom 29. April 2013 im Maß-
stab 1 : 1 000 (Anlage 1) und in einer Übersichtskarte des Land-
ratsamtes Nordsachsen vom 29. April 2013 im Maßstab
1 : 20 000 (Anlage 2) rot schraffiert sowie rot umgrenzt dar-
gestellt. Maßgebend für den Grenzverlauf ist die Linienaußen-
kante der Grenzeintragung auf der Flurstückskarte. Die Karten
sind Bestandteil der Verordnung.

(3) Die Verordnung mit Karten wird beim Landratsamt Nord-
sachsen, Verwaltungsstandort Eilenburg, in 04838 Eilenburg,
Dr.-Belian-Straße 4, Zimmer 268 auf die Dauer von zwei Wo-
chen nach der Verkündung im Sächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt zur kostenlosen Einsicht durch jedermann
während der Sprechzeiten öffentlich ausgelegt.

(4) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der Auslegungs-
frist bei der in Absatz 3 näher bezeichneten Stelle zur kosten-
losen Einsicht durch jedermann während der Sprechzeiten nie-
dergelegt.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Auslegungsfrist
gemäß § 2 Abs. 3 in Kraft.

Torgau, den 29. April 2013

Landratsamt Nordsachsen
Fiedler
1. Beigeordneter
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Zweite Änderung der Geschäftsordnung
des Verfassungsgerichtshofes des Freistaates Sachsen

Vom 26. April 2013

Aufgrund von § 10 Abs. 2 und § 45 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes
über den Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen
(Sächsisches Verfassungsgerichtshofsgesetz – SächsVerfGHG)
vom 18. Februar 1993 (SächsGVBl. S. 177, 495), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 14. Februar 2013 (SächsGVBl. S. 94),
in Verbindung mit § 21 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Ver-
fassungsgerichtshofes des Freistaates Sachsen vom 14. Okto-
ber 1993 (SächsGVBl. S. 1134), geändert durch Beschluss
vom 13. Dezember 1996 (SächsGVBl. 1997 S. 112), hat der
Verfassungsgerichtshof folgende Änderung der Geschäftsord-
nung beschlossen:

1. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt:
„§ 12a

Beschwerdekammer
(1) Den Vorsitz der Beschwerdekammer führt das dienst-
älteste Kammermitglied.
(2) Für ein ausscheidendes Kammermitglied rückt das
dienstälteste, bei gleichem Dienstalter das lebensältere
Mitglied des Verfassungsgerichtshofs nach.

(3) Die Mitglieder der Beschwerdekammer werden durch
die übrigen Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs in der
Reihenfolge ihres Dienstalters vertreten. Bei mehreren Mit-
gliedern mit gleichem Dienstalter entscheidet das Lebens-
alter.
(4) Das Dienstalter bestimmt sich nach dem Zeitpunkt der
Wahl, seit der der Verfassungsrichter dem Verfassungs-
gerichtshof ununterbrochen als Mitglied angehört.“

2. § 17 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird aufgehoben.
b) Die bisherigen Absätze 2, 3, 4 und 5 werden die Ab-

sätze 1, 2, 3 und 4.

Leipzig, den 26. April 2013

Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen
Munz Rühmann Berlit
Degenhart Grünberg Hagenloch
Knoth Rozek Trute
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Bekanntmachung
des Präsidenten des Sächsischen Landtages
über die Anpassung der Grundentschädigung

für die Mitglieder des Sächsischen Landtages nach § 5 SächsAbgG
Vom 25. April 2013

Die monatliche Grundentschädigung beträgt ab 1. August 2013
5 130,45 EUR.

Dresden, den 25. April 2013

Der Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler
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Bekanntmachung
der Sächsischen Staatskanzlei

über das Inkrafttreten von Abkommen
Vom 8. Mai 2013

Die Sächsische Staatskanzlei gibt das Inkrafttreten des folgen-
den Abkommens bekannt:
Das Abkommen zur Änderung des Abkommens über die
Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik und über
die Akkreditierungsstelle der Länder für Mess- und
Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts
(SächsGVBl. 2012 S. 246) ist gemäß seinem § 2 am 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft getreten.

Dresden, den 8. Mai 2013

Sächsische Staatskanzlei
Geisler
Referatsleiter
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